Geſetz-Sammlung 
fuͤr die . 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nx. 8. — 


2549.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 4. Januar 1845., betreffend das Aufgebots⸗ 
4 8 . 4. Lund Amortiſationsverfahren ſolcher Schleſiſchen Pfandbriefe, welche mäh- 
3 m Ur rend der geſetzlichen Verjaͤhrungsfriſt nicht zum Vorſchein gekommen find, 

N DD hs IN. 231. | 

uf Ihren Bericht vom 7ten v. M. beſtimme Ich hierdurch zur Beſeitigung 
entſtandener Zweifel, daß bei dem, nach $. 40. Kap. 4. Thl. III. des Schle⸗ 
ſiſchen Landſchaftsreglements vom 9. Juli 1770. zu veranlaſſenden Aufgebots⸗ 
und Amortiſationsverfahren uͤber ſolche Pfandbriefe, welche waͤhrend der ge⸗ 
ſetzlichen Verjaͤhrungsfriſt nicht zum Vorſchein gekommen, die Vorſchriften der 

HH. 110— 119. Tit. 51. Thl. I. der Allg. Gerichtsordnung in Anwendung zu 

bringen ſind. Es ſoll jedoch hierbei der Ableiſtung des, im §. 114. am ange⸗ 

fuͤhrten Orte der Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Diligenzeides von Seiten 
der das Aufgebot extrahirenden General-Landſchaftsdirektion nicht beduͤrfen, 
ſondern nach erfolgtem Aufgebot zur Abfaſſung des gerichtlichen Praͤkluſions⸗ 
erkenntniſſes genuͤgen, wenn die General-Landſchaftsdirektion amtlich beſcheinigt, 
daß der Pfandbrief innerhalb der geſetzlichen Verjaͤhrungsfriſt nicht zum Vor⸗ 
ſchein gekommen, daß waͤhrend dieſer Friſt und bis zum Praͤkluſivtermine von 

Niemandem ein Anſpruch an den Pfandbrief angemeldet worden, und der 

etwanige Inhaber des Pfandbriefes unbekannt ſei. Dieſe Beſtimmungen ſind 

durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 4. Januar 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Grafen v. Arnim und ühden. 


Jahrgang 1845. (Nr. 2349 — 2580.) 1 Fr. 2550.) 
Ausgegeben zu Berlin, den 29. Maͤrz 1845. 
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(Nr. 2350.) Verordnung, betreffend die Einrichtung des Berghypothekenweſens in dem 
5 Herzogthum Weſtphalen, dem Fuͤrſtenthum Siegen mit den Aemtern 
Burbach und Neuenkirchen (Freien- und Huͤckenſchen Grund) und den 

Grafſchaften Wittgenſtein-Wittgenſtein und Wittgenſtein⸗Berleburg. Vom 

28. Februar 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Im H. 3. der Verordnung vom 31. Marz 1834. wegen Einrichtung 
des Hypothekenweſens in dem Herzogthum Weſſphalen, dem Fuͤrſtenthum 
Siegen mit den Aemten Burbach und Neuenkirchen (Freien⸗ und Huͤckenſchen 
Grund) und den Grafſchaften Wittgenſtein-Wittgenſtein und Wiktgenſtein⸗ 
Berleburg, und im F. 7. des Reglements für das zu Siegen errichtete Berg 
ericht vom 13. Juli 1837. ſind beſondere Beſtimmungen über die Einrichtung 
es Berghypothekenweſens vorbehalten worden. N 
ir verordnen nunmehr zur Erledigung dieſes Vorbehalts auf den An⸗ 
trag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten Unſeres 
Staatsraths, was folgt: f 8 


84. 
1. Allge⸗ Die allgemeine Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783. und die 
mungen ken darauf Bezug habenden ſpaͤtern geſetzlichen Vorſchriften, ſollen in den, im Ein⸗ 
ange dieſer Verordnung genannten Landestheilen auf na hin des ver⸗ 
iehenen Bergwerkseigenthums unter nachſtehenden nähern Beſtimmungen An- 
wendung erhalten. 


§. 2. 
Die Führung des Berggegen- und 1 liegt dem Bergamt 
zu Siegen ob; der Bergrichter bearbeitet aber die Hypothekenſachen dergeſtalt 
ſelbſtſtaͤndig, daß nur die Mandate an den Berggegenſchreiber und die Aus⸗ 
fertigung der Gewaͤhr- und Hypothekenſcheine unter der Unterſchrift des Berg⸗ 
amts ergehen. z 
Die Aufficht uͤber die Führung des Berggegen- und Hypothekenbuchs 
ſteht dem Oberlandesgericht zu Arnsberg und dem Oberbergamt zu Bonn ge— 
meinſchaftlich zu. 


g §. 3. 
Das Berggegen⸗ und Hypothekenbuch iſt beſtimmt fuͤr das im Bergamts⸗ 
Bezirk Siegen verliehene Bergwerks-Eigenthum, namentlich: 

1) die Bergwerke im engeren Sinne, d. h. die Nr Gewinnung eines Mine⸗ 
rals in beftimmten Graͤnzen angewieſenen Räume, Gruben, deren Ge⸗ 
baͤude unter und uͤber Tage; 

2) die Erbſtollengerechtigkeit; 

3) die Bergwaſſer, Waſſergefaͤlle und Waſſerleitungen; 

4) die Poch-, MWafch- und ſonſtigen Aufbereitungsanſtalten mit den zu 
ihrem Betriebe erforderlichen Grundflaͤchen und ebaͤuden auf der — 

flaͤche, 
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fläche, dieſe Anſtalten mögen in Folge der Verleihung fuͤr ſich oder in 
Verbindung mit Gruben beſtehen; a 
5) die gemeinſchaftlichen (Allgemeines Landrecht Theil II. Titel 16. $. 85. 
folg.) und insbeſondere die nach Vorſchrift der Huͤtten⸗ und Hammer⸗ 
Ordnung vom 25. Januar 1830. unter Staatsaufſicht im Zunftverbande 
beſeſſenen gewerkſchaftlichen Huͤttenwerke im Lande Siegen. Zu den 
. iſt auch der Huͤttenplatz mit den darauf ſtehenden Gebaͤuden 
zu rechnen. b 
Die Grundſtuͤcke und Gebäude, welche zu dem unter Nr. 1. bis 82 
bezeichneten Bergwerkseigenthum gehören, find jedoch nur dann in das Berg⸗ 
gegenbuch einzutragen, wenn der Beliehene ſie eigenthuͤmlich oder zu Erbzins⸗ 
und Erbpachtrechten erworben hat. . 


$. 4. 
Ueber andere, als die im H. 3. erwähnten Beſitzungen der Gewerkſchaf; 


ten, auch wenn dieſe Beſitzungen mittelbar zum Bergbau oder Huͤttenbetrieb 
dienen, z. B. Produktenniederlagen, Magazinraͤume und Gebaͤude, Beamten⸗ 
und Arbeiterwohnungen, verbleibt die Fuͤhrung des Hypothekenbuchs den ordent⸗ 
lichen Gerichten. 

Daſſelbe gilt von den im Bezirke des Bergamts zu Siegen befindlichen 
Salinen- und Hammerwerken. 


N. 8. 

Die Eintragung in das Berggegenbuch erfolgt nach der allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Eintheilung eines jeden Bergwerkseigenthums in 128 Kuxe. Sie kann 
jedoch fuͤr die Ge enſtaͤnde des bereits verliehenen Bergwerkseigenthums nach 
derjenigen Eintheilung ſtattfinden, nach welcher das Bergwerkseigenthum zur 
Zeit rechtmaͤßig beſeſſen worden, inſofern ſich die Eintheilung in 128 Kuxe 
ohne Beeinträchtigung des Beſitzes der Theilnehmer oder der Rechte eines Drit- 
ten nicht bewirken laͤßt. f 

Bei der Eintragung der in dem Fuͤrſtenthum Siegen und in den Aem⸗ 
tern Burbach und Neuenkirchen beſtehenden Huͤttenwerke ſoll die in der Huͤtten⸗ 
und Hammerordnung vom 25. Januar 1830. beſtimmte Eintheilung des Theil⸗ 
nahmrechts am Huͤttenbetriebe nach Tagen und Stunden unveraͤndert bleiben. 


H. 6. ar 

Jeder Beſitzer von verliehenem Bergwerkseigenthum ($$. 7. und 8.) iſt 

verpflichtet, ſeinen Beſitztitel zu berichtigen, und ſoll dazu von Amtswegen an⸗ 
gehalten werden. 


Fe $. 7. 
Eine jede Gewerkſchaft hat die Verpflichtung: e 
1) ihr Bergwerkseigenthum (das generelle Eigenthum) unter Einreichung 
einer genauen Beſchreibung deſſelben nachzumeifen; 
2) die Grundſtuͤcke, welche nach H. 3. zur Eintragung in das Berggegen⸗ 
buch geeignet ſind, nach dem Kataſterflurbuch zu bezeichnen und einen 
Auszug daruber aus der Grundſteuermutterrolle vorzulegen. 


Gale 2650) 17% . 8. 


II. Berichti⸗ 
ung des Be⸗ 
itztitels. 


a BE 


§. 8. 

Zur Eintragung des generellen Bergwerkseigenthums genuͤgt, inſofern 
daſſelbe am Tage der Verkuͤndung dieſer erordnung bereits erworben war, 
das Atteſt der Bagrerwalkungebe oͤrde über die ſeit 10 Jahren erfolgte Be- 
zahlung der Rezeßgelder oder der ſonſt uͤblichen bergrechtlichen Gefaͤlle an den 
Staat. 

Iſt von Grundſtuͤcken, welche nach $. 3. in das Ber gegen⸗ und Hypo⸗ 
thekenbuch aufzunehmen ſind, das Folium im Hypothekenbuche des Richters der 
Sache bereits angelegt worden, ſo muß deren Aufnahme die Extabulation bei 
dieſem Hypothekenbuche nach H. 22. Tit. t. der Hypothekenordnung vorange⸗ 
hen. Iſt noch kein Folium angelegt worden, ſo muß der Beſitztitel, ſofern er 
ſich nicht etwa aus der Verleihungsurkunde ergiebt, bei dem Bergamte nach 
den Vorſchriften der Verordnung vom 31. Maͤrz 1834. beſcheinigt werden. 
3 Die bei dem Richter der Sache angemeldeten oder bereits eingetragenen 
Hypothekenforderungen und ſonſtigen Realrechte find bei Berichtigung des Be- 
ſitztitels von Amtswegen in das Berggegen- und Hypothekenbuch einzutragen. 


H. 9. 

Bei den alten Zechen- und Huͤttenwerken, d. h. ſolchen, welche am Tage 
der Verkuͤndung dieſer Verordnung bereits eintragungsfähiges Bergwerks- 
Eigenthum ſind, iſt jeder Beſitzer eines ideellen Antheils verpflichtet: 

1) die Größe feines Antheils genau anzuzeigen; N 
2) feinen Vorbeſitzer zu benennen; 
3) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Eigenthum von dem 

Vorbeſitzer auf ihn uͤbergegangen iſt, und 

4) alle darauf Bezug habende Dokumente und Beweismittel vorzulegen und 
anzugeben. 


H. 10. 

Zur Eintragung des Beſitztitels des ſich meldenden Beſitzers genuͤgt es: 
4) wenn derſelbe die vor der Verkuͤndung dieſer Verordnung erfolgte Auf- 
nahme in die Gewerkſchaft oder auch nur die Ausuͤbung von Theil⸗ 
nehmungsrechten, durch an Eidesſtatt zu vernehmende Zeugen, durch 
Atteſte Öffentlicher Behörden oder durch beglaubigte oder ſonſt unver- 
daͤchtige Privatdokumente beſcheini 5 
wenn derſelbe in gleicher Art beſcheingt, daß er vor dem Tage der 
ee dieſer Verordnung das Eigenthum aus einem, zur Crlan- 
gung deſſelben an ſich geſchickten, wenn auch in der Form mangelhaf⸗ 
ten Titel erworben hat. Sollte der hierdurch gefuͤhrte Nachweis man⸗ 
elhaft ſein, ſo kann nach richterlichem Ermeſſen die Eintragung des 
Beſchrrels gegen die von dem Beſitzer abgegebene Verſicherung an 
ee, daß ihm kein gleich oder naͤher erechtigter bekannt ſei, 
erfolgen. f 


3 


— 


§. 11. 

In allen Fällen, der Beſitzer mag vor oder nach der Verkündigung 
dieſer Verordnung erworben haben, ſoll der Beſitztitel berichtigt werden: 
1) wenn 


= u 

1) wenn der Beſitzer in dem bei dem vormaligen Berggerichte zu Eslohe 
gefuͤhrten Berggegenbuche bereits eingetragen war; 

2) wenn derſelbe das Bergwerkseigenthum in einer Subhaſtation erfianden 
oder daruͤber ein Praͤkluſionserkenntniß ausgebracht hat; 

3) wenn derſelbe fuͤr ſich und ſeinen unmittelbaren Vorbeſitzer einen, der 
Form und dem Inhalte nach guͤltigen Titel nachweiſet; 8 

4) wenn derſelbe zwar nur für ſich einen, der Form und dem Inhalte nach 
guͤltigen Titel beibringt, zugleich aber durch an Eidesſtatt zu verneh— 
mende Zeugen, durch Atteſte oͤffentlicher Behoͤrden, oder durch beglau— 
bigte oder ſonſt unverdaͤchtige Privatdokumente beſcheinigt, daß er und 
beziehungsweiſe ſein Vorbeſitzer ſich in den letzten fuͤnf Jahren in der 
9 en und ungeſtoͤrten Ausübung des Rechts befunden haben. Auch 
genuͤgt es zu dieſer Beſcheinigung, wenn Jemand in den letzten fuͤnf 
Jahren in den ſogenannten Anſchnitten als Gewerke aufgefuͤhrt iſt. 


| 8 | | 
Kann der Beſitztitel auf vorſtehend bezeichnete Art (HF. 10. und 11.) 

nicht nachgewieſen werden, der ſich meldende Beſitzer iſt aber entweder: 
1) von den, mindeſtens zur Halfte an dem Werke betheiligten Gewerken, 


oder 8 
2) von den Lehntraͤgern, den Deputirten oder den Huͤttenſchulzen 
als Mitgewerke anerkannt worden, ſo ſoll die Eintragung fuͤr ihn, auf Grund 
dieſes Anerkenntniſſes, gegen die Verſicherung an Eidesſtatt, daß ihm kein 
eich oder beffer Berechtigter zu dem in Anſpruch genommenen Bergantheile 
ekannt ſei, bewirkt werden. a a 


| $. 13. 
Bergwerke und Hütten oder Antheile an Bergwerken und Hüften, welche 
der Staat für eigene Rechnung betreibt, konnen, inſofern fie nicht aus einem 
Privatrechtstitel erworben ſind, in welchem Falle es bei den Vorſchriften der 
. 10. bis 12. verbleibt, auf den Grund einer Beſcheinigung der vorgeſetzten 
Bergverwaltungsbehoͤrde, daß der Staat ſich im „Betriebe für eigene Rech: 
nung befinde“, fuͤr denſelben in das Berggegenbuch eingetragen werden. 


14 


§. 14. 
Bei Berichtigung des Beſitztitels auf den Grund des Erbrechts iſt, wenn 
der Vorbeſitzer in das bei dem Berggericht zu Eslohe gefuͤhrte Berggegenbuch 
eingetragen war, oder aus Gewährfcheinen der Bergbehoͤrde oder aus den Ans 
ſchnitten ſich ergiebt, und der Erbfall vor dem Tage der Verkuͤndung dieſer 
Verordnung Statt gehabt hat, keine foͤrmliche Erbeslegitimation erforderlich, 
ſondern es genugt der Nachweis der ein geſetzliches Erbfolgerecht begruͤndenden 
Verwandtſchaft und die von dem Beſitzer abgegebene Verſicherung an Gides- 
ſtatt, daß ihm keine naͤhere oder gleich nahe Erben bekannt ſeien. 


1 $. 15. 
Wiiderſpruͤche gegen die Eintragung des ſolchergeſtalt ($$. 10 bis 14.) 
legitimirten Beſitzers koͤnnen die Eintragung ſelbſt nicht hindern, ſondern be— 
Cr. 2550.) gruͤn⸗ 


— 
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gründen nur, inſoweit fie befcheinigt find, die Eintragung einer Proteſtation, 
und unterliegen demnaͤchſt der richterlichen Entſcheidung. 


; a 
Antheile, auf welche Niemand einen begründeten Anſpruch macht, wer⸗ 
den ſaͤmmtlichen Gewerken gleichmaͤßig zugeſchrieben. 


8 . 

Da der Beſitztitel der nach H. 3. in das Berggegen- und Hypotheken— 
buch gehörenden Gegenftände für die Beſitzer von Amtswegen berichtigt wer- 
den ſoll, ſo werden alle diejenigen, welche vermeinen, daß ihnen entweder als 
Eigenthuͤmern oder aus einem Lehnsverhaͤltniſſe, einer Subſtitution, oder ſonſt 
einem, das Eigenthum oder die freie Dispoſition der Beſitzer beſchraͤnkenden 
Grunde, oder als Realberechtigten der II. Rubrik Rechte, die zur Eintragung 
in die Hypothekenbuͤcher det net ſind, zuſtehen, hierdurch aufgefordert, ſolche 
zeitig bei der Hypothekenbehoͤrde anzumelden. 

Cs wird denſelben hierzu eine Friſt bis zum 1. Juli 1845. bewilligt. 

Nach Ablauf derſelben muß die Hypothekenbehoͤrde den Vorſchriften der 
HH. 7—16. gemäß mit der Berichtigung des Beſitztitels vorſchreiten, und Jeder, 
der die Anmeldung feiner Realanfprüche verſaͤumt, hat es ſich ſelbſt beizumeſſen, 
wenn bis zur Nachholung ſeiner Anmeldung der eingetragene Beſitzer in allen 
mit dritten Perſonen uͤber das Bergwerkseigenthum 9 1 oder zu ſchlie⸗ 
ßenden Verhandlungen, nach Vorſchrift des Allg. Landrechts Th. I. Tit. 10. 
H. 7. u. f. fuͤr den wahren Eigenthuͤmer deſſelben angeſehen wird. 

4 18. . . 
Ul. Eintra⸗ Bei Anlegung des Berggegen- und Hypothekenbuchs ſollen von Amts— 
aaa anz wegen beruückſichtigt werden: 5 
Realrechte. 1) alle Hypotheken, uͤber deren Anmeldung in Folge des im H. 22. des 
Patents vom 21. Juni 1825. und der Order vom 4. Februar 1828. 
geſchehenen Aufrufs gerichtliche Rekognitionen ertheilt worden ſind, 
2) ſaͤmmtliche, nach H. 8—11. des Patents vom 21. Juni 1825. ſeit dem 
1. Dezember 1825. entſtandene Realrechte. N 


$. 19. 
Es iſt dabei in nachſtehender Art zu verfahren: 
1) bei jeder Beſitztitelberichtigung muß der Realſchuldenzuſtand: 
a) durch Vernehmung des Beſitzers, 
b) durch Extrakte aus den bisher gefuͤhrten Regiſtern uͤber die angemel— 
deten Realrechte und Hypotheken, und 
c) durch Einſicht der denſelben zum Grunde liegenden Anmeldungen und 
Dokumente feſtgeſtellt werden. f 
2) Jeder auf dieſe Weiſe ermittelte Realberechtigte und Hypothekenglaͤubiger 
iſt aufzufordern, die ihm ertheilte Rekognition mit dem dazu gehörigen 
Dokumente zur Eintragung in das 1 einzureichen. 
Auch Erben, Ceſſionarien, Pfandinhaber und andere Betheiligte er⸗ 
halten eine ſolche ſpezielle Aufforderung, wenn ihr Rechtsanſpruch zu 
den Grundakten angezeigt worden iſt. 9080 
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§. 20. 
Alle Inhaber von deen welche ihre Rechtsanſpruͤche zu den 
Grundakten nicht angezeigt haben, werden hierdurch aufgefordert, ſpaͤteſtens 
bis zum 1. Juli 1845. die Anmeldung nachzuholen. 


§. 21. a a 
10 Wer der ergangenen Aufforderung ($$. 19. und 20.) nicht genuͤgt, be⸗ 
aͤlt zwar⸗ 7 
a) feine Rechte gegen die Perſon feines Schuldners oder deſſen Erben und 
kann ſich auch an das ihm verhaftete Bergwerkseigenthum halten, in— 
ſofern ſolches noch in den Haͤnden dieſes Schuldners oder deſſen Erben 
ſich befindet; er geht aber 
b) in Beziehung auf alle übrige Realberechtigte, deren Hppothefen- und 
ve Realanſpruͤche eingetragen worden, feiner Vorzugsrechte verluftig ; 
verliert 
c) in Beziehung auf jeden Dritten, der im redlichen Glauben an die Rich- 
tigkeit des Berggegen- und Hppothekenbuchs nach der Anlegung des 
letzteren 125 Bergwerkseigenthum erworben hat, fein Realrecht, und haf- 
tet endli 
d) fuͤr jeden mit dem Dokument ſpaͤterhin gemachten Mißbrauch und fuͤr 
jeden hierdurch und aus der Nichtbefolgung der an ihn ergangenen Auf- 
forderung entſtehenden Schaden. 


$. 22. 

Jeder zur ee der ertheilten Rekognition aufgeforderte Real— 
Berechtigte, iſt verpflichtet, das Bergwerkseigenthum, auf welches ſein Recht 
eingetragen werden ſoll, genau anzugeben. 

Waltet gegen die Identitaͤt deſſelben mit dem im Dokument verpfaͤnde⸗ 
ten kein Zweifel ob, oder erkennt der Beſitzer dieſe Identitaͤt an, ſo begruͤndet 
die erhaltene Rekognition einen Anſpruch auf Eintragung des Rechts felbft. 

Entſtehen Zweifel uͤber die Identitaͤt, die ſich nicht ſofort beſeitigen laſſen, 
die Identitat aber iſt wahrſcheinlich, fo wird dadurch jedenfalls die Eintragung 
einer Proteſtation begruͤndet. 

Eine mangelhafte oder vorlaͤufige Rekognition uͤber zwar beſcheinigte, aber 
nicht ſofort liquid zu machende Realanſpruͤche begruͤndet ebenfalls einen Anſpruch 
auf die Eintragung einer Proteſtation zur Erhaltung des Vorrechts. 


$. 23. 

Allen vor dem 1. Dezember 1825. entſtandenen, binnen der vorgeſchrie⸗ 
benen Friſt angemeldeten Realrechten gebührt bei der Eintragung die Priorität 
vor den ſpaͤter erworbenen, mit Vorbehalt der naͤheren Beſtimmung ihrer 
Rangverhaͤltniſſe unter ſich, welche feſtzuſtellen oder im Fall eines Streits durch 
richterliche Entſcheidung feſtſtellen zu laſſen, den Intereſſenten uͤberlaſſen bleibt. 
Die ſeit dem 1. Dezember 1825. entſtandenen Realrechte werden nach der Zeit— 
folge ihrer Anmeldung eingetragen. 


24. 
Realforderungen, die bei einer Subhaſtation, einem Konkurs- oder Liqui⸗ 
(Nr, 2550.) 5 da⸗ 
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dationsprozeß ausgefallen, praͤkludirt oder durch Zahlung getilgt ſind, werden 
5 nicht weiter wan f 

Behauptet der Beſitzer, daß das Realrecht auf andere Weiſe aufgehoben 
worden ſei, ſo muß er dieſe Aufhebung ſofort darthun. Kann er dies nicht, 
fo iſt die Eintragung der Forderung und zugleich in der Kolonne „Ceſſionen“ 
die Eintragung des Widerſpruchs, ſofern derſelbe beſcheinigt iſt, zu bewirken. 

§. 25. 

Allen Inhabern bereits angemeldeter Titel zu Hypotheken- und Real⸗ 
rechten, welche ungewiß daruͤber ſind, ob die von ihnen angemeldeten Titel 
auch wirklich in die Hypothekenregiſter aufgenommen worden ſind, und daher 
beſorgen, bei der nach H. 18. u. f. vorzunehmenden Feſtſtellung des Schulden- 
zuſtandes unbeachtet zu bleiben, bleibt es uͤberlaſſen, ſich die Hypothekenregiſter 
vorlegen zu laſſen, und erforderlichen Falls die Nachtragung in dieſelben oder 
die Ertheilung vollſtaͤndiger Rekognitionen anderweit in Antrag zu bringen. 
Auch ſteht es ihnen frei, durch ſchriftliche 3 ſich die Beruͤckſichtigung 
1 Anlegung des Foliums zu ſichern. Es muß jedoch dieſe Eingabe 
enthalten: ul: 

eine genaue Bezeichnung des verhafteten Bergwerkseigenthums, 
die Namen der gegenwaͤrtigen Beſitzer deſſelben, 

die Angabe des Titels und des Datums der fruͤheren Anmeldung; 

endlich muß derſelben eine Abſchrift der erhaltenen Rekognition beigefuͤgt werden. 


5 . 20. 

Bei allen die erſte Regulirung des Berggegen- und Hypothekenbuchs, 
namentlich auch die Feſtſtellung des Schuldenzuſtandes betreffenden Verhand⸗ 
lungen, genuͤgt die Vernehmung des Ehemannes, und es kann nach deſſen Er- 
klaͤrung die Eintragung erfolgen, wenn auch das Bergwerkseigenthum zum 
gemeinſchaftlichen Vermoͤgen der Eheleute oder zum eingebrachten Vermoͤgen 
der Frau gehoͤrt. a 

Wollen Verwandte in auf⸗ oder abſteigender Linie, Schwiegereltern, 
Schwiegerkinder und Geſchwiſter einander vertreten, ſo iſt zu ihrer Legitimation 
eine außergerichtliche, nur vom Pfarrer oder Ortsvorſtande beglaubigte Voll⸗ 
macht des Vertretenen hinreichend. In allen dieſen Fällen iſt den ſolchergeſtalt 
Vertretenen der Gewaͤhrſchein unmittelbar zuzuſtellen. 


ö 7 N 
I. Verfahren Bis zur wirklichen Anlegung des Foliums kann vom Tage der Verkuͤn⸗ 
e . an, ein —.— on per va auch nach 
änderungen Vorſchrift der Verordnung vom 16. Juni 1820. erworben werden. 
—— Nach Anlegung des Foliums treten ſtatt der obigen Beſtimmungen die 
em Hypothekenordnung und die darauf Bezug habenden ſpaͤteren geſetzlichen Vor: 
ſchriften in volle Kraft. 


F. 28. 

V. Anlegung Bei Anlegung des Hypothekenfoliums fuͤr neue Zechen und Huͤttenwerke 
für neue zeöiſt die Legitimation der Intereſſenten nach F. 265. Tit. 10. Th. II. des Allg. 
Sen und Hüt- Landrechts zu beurtheilen. ö 

enwerke. H. 29 
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§. 29. 


Zur Erleichterung der Intereſſenten wird den Verhandlungen, welche zur 
Eintragung der bisher erworbenen Eigenthums , Hypotheken- und Realrechte 
in das neu anzulegende Berggegenbuch erforderlich ſein werden, die Stempel⸗ 
freiheit bewilligt, und ſoll außerdem eine von Unſern Miniſtern der Finanzen 
und der Juſtiz zu beſtimmende Ermaͤßigung der in der Gebuͤhrentaxe vom 
23. Auguſt 1815. beſtimmten Gebuͤhrenſaͤtze eintreten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. Februar 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v». Savigny. Flottwell. Uhden. 
Beglaubigt: 
Bode. 


(Nr. 2351.) Fiſcherei-Ordnung für die Provinz Poſen. Vom 7. März 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Beſeitigung der Nachtheile, welche aus dem Mangel beſonderer, 
für die Provinz Poſen gültiger Vorſchriften über die Fiſcherei hervorgehen, 
nach Anhörung Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Poſen und nach ver— 
nommenem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres Staatsraths ernannten 
Kommiſſion fuͤr die gedachte Provinz, was folgt: - 


. 

Die Vorſchriften dieſer Fiſchereiordnung finden innerhalb der Provinz 
Poſen Anwendung auf öffentliche Gewaͤſſer und auf folche Privatgewaͤſſer, in 
welchen der Fiſchfang verſchiedenen Berechtigten zuſteht, oder welche mit fiſch⸗ 
haltigen Gewaͤſſern, in denen Andere zur Ausuͤbung der Fiſcherei berechtigt 
ſind, dergeſtalt in Verbindung ſtehen, daß die Fiſche aus dem einen in das 
andere frei uͤbertreten koͤnnen. a 


6) 


— 


9,2. . 
Wenn diejenigen, welchen die Fiſcherei in einem Privatgewaͤſſer oder in 
mehreren, auf die im H. 1. angegebene Weiſe mit einander verbundenen Privat⸗ 
ewaͤſſern zuſteht, ſaͤmmtlich einig find, fo iſt es ihnen geſtattet, die bejchrän- 
enden Vorſchriften der Fiſchereiordnung ganz oder theilweiſe durch einen Ver⸗ 
trag aufzuheben, den fie demnächft dem Landrathe vorzulegen haben. So lange 
letzteres nicht geſchehen iſt, wird lediglich nach den Vorſchriften der Fiſcherei⸗ 
rdnung verfahren. 
Jahrgang 1845. (Nr. 2550-2551.) 18 H. 3. 
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$ 3. 

Jede den Zug der Fiſche auf irgend eine Weiſe ftörende Verſtellung oder 
Sperrung der im H. 1. bezeichneten Gewaͤſſer, wohin namentlich auch die An— 
lage von Lachs- und Stoͤrwehren und Aalfaͤngen gehört, iſt fortan verboten, 
wenn dieſelbe nicht entweder auf eine ausdruͤckliche Konzeſſion der Regierung 
oder auf eine beſondere Berechtigung ſich gründet. Wer eine ſolche Berechti— 
gung in Anſpruch nimmt, hat ſelbige binnen ſechs Monaten, vom Tage der 
Publikation dieſer Verordnung an gerechnet, bei der Regierung anzumelden, 
und, auf deren Verlangen, naͤher zu beſcheinigen, widrigenfalls ihm die Aus— 
uͤbung der behaupteten Berechtigung, bis zum vollſtaͤndigen Nachweiſe der letz— 
teren, von der Regierung unterſagt werden kann. 


8. 4. 
Dieſe Beſtimmung (F. 3.) findet auch Anwendung, wenn und wo jene 
Gewaͤſſer (§. 1.) in Bruͤcher, Niederungen, Wieſen u. ſ. w. uͤber- oder 
austreten. 8 a 5 


8 

Vorkehrungen, welche zur Abwehr von Ueberſchwemmungen und aͤhn— 
lichen Gefahren oder zur Herſtellung durchbrochener Ufer oder Wehrungen nach 
a ar 10 Regierung erforderlich find, unterliegen dem allgemeinen Ber: 

ote ($. 3.) nicht. 

Außer dieſem Falle duͤrfen die Regierungen neue, den Zug der Fiſche 
ſtoͤrende Anlagen nicht anders geſtatten, als wenn dieſelben fuͤr die Fiſcherei 
entweder unſchaͤdlich ſind oder durch beſondere, den Unternehmern aufzuerlegende 
Bedingungen unſchaͤdlich gemacht werden koͤnnen. 

Die Entſcheidung daruͤber, ſowie die Feſtſetzung der Bedingungen, welche 
in den zu ertheilenden Konzeſſionen genau zu bezeichnen find, ſteht den Regie— 
rungen zu, ge en deren Verfügungen nur der Rekurs an das vorgeſetzte Mi— 
niſterium zul ig iſt. 

; Die Polizeibehörden haben darüber zu wachen, daß die in den Konzeſ— 
ſionen zu Gunſten der Fiſcherei feſtgeſetzten Bedingungen erfuͤllt werden. 


g $. 6. 
Sofern jedoch von dergleichen neuen 1 9 (F. 5.) ein uͤberwiegender 
Vortheil fuͤr die Schiffahrt oder Bodenkultur oder fuͤr gewerbliche Unterneh— 
mungen zu erwarten iſt, ſind die Regierungen befugt, ſolche Anlagen auch dann, 
wenn ſie der Fiſcherei nachtheilig ſind, jedoch nur gegen Entſchaͤdigung der 
Fiſchereiberechtigten, zu geſtatten. 

Unter gleichen Vorausſetzungen kann auch die Wegſchaffung von Fiſch— 
wehren und anderen zum Behuf der Fiſcherei vorhandenen Anlagen angeordnet, 
und ſelbſt die gaͤnzliche Ablaſſung ſtehender Gewaͤſſer erlaubt werden. 

Gegen die Entſcheidungen der Regierungen iſt nur der Rekurs an das 
vorgeſetzte Miniſterium zulaͤſſig. N 

8 * 
> In Faͤllen, wo eine den Zug der Fiſche ſtoͤrende Anlage (F. 5.) wegen 
eines überwiegenden Vortheils für Bodenkultur oder gewerbliche Unterneh- 
mungen 


— ee 


mungen geſtattet wird, findet wegen Entſchaͤdigung der Fiſchereiberechtigten das 
nachſtehend ($$. 8—14.) ehe Verfahren ſtatt. 


RR, 
Die Regierung laßt die den Fiſchereiberechtigten zu gewaͤhrende vollſtaͤn⸗ 
dige Entſchaͤdigung durch drei von ihr zu ernennende Taxatoren, unter Zuzie⸗ 
hung ſaͤmmtlicher Betheiligten, ermitteln, und ſetzt ſolche, unter Zuſchlagung 
von fuͤnf und zwanzig Prozent des ermittelten Betrages, durch einen Beſchluß 
feſt, welcher den Beben bekannt zu machen ift. 
Die Koſten der A 


ſt 
ſchaͤtzung hat der Unternehmer der Anlage allein zu 
tragen. N ö 


5% 

Dem Fifchereiberechtigten ſteht, wenn er ſich durch die von der Regie⸗ 
rung feſtgeſetzte Entſchaͤdigung nicht fuͤr befriedigt haͤlt, binnen ſechs Wochen 
nach Bekanntmachung des Beſchluſſes der Rekurs an das Reviſions-Kollegium 
frei. Daſſelbe ſtellt nach Reviſion der Abſchaͤtzung, wobei anderweitige Ermit⸗ 
telungen geſtattet find, die Entſchaͤdigung mit Ausſchließung jedes weiteren 
Rechtsmittels, ſowie des Rechtsweges, definitiv feſt. 

Dem Unternehmer der Anlage iſt kein Rekurs geſtattet. 


H. 10. 

In der Rekursſchrift muß der Mehrbetrag der Entſchaͤdigungsſumme, 
welchen der Fiſchereiberechtigte fordert, beſtimmt ausgedruͤckt ſein. 

Wird dem Fiſchereiberechtigten keine hoͤhere Entſchaͤdigung, als die von 
der Regierung feſtgeſetzte ($. 8.) zuerkannt, fo hat derſelbe ſaͤmmtliche Koſten 
er Rekursin ang zu tragen. Erſtreitet er den ganzen geforderten Mehrbetrag, 
ſo fallen dieſe Koſten ſaͤmmtlich dem Unternehmer der Anlage zur Laſt. Wenn 
der Fiſchereiberechtigte zwar nicht den ganzen geforderten Betrag, aber doch 
mehr als ihm von der Regierung zugebilligt worden, erſtreitet, ſo findet zwi⸗ 
ſchen beiden Theilen eine verhaͤltnißmaͤßige Vertheilung der Koſten ſtatt. 


Nenn 
Dem Unternehmer der Anlage ſteht frei, von deren Ausfuͤhrung auch 
nach bereits erfolgter definitiver Feſtſtellung der Entſchaͤdigungsſumme abzu⸗ 
ehen; er muß aber in dieſem Falle auch diejenigen Koſten uͤbernehmen, welche 
em Provokaten zur Laſt geſtellt worden ſind. 


§. 12. Ir 
Die Einziehung und Auszahlung oder gerichtliche Depoſition der feftge- 
ſtellten Entſchaͤdigungsſumme liegt der Regierung ob. 


E §. 13. e pe 
Saͤmmtliche Verhandlungen, welche durch das in Fallen des H. 6. etwa 
Eforderliche Verfahren, imgleichen durch das Verfahren zur Ermittelung der 
Entſchaͤdigung ($. 8.) und durch die Einziehung und Auszahlung oder Depo- 
ſition der Entſchaͤdigungsgelder ($. 12.) veranlaßt werden, find gebühren- und 
dempelfrei, und es werden nur die baaren Auslagen in Anſatz gebracht. In 
er Rekursinſtanz ($. 9.) find jedoch Gebühren und Stempel zu entrichten. 

(Nr. 2351.) 48* $. 14 


+ 
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. $. 14. 
Die Ausfuͤhrung der Anlage ſoll von der Feſtſtellung der den Fiſcherei⸗ 
berechtigten zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung ($$. 8. u. f.) nicht abhängig fein. 


. 18. 

In Fällen, wo eine den Zug der Fiſche ſtoͤrende Anlage (F. 5.) wegen 
eines uͤberwiegenden Vortheils fuͤr die Schiffahrt ausgefuͤhrt wird, behaͤlt es 
wegen Entſchaͤdigung der Fiſchereiberechtigten bei den allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften ſein Bewenden. 


$. 16. 
Soweit es ohne Verletzung beſtehender Gerechtſame geſchehen kann, ha— 
ben die Polizeibehoͤrden 

a) jede nach ihrem Ermeſſen dem Gedeihen der Fiſche oder der Ausuͤbung 
der Fiſcherei nachtheilige Verunreinigung der im H. 1. bezeichneten Ge— 
waͤſſer zu verbieten, 

b) vorhandene gewerbliche oder andere Anlagen, welche durch ihren Abfluß 
eine ſolche Verein ung herbeifuͤhren, zu beſeitigen, und 

c) neue Anlagen, deren Abfluß in die gedachten Gewaͤſſer geht, nur dann 
zu geſtatten, wenn, allenfalls unter Zuziehung von Sachverſtaͤndigen, er— 
mittelt worden iſt, daß ſie der Fiſcherei unſchaͤdlich ſein werden. 

Die Regierungen ſind jedoch befugt, Anlagen der angegebenen Art, 
wenn davon ein uͤberwiegender Vortheil fuͤr landwirthſchaftliche oder ge⸗ 
werbliche Zwecke zu erwarten iſt, gegen Entſchaͤdigung der Fiſchereibe— 
rechtigten zuzulaſſen. Die Entſchaͤdigung wird in ſolchen Faͤllen nach 
Vorſchrift der HH. 8 — 14. regulirt. 


Kite" 

Fiſchereiberechtigte Gemeinden und andere Korporationen ſind, ſofern ſie 
nicht die Befugniß zur Ausuͤbung der Fiſchereigerechtigkeit durch ihre Mitglie— 
der beſonders erworben haben, verpflichtet, dieſelbe ganz oder in angemeſſenen 
Theilen einzelnen dazu geeigneten und zuverlaͤſſigen Perſonen zu uͤbertragen. 

Dieſe Uebertragung darf ſich indeſſen nie auf die Antheile einzelner Mit— 
glieder der Gemeinde beſchraͤnken, ſondern muß ſich ſtets auf die Berechtigung 
der ganzen Gemeinde beziehen. 


§. 18. 

Der Fiſchfang darf nur auf ſolche Art und mit ſolchen Gezeugen be— 
a 5 welche der Erhaltung und Vermehrung des Fiſchbeſtandes nicht 
nachtheilig ſind. 

Dee Regierungen ſind befugt und verpflichtet, in dieſer Beziehung naͤhere 
Beſtimmungen nach Maßgabe der örtlichen Verhaͤltniſſe zu treffen. Allgemein 
bleibt aus dem angefuͤhrten Grunde: | 

1) die Fiſcherei bei Nachtzeit, wobei den Fiſchen bei Strohfackeln und bren- 

nenden Spaͤhnen mit Staͤben nachgeſtellt wird, a 

2) das ſogenannte Betaͤuben oder Tollkeulen, wobei auf tragendem, durch⸗ 
ſichtigen Eiſe der Fiſch durch ſtarke Schlaͤge auf das Eis betaͤubt und 
dann gefangen wird, 
3) das 
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3) das Speerſtechen, 

4) das Schießen der Fiſche, 
verboten. Eben ſo unſtatthaft iſt der Gebrauch von Schaubern und Hamen, 
das Auslegen von Schnuͤren mit Angelhaken und die Anwendung betaͤubender 
Ingredienzien, z. B. Kockelskoͤrner, Kraͤhenaugen u. ſ. w. 


. 

Die Maſchen der zum Fiſchfange anzuwendenden Netze ſollen in Zukunft, 
und zwar im naſſen Zuſtande, wenigſtens gehn Preußiſche Linien an jeder Seite 
halten. Nur beim Stintfange iſt der Gebrauch noch enger gemaſchter Saͤcke 
an den Fluͤgeln der Netze geſtattet. Dagegen ſollen da, wo die ſogenannte 
Stellfiſcherei mit Reuſen betrieben wird, die Maſchen derſelben wenigſtens drei 
Zoll lang und drei Zoll breit ſein. 

3 Die Regierungen find befugt, nach Maaßgabe der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe, 
in Bezug auf einzelne Fiſchgattungen, den Gebrauch von Netzen mit weiteren 

aſchen vorzuſchreiben, und da, wo bisher enger gemaſchte Netze im Ge⸗ 
rauch geweſen, die Benutzung derſelben ausnahmsweiſe noch fuͤr einige Zeit, 
hoͤchſtens jedoch fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre zu geſtatten. Letzteren Falls duͤrfen 
aber vorſchriftswidrige Netze, die erſt nach Publikation dieſer Ordnung ange: 
fertigt ſind, auch ſchon innerhalb der feſtzuſetzenden Friſt zum Fiſchfange nicht 
benutzt werden. 


$. 20. 

. Die Laichzeit aller Fiſchgattungen iſt zu beachten und waͤhrend derſelben 
die betreffende Gattung zu ſchonen. Den Regierungen bleibt es vorbehalten, 
die Schonzeit der verſchiedenen Fiſchgattungen in beſtimmten Gewaͤſſern beſon— 
ders feſtzuſetzen und den Fiſchereibetrieb waͤhrend dieſer Zeit zu unterſagen oder 
nach Maaßgabe der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe zu beſchraͤnken. 


Gr. 

Die Fiſcherei auf laichende und unausgewachſene Fiſche iſt verboten. 
Werden ſolche Fiſche mit anderen Fiſchen gefangen, ſo ſind ſie ſogleich mit 
gehoͤriger Vorſicht in das Waſſer zuruͤckzuwerfen. Ebenſo iſt mit dem, aus 
dem Waſſer ezogenen Fiſchſaamen zu verfahren. 

Zum Verkauf duͤrfen die nachfolgenden Fiſcharten nur geſtellt werden, 
wenn die Fiſche die dabei angegebene Laͤnge haben, naͤmlich: 


BAR IN re 18 Preußiſche Zoll. 
ande ö enen. e 8 , = 
Selen. u. ren 18 a 
4 Barſe enn 6 : 
5. Bleie oder Braſſen 8 a 
Napf ue ut 12 = 
7 Batilbärfe Bil. uud 208: 4 E : 
2. ͤ 6 - a 
EBENEN I e. 8 z : 
100 Zander a. . . e. . 12 = - 
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$. 22. 
Auch bei dem Fiſchfange dürfen die fließenden Waſſer nicht verftellt 
werden, und daher die Saͤcke und Stellnetze nie mehr als die halbe Breite der- 
ſelben einnehmen. 


§. 23. 
In ſchiff⸗ oder floͤßbaren Gewaͤſſern darf keine Art der Fiſcherei getrie— 
ben werden, welche den Lauf der Kaͤhne oder Floͤße hindert. 


| §. 24. 

Wo beſondere Fiſchwehre beſtehen, behaͤlt es bei dem Umfang der pri— 
vilegienmaͤßigen Berechtigung ſein Bewenden, ſoweit nicht durch Herkommen 
oder Judikate eine Einſchraͤnkung der Benutzung im Intereſſe der Schiffahrt 
oder der Floͤßerei begründet iſt, oder nach F. 6. angeordnet wird. 


§. 25. 
Die in den Strömen, Fluͤſſen und Seen etwa ſtattfindenden Waſſer⸗ 
bauten muͤſſen bei dem Betriebe der Fiſcherei ſorgfaͤltig gegen jede Beſchaͤdi— 
gung bewahrt werden. 


H. 20. 5 
Die Fiſcherei auf Kanaͤlen iſt, ſoweit darüber nicht beſondere Beftim- 
mungen ertheilt ſind, ebenfalls dieſer Verordnung unterworfen. 


§. 27. 

Wo die Erhaltung der Ufer eines oͤffentlichen Fluſſes dadurch bedingt 
iſt, daß die Fiſcherei nicht vom Ufer aus betrieben wird, und daß die Netze 
nicht laͤngs des Ufers fortgezogen oder auf daſſelbe aufgezogen werden, iſt die 
Regierung befugt, ſolches zu verbieten. 


$. 28. 

Sollte Jemand auf rechtsguͤltige Weiſe die Befugniß erlangt haben, die 
Fiſcherei auf eine der hier verbotenen Arten zu betreiben, ſo hat er ſolche bin— 
nen ſechs Monaten, vom Tage der Publikation dieſer Verordnung an gerech⸗ 
net, bei der Regierung anzumelden und, auf deren Verlangen, näher zu be- 
ſcheinigen; widrigenfalls ihm die Ausuͤbung der behaupteten Berechtigung bis 
zum vollſtaͤndigen Nachweiſe der letzteren von der Regierung unterſagt werden 
kann. Die Regierung hat übrigens darauf hinzuwirken, daß der gemeinſchaͤd⸗ 
liche Einfluß ſolcher Berechtigungen, ſoweit es ohne Verletzung des Berechtig— 
ten geſchehen kann, beſeitigt werde. Gegen vollſtaͤndige Entſchaͤdigung, welche 
dann nach Vorſchrift der HH. 8. bis 14. zu reguliren iſt, koͤnnen dieſelben jeder— 
zeit aufgehoben werden. 

f Ä $. 29, 

f Kontraventionen gegen die Vorſchriften dieſer Fiſchereiordnung oder gegen 
die auf Grund derſelben von Unſeren Behörden erlaſſenen Beſtimmungen ($$. 3. 
5. 16. 21 — 24. 28.) ſollen mit einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern, und 
mit Konfiskation der dabei etwa gebrauchten vorſchriftswidrigen Netze oder 
Gezeuge beſtraft werden. Sind durch die Uebertretung Beſchaͤdigungen ver— 
anlaßt, ſo bleibt der Kontravenient außerdem zum Schadenerſatz verpflichtet. 

Geld⸗ 
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Geldbußen, welche wegen Unvermoͤgens des Kontravenienten nicht bei⸗ 
getrieben werden konnen, find nach den allgemeinen Vorſchriften in Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe zu verwandeln. . 

Wer den Vorſchriften dieſer Fiſchereiordnung zum vierten Male zuwider 
handelt, hat, außer der Strafe, auch ſeine Fiſchereiberechtigung auf ſeine Beſitz⸗ 
zeit verwirkt. g 

Uebertretungen, welche ein Verbrechen enthalten, bleiben den Straf: 
beftimmungen na allgemeinen Geſetzen unterworfen. 

Wer ohne Befugniß in fremden Gewaͤſſern angelt, ſoll jedoch nur mit 
525 N bis fuͤnf Thaler oder verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe be⸗ 
werden. 


H. 30. 

Die Ortspolizeibehoͤrden und Domanialforſtbeamten haben den Betrieb 
der Fiſcherei innerhalb ihrer Bezirke von Amtswegen zu beaufſichtigen. Auch 
ind die Regierungen befugt, fuͤr ſolche Gegenden, in welchen Fiſchereikontra⸗ 
ventionen, beſonders von Seiten der Fiſchereiberechtigten, häufig vorkommen, 
und die Fiſcherei von Erheblichkeit iſt, beſondere Aufſeher uͤber den Fiſcherei— 
betrieb zu beſtellen und die daraus entſtehenden Koſten auf die Fifchereiberech- 
tigten zu vertheilen. 


§. 31. 

Die Unterſuchung der Kontraventionen (F. 29.) und die Feſtſetzung der 
Strafen ſteht den Lokalpolizeibehörden zu. 

Wenn die Strafe fuͤnf Thaler Geldbuße nicht uͤberſteigt, findet dagegen 
nur der Rekurs an die Regierung ſtatt. Bei höheren Strafen hat der Kon— 
—.— die Wahl zwiſchen dem Rekurſe und der Provokation auf gerichtliche 

eidung. j 
hi Die Galdſtrafen fließen zu den Armenkaſſen der Orte, in deren Graͤnzen 
le Kontraventionen begangen worden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Berlin, den 7. Maͤrz 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
8 v. Rochow. v. Savigny. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. UÜhden. 


Beglaubigt: 
8 ode. 


Gr. 2551—2552,) a (Nr. 2552.) 
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(Nr. 2552.) Fiſchereiordnung für die Binnengewaͤſſer der Provinz Preußen. Vom 
7. Maͤrz 1845. 8 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


verordnen zur Beſeitigung der Nachtheile, welche aus der Unzulaͤnglichkeit der 
uber die Fiſcherei in den Binnengewaͤſſern der Provinz Preußen vorhandenen 
Vorſchriften hervorgehen, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz 
Preußen und nach vernommenem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres 
Staatsraths ernannten Kommiſſion, fuͤr die gedachten Binnengewaͤſſer — mit 
Ausſchluß derjenigen, auf welche die Fiſchereiordnungen fuͤr das friſche und 
das kuriſche Haff zur Anwendung kommen — unter Aufhebung aller entgegen— 
ſtehenden alteren Beſtimmungen, was folgt: 


a $. 1. 

Die Vorſchriften dieſer Fiſchereiordnung finden innerhalb der Provinz 
Preußen Anwendung auf oͤffentliche Gewaͤſſer und auf ſolche Privatgewaͤſſer, 
in welchen der Fiſchfang verſchiedenen Berechtigten zuſteht, oder welche mit 
fifchhaltigen Gewaͤſſern, in denen Andere zur Ausübung der Fiſcherei berechtigt 
ſind, dergeſtalt in Verbindung ſtehen, daß die Fiſche aus dem einen in das 
andere frei uͤbertreten koͤnnen. 

2. 

Wenn diejenigen, welchen die Fiſcherei in einem Privatgewaͤſſer oder in 
mehreren, auf die im F. 1. angegebene Weiſe mit einander verbundenen Pri⸗ 
vatgewaͤſſern zuſteht, ſaͤmmtlich einig find, fo iſt es ihnen geſtattet, die beſchraͤn⸗ 
kenden Vorſchriften der Fiſchereiordnung ganz oder theilweiſe durch einen Ver⸗ 
trag aufzuheben, den fie demnaͤchſt dem Landrathe vorzulegen haben. So 
lange letzteres nicht geſchehen iſt, wird lediglich nach den Vorſchriften der 
Fiſchereiordnung verfahren. 


§. 3. 

Jede den Zug der Fiſche auf irgend eine Weiſe fiörende Verſtellung 
oder Sperrung der im $. 1. bezeichneten Gewäffer, wohin namentlich auch die 
Anlage von Lachs⸗ und Stoͤrwehren und Aalfaͤngen gehoͤrt, iſt fortan verboten, 
wenn dieſelbe nicht entweder auf eine ausdruͤckliche Konzeſſion der Regierung 
oder auf eine beſondere Berechtigung ſich gründet. Wer eine ſolche Berechti— 

ung in Anſpruch nimmt, hat ſelbige binnen ſechs Monaten, vom Tage der 

Publikation dieſer Verordnung an gerechnet, bei der Regierung anzumelden, 
und, auf deren Verlangen, naͤher zu beſcheinigen, widrigenfalls ihm die Aus⸗ 
uͤbung der behaupteten Berechtigung, bis zum vollſtaͤndigen Nachweiſe der letz⸗ 
teren, von der Regierung unterſagt werden kann. 


u 
Dieſe Beſtimmung (H. 3.) findet auch Anwendung, wenn und wo jene 
Gewaͤſſer (F. 1.) in Brücher, Niederungen, Wieſen ꝛc. übers oder austreten. 
g §. 5. 
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H. 3. 

Vorkehrungen, welche zur Abwehr von Ueberſchwemmungen und aͤhn— 
lichen Gefahren oder zur Herſtellung durchbrochener Ufer oder Wehrungen nach 
dem Ermeſſen der Regierung erforderlich find, unterliegen dem allgemeinen Ver— 
bote (F. 3.) nicht. 

Außer dieſem Falle duͤrfen die Regierungen neue, den Zug der Fiſche 
ſtoͤrende Anlagen nicht anders geſtatten, als wenn dieſelben fuͤr die Fiſcherei 
entweder unſchaͤdlich ſind, oder durch beſondere, den Unternehmern aufzuer— 
legende Bedingungen unſchaͤdlich gemacht werden koͤnnen. a 
3 Die Entſcheidung darüber, ſowie die Feſtſetzung der Bedingungen, welche 
in den zu ertheilenden Konzeſſionen genau zu bezeichnen find, ſteht den Regie⸗ 
rungen zu, gegen deren Verfuͤgungen nur der Rekurs an das vorgeſetzte Mi— 
niſterium zulaͤſſig iſt. a 
N Die Polizeibehörden haben daruͤber zu wachen, daß die in den Konzeſ— 
ſionen zu Gunſten der Fiſcherei feſtgeſetzten Bedingungen erfuͤllt werden. 


$. 6. 

Sofern jedoch von dergleichen neuen Anlagen (F. 5.) ein uͤberwiegender 
Vortheil fuͤr die Schiffahrt oder Bodenkultur oder fuͤr gewerbliche Unterneh— 
mungen zu erwarten iſt, ſind die Regierungen befugt, ſolche Anlagen auch 
dann, wenn ſie der Fiſcherei nachtheilig ſind, jedoch nur gegen Entſchaͤdigung 
der Fiſchereiberechtigten, zu geftatten. 

Unter gleichen Vorausſetzungen kann auch die Wegſchaffung von Fifch- 
wehren und anderen zum Behuf der Fiſcherei vorhandenen Anlagen angeordnet, 
und ſelbſt die gaͤnzliche Ablaſſung ſtehender Gewaͤſſer erlaubt werden. 

Gegen die Entſcheidungen der Regierungen iſt nur der Rekurs an das 
vorgeſetzte Miniſterium zulaͤſſig. 


8 
In Faͤllen, wo eine den Zug der Fiſche ſtoͤrende Anlage ($. 5.) wegen 
eines überwiegenden Vortheils für Bodenkultur oder gewerbliche Unternehmun— 
gen geſtattet wird, findet wegen Entſchaͤdigung der Fiſchereiberechtigten das 
nachſtehend ($$. 8. bis 14.) vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 


$. 8. i 
. Die Regierung laͤßt die den Fiſchereiberechtigten zu gewaͤhrende vollſtaͤn— 
dige Entſchaͤdigung durch drei von ihr zu ernennende Taratoren, unter Zuzie— 
ung ſaͤmmtlicher Betheiligten, ermitteln, und ſetzt ſolche, unter Zuſchlagung 
von fünf und zwanzig Prozent des ermittelten Betrages, durch einen Beſchluß 
eſt, welcher den Betheiligten bekannt zu machen iſt 


nag Die Koſten der Abſchaͤtzung hat der Unternehmer der Anlage allein zu 
en. 


a. Wend. 
f Dem Fiſchereiberechtigten ſteht, wenn er ſich durch die von der Regierun 
Ageſezte Entſchaͤdigung nicht fuͤr befriedigt haͤlt, binnen ſechs Wochen na 
Jekanntmachung des Beſchluſſes der Rekurs an das Reviſionskollegium frei. 
aſſelbe ſtellt nach Reviſion der Abſchaͤtzung, wobei anderweitige Ermittelungen 
Jahrgang 1848. (Nr. 2552.) 19 ge⸗ 
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eftattet find, die Entſchaͤdigung mit Ausſchließung jedes weiteren Rechtsmittels, 
le des Rechtsweges, definitiv feſt. | 
Dem Unternehmer der Anlage ift kein Rekurs geſtattet. 


| S. 1 
In der Rekursſchrift muß der Mehrbetrag der Entſchaͤdigungsſumme, 
welchen der Fiſchereiberechtigte fordert, beſtimmt ausgedruͤckt ſein. 

Wird dem Fiſchereiberechtigten keine hoͤhere Entſchaͤdigung, als die von 
der Regierung feſtgeſetzte ($. 8.) zuerkannt, fo hat derſelbe ſaͤmmtliche Koſten 
der Rekurs⸗Inſtanz zu tragen. Erſtreitet er den ganzen geforderten Mehrbe⸗ 
trag, ſo fallen dieſe Koſten ſaͤmmtlich dem Unternehmer der Anlage zur Laſt. 
Wenn der Fiſchereiberechtigte zwar nicht den ganzen geforderten Betrag, aber 
doch mehr als ihm von der Se ierung zugebi W. worden, erſtreitet, ſo findet 
zwiſchen beiden Theilen eine verhältnißmäßige ertheilung der Koſten ſtatt. 


§. 11. 

Dem Unternehmer der Anlage ſteht frei, von deren Ausfuͤhrung auch 
nach bereits erfolgter definitiver Feſtſtellung der Entſchaͤdigungsſumme abzuſte⸗ 
hen; er muß aber in dieſem Falle auch diejenigen Koſten uͤbernehmen, welche 
dem Provokaten zur Laſt geſtellt worden ſind. 


En... 
Die Einziehung und Auszahlung oder gerichtliche Depofition der feſtge— 
ſtellten Entſchaͤdigungsſumme liegt der Regierung ob. 


| $. 13. 

Saͤmmtliche Verhandlungen, welche durch das in Fällen des $. 6. etwa 
erforderliche Verfahren, imgleichen durch das Verfahren zur Ermittelung der 
Entſchädigung (F. 8.) und durch die Einziehung und Auszahlung oder Depo⸗ 
ſition der Entſchaͤdigungsgelder ($. 12.) veranlaßt werden, ſind gebuͤhren- und 
ſtempelfrei, und es werden nur die baaren Auslagen in Anſatz gebracht. In 
der Rekurs⸗Inſtanz (F. 9.) find jedoch Gebühren und Stempel zu entrichten. 


$. 14. 
Die Ausfuͤhrung der Anlage ſoll von der Feſtſtellung der den Fiſcherei⸗ 
Berechtigten zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung (99. 8. u. f.) nicht abhaͤngig ſein. 


$. 15. 

In Fällen, wo eine den Zug der Fiſche ftörende Anlage (F. 5.) wegen 
eines überwiegenden Vortheils für die Schiffahrt ausgeführt wird, behält es 
wegen Entſchädigung der Fiſchereiberechtigten bei den allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften ſein Bewenden. 


$. 16. f 
Soweit es ohne Verletzung beſtehender Gerechtſame geſchehen kann, 
haben die Polizeibehoͤrden 
a) jede, nach ihrem Ermeſſen dem Gedeihen der Fiſche oder der Ausuͤbung 
der Fiſcherei nachtheilige Verunreinigung der im H. 1. bezeichneten Ge⸗ 
waͤſſer zu verbieten, 
b) vor⸗ 
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b) vorhandene e e oder andere Anlagen, welche durch ihren Abfluß 
eine ſolche Verunreinigung herbeifuͤhren, zu beſeitigen, und 
e) neue Anlagen, deren Abfluß in die gedachten Gewaͤſſer geht, nur dann 
zu geſtatten, wenn, allenfalls unter Zuziehung von Sachverſtaͤndigen, 
ermittelt worden iſt, daß ſie der Fiſcherei unſchaͤdlich ſein werden. 

Die Regierungen ſind jedoch befugt, Anlagen der angegebenen Art, wenn 
davon ein uͤberwiegender Vortheil fuͤr landwirthſchaftliche oder gewerbliche 
Zwecke zu erwarten iſt, gegen Entſchaͤdigung der Fiſchereiberechtigten zuzulaſſen. 
Die een wird in ſolchen Fallen nach Vorſchrift der $$. 8 bis 14. 
regulirt. 2 


$. 17. 
6 Diejenigen, denen nur das Recht zufteht, zur Tiſches Nothdurft gu 
ſiſchen, dürfen ſolches nur in dem Umfange und mit dem Gezeuge, wie daſſelbe 
bisher auf erlaubte Weiſe geſchehen iſt, ausuͤben. 

Sofern dieſelben nicht die Befugniß zur Benutzung großer Fiſcherzeuge 
beſonders erworben haben, duͤrfen ſie ſich keines Fiſcherzeuges bedienen, deſſen 
Handhabung mehr als zwei Perſonen erfordert. Auch ſoll, wenn nicht etwas 
anderes rechtsguͤltig feſtſteht, angenommen werden, daß dergleichen Berechtigun⸗ 
gen, ſofern ſie den Beſitzern einzelner Guͤter zuſtehen, auf den Bedarf der zum 
eigenen Haushalt der Berechtigten gehoͤrigen Perſonen, ſofern ſie aber gan⸗ 
zen Gemeinden zuſtehen, auf den Bedarf der zur Zeit der Verleihung oder 
ſonſtigen Erwerbung vorhanden geweſenen Heu alm en ſich beſchraͤnken. 

Wem die Fiſcherei nur zum haͤuslichen Bedarf oder nur zur Tiſches 
Nothdurft zuſteht, der darf weder mit den gefangenen Fiſchen Handel treiben, 
noch dieſelben verſchenken. Auch darf er der Regel nach von den gefangenen 
Fiſchen nichts als Lohn gegen Arbeit verabreichen. Haben jedoch zu einem 
Fiſchfange Arbeiter, die nicht zu der Familie oder dem Hausſtande des Berech⸗ 
tigten gehören, zugezogen werden muͤſſen, jo darf denſelben, ſtatt des uͤblichen 

agelohns, ſo viel an Fiſchen verabreicht werden, als nach den gewoͤhnlichen 
Verkaufspreiſen der Fiſche, zur Berichtigung des Tagelohns erforderlich iſt. 

Die Verpachtung einer auf den haͤuslichen Bedarf oder die Tiſches 
Nothdurft beſchraͤnkten Fiſchereigerechtigkeit iſt nicht geſtattet. Wenn dieſelbe 
aber einem Grundſtuͤcke zuſteht, ſo kann fie dem Pächter des Grundſtuͤcks mit 
letzterem zur Ausuͤbung überlaffen werden. 


$. 18. ar 
5 Fiſchereiberechtigte Gemeinden und andere Korporationen ſind, ſofern ſie 
nicht die Befugniß zur Ausuͤbung der Fiſchereigerechtigkeit durch ihre Mit⸗ 
glieder beſonders erworben haben, verpflichtet, dieſelbe ganz oder in angemeſſe⸗ 
nen Theilen einzelnen dazu geeigneten und zuverlaͤſſigen Perſonen zu uͤbertragen. 
Dieſe Uebertragung darf ſich indeſſen nie auf die Antheile einzelner 
Mitglieder der Gemeinde beſchraͤnken, ſondern muß ſich ſtets auf die Berechti- 
gung der ganzen Gemeinde beziehen. 


§. 19. 
Bei Verpachtungen, ſofern ſolche an ſich ftatthaft find, imgleichen bei 
Lohnfiſchereien iſt eine Vermehrung der bisherigen Zahl der Fiſcher und Ge⸗ 
(Nr. 2552.) 19* zeuge, 


— 18 — 


zeuge, ſowie eine Abänderung der letzteren, auch wenn Niemand ein Wider— 
ſpruchsrecht dagegen hat, nur mit Genehmigung des Landraths zulaͤſſig. 


5 $. 20, 

Wer zur Ausuͤbung einer fremden Fiſchereiberechtigung nicht befugt iſt, 
darf dieſelbe ohne eine ihm beſonders ertheilte Erlaubniß des Berechtigten nicht 
ausuͤben. — Eine allgemein ertheilte Erlaubniß, durch welche der Berechtigte 
= zuſtehenden Fiſchereibetrieb einem Jeden preisgiebt, iſt ohne rechtliche 

irkung. 


§. 21. 

Der Fiſchfang darf nur auf ſolche Art und mit ſolchen Gezeugen be— 
trieben werden, welche der Erhaltung und Vermehrung des Fiſchbeſtandes nicht 
nachtheilig find. Die Regierungen find befugt und verpflichtet, in dieſer Bezie— 
hung nähere Beſtimmungen nach Maßgabe der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe zu treffen. 
Allgemein bleibt aus dem angegebenen Grunde der Gebrauch gewebter Netze, 
die Ausuͤbung der Fiſcherei zur Nachtzeit unter Anwendung von Strohfackeln 
oder brennenden Spaͤhnen und Staͤben zum Toͤdten der Fiſche, das ſogenannte 
Tollkeulen, wobei auf durchſichtigem tragenden Eiſe der Fiſch durch ſtarke 
Schläge auf das Eis betäubt und dann gefangen wird, das ſogenannte Speer- 
ſtechen, ſowie das Schießen der Fiſche, imgleichen der Gebrauch betaͤubender 
Ingredienzien, als Kockelskoͤrner, Kraͤhenaugen u. dgl. m. verboten. 

1 

Der Gebrauch der Angel, insbeſondere der ſogenannten Poͤrſchkeangel, 
mit welcher in einigen Gegenden die Barſe gefangen werden, iſt erlaubt. Die 
Maſchen der zum Fiſchfange anzuwendenden Netze ſollen in Zukunft, und zwar 
im naſſen Zuſtande wenigſtens zehn Preußiſche Linien an jeder Seite halten. 
Nur bei Neunaugenſaͤcken iſt an dem hinterſten Theile eine Verengung der 
Maſchen bis auf ein Viertel eines Preußiſchen Zolls, und beim Stintfange 
der Gebrauch noch enger gemaſchter Saͤcke (Mettritz) an den Fluͤgeln der Netze 
geſtattet. Dagegen muͤſſen die Maſchen der Verſtellnetze an den Lachs- und 
Stoͤrwehren wenigſtens drei Zoll an jeder Seite halten. 

Die Regierungen ſind befugt, nach Maßgabe der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe, 
in Beziehung auf einzelne Fiſchgattungen, den Gebrauch von Netzen mit wei— 
teren Maſchen vorzuſchreiben, und da, wo bisher enger gemaſchte Netze in Ge— 
brauch geweſen, die Benutzung derſelben ausnahmsweiſe noch fuͤr einige Zeit, 
hoͤchſtens jedoch für die naͤchſten fünf Jahre, zu geſtatten. Letzteren Falls duͤr— 
fen aber vorſchriftswidrige Netze, die erſt nach Publikation dieſer Ordnung an- 
gefertigt find, auch ſchon innerhalb der feſtzuſetzenden Frift zum Fiſchfange nicht 

enutzt werden. 
§. 23. 

Die Laichzeit aller Fiſchgattungen iſt zu beachten, und waͤhrend derſel— 
ben die betreffende Gattung zu ſchonen. Den Regierungen bleibt es vorbe— 
halten, die Schonzeit der verſchiedenen Fiſchgattungen in beſtimmten Gewaͤſſern 
beſonders feſtzuſetzen und den Fiſchereibetrieb waͤhrend dieſer Zeit zu unterſagen 
oder nach Maaßgabe der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe zu beſchränken. 

H. 24. 
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§. 24. 

Die Fiſcherei auf laichende und unausgewachſene Fiſche iſt verboten. 
Werden ſolche Fiſche mit anderen Fiſchen gefangen, fo find fie ſogleich mit 
gehoͤriger Vorſicht in das Waſſer zuruͤckzuwerfen. Ebenſo iſt mit dem, aus 
dem Waſfer gezogenen Fiſchſaamen zu verfahren. 

Den Regierungen bleibt vorbehalten, den Verkauf von Fiſchen, welche 
ein gewiſſes, von ihnen für die einzelnen Gattungen feſtzu ſetzendes Laͤngenmaaß 
nicht erreicht haben, zu verbieten. f 


$. 25. 
Auch bei dem Fiſchfange duͤrfen weder die fließenden Gewaͤſſer, noch die 
Ab- und Zufluͤſſe der Seen und See-Engen verſtellt werden; es duͤrfen daher 
die Saͤcke und Stellnetze nie mehr als die halbe Breite derſelben einnehmen, 
auch nicht naͤher als zwanzig Ruthen hintereinander aufgeſtellt werden. 


$. 26. 

In fehiff oder flößbaren Gewaͤſſern darf keine Art der Fiſcherei betrie- 
ben werden, welche den Lauf der Kaͤhne oder Floͤße hindert. Nur Lachs- und 
Stoͤrwehre und Aalfaͤnge ſind von dieſem Verbote ausgenommen. 

Bei ſolchen Wehren und Faͤngen muß aber, wenn ſie an ſich nach 
H. 3 zulaͤſſig find, immer eine fo weite Oeffnung bleiben, als zur Durchfahrt 
der Kaͤhne und Holzfloͤße erforderlich iſt. Damit jedoch die Lachſe und Stoͤre 
nicht verſcheucht werden, duͤrfen die Kaͤhne und Floͤße zwar zu jeder Tageszeit, 
aber nicht bei Nacht, auch die erſteren nur mit geſtrichenen Eegeln — 


8.27. 
Die Waſſerbauwerke in den Strömen, Fluͤſſen und Seen muͤſſen bei dem 
Betriebe der Fiſcherei forgfältig gegen jede Beſchaͤdigung bewahrt werden. 


$. 28. 
g Kanaͤle duͤrfen, ſofern darauf uͤberhaupt Jemandem eine Fiſchereiberech— 
figung zuſteht, nur unter Aufſicht des Kanalinſpektors, Schleuſenmeiſters oder 
ſonſtigen Aufſichtsbeamten, und niemals vom Ufer aus befiſcht, auch dürfen 
15 55 etze nicht laͤngs des Ufers fortgezogen oder auf daſſelbe aufgezogen 
rden. 

Die Regierungen ſind befugt, dieſes Verbot auch auf die Fiſcherei in 
ſolchen ſchiffbaren Fluͤſſen auszudehnen, deren ſteile und hohe Ufer dem Nach⸗ 
fallen ausgeſetzt ſind. 


§. 2. i 
de, Sollte Jemand auf rechtsguͤltige Weiſe die Befugniß erlangt haben, die 
Siftherei auf eine der hier verbotenen Arten zu betreiben, jo hat er ſolche bin- 

en ſechs Monaten, vom Tage der Publikation dieſer Verordnung an gerech⸗ 
net, bei der Regierung anzumelden und, auf deren Verlangen, naͤher zu be— 
einigen, widrigenfalls ihm die Ausuͤbung der behaupteten Berechtigung bis 
zum vollſtaͤndigen Nachweiſe der letzteren von der Regierung unterſagt werden 
2 Die 5 uͤbrigens darauf hinzuwirken, daß der gemeinſchaͤd⸗ 
abe Einfluß ſolcher Berechtigungen, ſoweit es ohne Verletzung des Berechtig- 
ben kann, befeitigt werde. Gegen vollſtaͤndige Entſchädigung wa e 
r. 2552,) dann 


— 20 — 


dann nach Vorſchrift der HH. 8— 14. zu reguliren iſt, koͤnnen dieſelben jeder— 
zeit aufgehoben werden. 


$. 30. 
Kontraventionen gegen die Vorſchriften dieſer Fiſchereiordnung oder ges 
gen die auf Grund derſelben von Unſeren Behoͤrden erlaſſenen Beſtimmungen 
($$. 3. 5. 16. 21— 24. 28.) ſollen mit einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern 
und mit Konfiskation der dabei etwa gebrauchten orihriftemierigen Netze oder 
, Ange a gas dae. Gezeuge beſtraft werden. Sind durch die Uebertretung Beſchaͤdigungen veran⸗ 
eee; läßt, ſo bleibt der Kontravenient außerdem zum Schadenserſatz verpflichtet. 
eee ue -e ci Geldbußen, welche wegen Unvermoͤgens des Kontravenienten nicht bei⸗ 
ee, ce getrieben werden konnen, find nach den allgemeinen Vorſchriften in Gefaͤngniß⸗ 
nn en ee ſtrafe zu verwandeln. N l 
277.77 * Wer den Vorſchriften dieſer Fiſchereiordnung zum vierten Male zuwi⸗ 
an e, eee, L derhandelt, hat, außer der Strafe, auch feine Fiſchereiberechtigung auf feine 
E BgBeſitzzeit verwirkt. N 
Bunt lei ad 209.902 Uebertretungen, welche ein Verbrechen enthalten, bleiben den Straf: 
1 Beſtimmungen nach allgemeinen Geſetzen unterworfen. Wer ohne Befugniß 
in fremden Gewaͤſſern angelt, ſoll jedoch nur mit einer Geldbuße bis zu fuͤnf 
Thalern oder verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe belegt werden. 


$. 31. 

Die Ortspolizeibehoͤrden und Domanialforſtbeamten haben den Betrieb 
der Fiſcherei innerhalb ihrer Bezirke von Amtswegen zu beaufſichtigen. Auch 
ſind die Regierungen befugt, fuͤr ſolche Gegenden, in welchen Fiſchereikontra⸗ 
ventionen, sonders von Seiten der Fiſchereiberechtigten, haͤufig vorkommen, 
und die Fiſcherei von Erheblichkeit iſt, beſondere Aufſeher uͤber den Fiſcherei⸗ 
betrieb zu beſtellen und die daraus entſtehenden Koſten auf die Fiſchereiberech— 
tigten zu vertheilen. 


§. 32. 

Die Unterſuchung der Kontraventionen ($. 30.) und die Feſtſetzung der 
Strafen ſteht den Landraͤthen zu. Wenn die Strafe fuͤnf Thaler Geldbuße 
nicht uͤberſteigt, findet dagegen nur der Rekurs an die Regierung Statt. Bei 
hoͤheren Strafen hat der . eee die Wahl zwiſchen dem Rekurſe und 
der Provokation auf gerichtliche Entſcheidung. 

Die Geldſtrafen fließen zu den Armenkaſſen der Orte, in deren Graͤnzen 
die Kontravention begangen worden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. Maͤrz 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v, Savigny. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. Uhden. 


Beglaubigt: 
Bode. 


(Ir. 2553.) 
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(Nr. 2553.) Fiſchereiordnung für das frifche Haff. Vom 7. März 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. de. 


haben in Erwaͤgung, daß die bisherige Fiſcherordnung fuͤr das friſche Haff 
vom 22. Februar 1787. und die Verordnungen im 1ß5ten Zuſatze des Oſtpreu⸗ 
ßiſchen Provinzialrechts den gegenwärtigen Beduͤrfniſſen nicht mehr überall ent⸗ 
ſprechen, ſowie in ED der von dem Provinzial-Landtage der Pro- 
Binz Preußen deshalb gemachten Anträge, Uns bewogen gefunden, die vorge 
achten Beſtimmungen einer Prüfung zu unterwerfen, und verordnen nach 
Anhoͤrung Unſerer getreuen Stände der Provinz Preußen und nach vernom⸗ 
menem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres Staatsraths ernannten Kom⸗ 
miſſton, unter Aufhebung aller früheren, die Fiſcherei im friſchen Haffe betref⸗ 
fenden Beftimmungen und Verordnungen, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. | 
Von der Befugniß zum Fiſchfange. 


. 
Die Fiſcherei auf dem friſchen Haffe iſt Eigenthum des Staats. 


§. 2. a 
Die Ausuͤbung der Fiſcherei auf dem friſchen Haffe iſt nur denjenigen Erfordernifie 
geflattet, welche ein durch landesherrliche Verleihung, Vertrag mit dem Fig: — — 
us, oder Verjaͤhrung, begruͤndetes Recht dazu haben. 5 


. 

Wem die Fiſcherei nur zum haͤuslichen Bedarf oder nur zur Tiſches 
Nothdurft zuſteht, der darf weder mit den gefangenen Fiſchen Handel treiben, 
noch dieſelben verſchenken. Auch darf er der Regel nach von den gefangenen 
Fiſchen nichts als Lohn gegen Arbeit verabreichen. Haben jedoch zu einem 
Fiſchfange Arbeiter, die nicht zu der Familie oder dem Hausſtande des Berech⸗ 
ligten gehoͤren, zugezogen werden muͤſſen, ſo darf denſelben ſtatt des üblichen 

agelohns ſo viel an Fiſchen verabreicht werden, als nach den gewoͤhnlichen 
Verkaufspreiſen der Fiſche zur Berichtigung des Tagelohns erforderlich iſt. 
N Die Verpachtung einer auf den häuslichen Bedarf oder die Tiſches 
othdurft beſchraͤnkten Fiſchereigerechtigkeit iſt nicht eſtattet. Wenn dieſelbe 
aber einem Grundſtuͤcke zuſteht, fo kann fie dem Pachter des Grundſtuͤcks mit 
etzterem zur Ausuͤbung uͤberlaſſen werden. i 
RG Kontraventionen gegen die in dieſem H. enthaltenen Vorſchriften werden 
nit einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft. 


$. 4. \ 
Kein Fiſchereiberechtigter darf den Fiſchereibetrieb über feine rechtlich er-“ Schranken 
Dorbenen Befugniſſe ausdehnen. Namentlich iſt weder einer Gemeinde oder der Ficcherck⸗ 
. noch einem einzelnen Fiſchereiberechtigten geſtattet, zu gleicher Zeit Gerechtigkeit. 
. 2553.) mit 
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mit mehr großen Garnen, als ihnen zuſteht, zu fiſchen. Auch darf, in Er⸗ 
mangelung einer weiter gehenden Berechtigung, kein Sackfiſcher gleichzeitig 
mehr als ſechszehn Saͤcke oder acht Tuͤcher oder acht Netze ausſtellen. 


| $. 5, 
a, mit kleinem Iſt die Fiſchereiberechtigung auf kleines Fiſcherzeug eingeſchraͤnkt, ſo darf 
Gezeuge. dabei nur Fiſcherzeug angewendet werden, zu deſſen Gebrauch nicht mehr als 
drei Menſchen erforderlich ſind. 


6. 

b. mit großem Wenn der Umfang der Gerechtſame eines Fiſchereiberechtigten, welchem 
Gezeuge. „die freie Fiſcherei mit großen oder kleinen Gezeugen“ oder „ſo, wie ſie von 
der Landesherrſchaft beſeſſen“, verliehen worden, nicht durch Judikate, Vertraͤge 
oder auf andere rechtsguͤltige Weiſe unzweifelhaft feſtgeſtellt iſt, ſo muß der 
Berechtigte ſich auf gleichzeitige Benutzung ſo vieler großen und kleinen Gezeuge 
beſchraͤnken, als von ihm in den letzten zehn Jahren, vom Tage der Publik. 
tion dieſer Fiſchereiordnung zuruͤck gerechnet, gleichzeitig benutzt und ſoweit es 
ſich um Fiſcherei auf dem zu Oſtpreußen gehoͤrenden Theile des friſchen Haffs 
handelt, zur Fiſchmeiſterordnung verzeichnet worden ſind. Die Befugniß zur 
Ausuͤbung der großen und kleinen Fiſcherei mit allen Arten von Gezeugen be— 
rechtigt jedoch noch nicht zur Ausuͤbung der Keitelfiſcherei, welche vielmehr nur 
auf Grund ausdruͤcklicher Bewilligung oder vier und vierzigjähriger Verjaͤh— 

rung betrieben werden darf. 


K 7. 

Strafe für Wer die Fiſcherei auf dem Haffe treibt oder daffelbe mit Fifchereigeräth- 
Fiſcherel Be⸗ ſchaften befaͤhrt, ohne zum Fiſchfange irgend einer Art berechtigt zu ſein, wird 
trieb. mit einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern und Konfiskation der Fiſcherei— 

geraͤthſchaften und der damit gefangenen Fiſche geſtraft. Die Kaͤhne und 
Schiffsgefaͤße gehören jedoch nicht zu den der Konfiskation unterliegenden Gegen: 


2 


ſtaͤnden. 


8 . . 
Wer eine andere Fiſchereiart als diejenige, wozu er berechtigt iſt, betreibt, 
hat außer der im H. 7. beſtimmten Geldſtrafe Konfiskation derjenigen Fiſcherei— 
geraͤthſchaften, zu deren Gebrauch er nicht berechtigt iſt, verwirkt. 


F. 9. 

Wer das im H. 8. gedachte Vergehen nach dreimaliger Verurtheilung 
von Neuem begeht, wird nicht nur mit der dort beſtimmten Strafe belegt, 
ſondern geht auch der Berechtigung verluſtig. Iſt dieſelbe vererblich, ſo tritt 
der Verluſt nur auf die Lebenszeit, und wenn die Berechtigung mit dem Be— 
ſitze eines Grundſtuͤcks verbunden iſt, nur auf die Beſitzzeit des Schuldigen ein. 

Fiſchereipaͤchter verlieren im vierten Kontraventionsfalle das Recht, die 
gepachtete Berechtigung auszuüben, bleiben aber ihrem Verpaͤchter zu Allem, 
wozu fie vermöge ihres Vertrages verbunden find, für das laufende Jahr ver: 
pflichtet, muͤſſen auch den aus der Aufhebung des Pachtkontrakts entſtehenden 
Schaden erſetzen. Außerdem dürfen alle diejenigen, welche das im H. 5 ge⸗ 

achte 
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dachte Vergehen nach dreimaliger Verurtheilung von Neuem begehen, fernerhin 
als Fiſchereipaͤchter nicht mehr zugelaſſen werden. . 


$ 10, 

Die Anzahl der am frifchen Haffe gegenwärtig vorhandenen Fiſcherei⸗ Sabeliche 
berechtigten und Fifchereipächter darf ohne Genehmigung der Regierung nicht der fischer. 
vermehrt und es ſoll jaͤhrlich ein Verzeichniß derſelben von den Fiſchereiaufſichts— 

Beamten aufgenommen werden. 5 | 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den verſchiedenen Arten und Geraͤthſchaften, den 
Graͤnzen und der Zeit des Fiſchereibetriebes. 


A. Allgmeine Beſtimmungen. 


F. 11. 
, Die Geraͤthſchaften zum Fiſchfange müffen fo eingerichtet fein, wie es Beſchaßen⸗ 
die Ruͤckſicht auf Erhaltung und Vermehrung des Fiſchbeſtandes erfordert. Pager 


2. 
Jede Gemeinde darf von ihrem Ufer nur bis in die Mitte des Haffes Bene 
ſiſchen. Ebenſo dürfen auf der einen Seite die zu Weſtpreußen, und auf der mungen. 
andern Seite die zu Oſtpreußen gehoͤrigen Fiſcher die Fiſcherei nicht weiter be⸗ 
treiben, als ſolche vor dem 27. September 1772. von den beiderſeitigen Fiſchern 
ausgeuͤbt werden durfte. Wer die oben angegebenen Graͤnzen der Fiſcherei 
überfchreitet, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu zehn Thalern, wenn nicht aus 
den Umſtaͤnden erhellet, daß die Ueberſchreitung ohne Vorſatz geſchehen iſt. 
1 
Die Graͤnzen des Pillauſchen Tiefs erſtrecken ſich von der Einmuͤndung Beſchraͤnkun⸗ 
des Tiefs in die fee auf der Hafffeite: 9 genderäifäe 
1) vorlängs der Danziger Nehrung auf eine halbe Meile hinter dem Poſt- a. im Pillau- 
hauſe daſelbſt; ſchen Tief. 
2) nach Caporn zu eine halbe Meile hinter Alt-Pillau; 
3) nach Balga zu ebenfalls eine halbe Meile ins Haff hinein. N 
Die Graͤnzen des Tiefs ſollen ſtets mit Boyen, welche jaͤhrlich im 
Fruͤhjahr ausgelegt und im Herbſte aufgehoben werden, bezeichnet werden. 
Innerhalb dieſer Graͤnzen duͤrfen nur 1 
a) die zur Dorfſchaft Alt-Pillau gehörigen Fiſcher unter der Bedingung, 
daß ſie die Schaaren, den Keſſel und den Strom bei Pillan vermeiden, 
ihre bisherige Fiſcherei mit dem Strandgarne ausuͤben, und 
b) die Einwohner von Pillau am Ravelin Storchneſt Reuſen zum Neun⸗ 
augenfange auslegen; jedoch muͤſſen die Neunaugenfiſcher den Keſſel, 
den Strom und die Schaaren laͤngs der Danziger Nehrung vermeiden, 
auch an der vorgedachten Stelle die Reuſen nur unter Aufſicht der 
FIRE legen und die Boyen mit feften Tauen an den Reuſen be— 
eſtigen. 


Jahrgang 1845, (Nr. 2553.) 20 §. 14. 
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2 H. 14. N 
Außerdem darf bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu funfzig Thalern 
weder innerhalb der im H. 13. bezeichneten Graͤnzen im Haffe, noch innerhalb 
einer Meile in der See in jeder Richtung vor dem Eingange des Haffes irgend 
eine Art der Fiſcherei betrieben werden. 

Hiervon iſt allein der Stroͤmlingsfang mit dem Strandgarne ausge⸗ 
nommen, welcher auch binnen einer Meile vor dem Eingange des Haffes in 
die Oſtſee vom Ende des Steindammes auf der Pillauer und der Moole auf 
der Nehrungsſeite an, betrieben werden darf. 

. 15. 

b. vor und in Im Haff darf innerhalb einer achtel Meile von der Ausmuͤndung der 
a Bach- in daſſelbe ſich ergießenden Fluͤſſe oder Bache keine Art von Fiſcherei ohne be- 
mündun- ſonders erworbene Berechtigung betrieben werden. Die in dieſen Fluͤſſen und 
gen. Baͤchen innerhalb einer achtel Meile aufwaͤrts ihrer Ausmuͤndung zur Fiſcherei 

berechtigten Perſonen ſind verpflichtet, nicht nur die im Intereſſe der Schiffahrt, 
ſondern auch die zur Erhaltung des Fiſchbeſtandes im Haffe von der Regierung 
zu erlaſſenden polizeilichen Verordnungen zu befolgen. 

Auf keinen Fall duͤrfen die in das Haff einmuͤndenden Fluͤſſe oder Baͤche 
in einer den Zug der Fiſche ſtoͤrenden Weiſe verſtellt werden. 

Kontraventionen gegen die Vorſchriften dieſes Paragraphen werden mit 
einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft. 


$. 16. 

e. an Sonn⸗ In der Nacht vor einem Sonn- oder Feſttage darf kein Fiſcher zum 
— Feſtta⸗ Fiſchfange auslaufen. An Sonn⸗ und Feſttagen iſt das Auslaufen zum Fiſch⸗ 
er fange und das Fiſchen ſelbſt erſt nach beendigtem Gottes dienſte geſtattet. Die 

Uebertretung dieſer Vorſchriften wird mit einem Thaler Strafe geahndet. Die⸗ 
ſelbe Strafe trifft jeden Fiſcher, welcher vor dem Beginn eines Sonn⸗ oder 
Feſttages von dem Fiſchfange nicht zuruͤckkommt, er ſei denn durch Sturm 
oder widrigen Wind daran verhindert worden. 


8 
d. während Die Fiſcherei-Aufſichtsbeamten haben den Anfang und das Ende der 
je. Laich-Laichzeit der vorzuͤglicheren Fiſchgattungen, deren Bezeichnung der Regierung 


vorbehalten bleibt, ſo wie die Laichſtellen, in einer von der Regierung zu be— 
ſtimmenden Weiſe den Fiſchern bekannt zu machen. Iſt dieſe Bekanntmachung 
erfolgt, ſo iſt dadurch der Fang des laichenden Fiſches und das Fiſchen auf den 
befanntgemachten Laichſtellen verboten. f 

Jeder Fiſcher, deſſen Fiſcherei-Geraͤthſchaften nicht binnen zwoͤlf Stunden 
nach erfolgter Bekanntmachung von den Laichſtellen entfernt And, hat den 
0 der ausgeſtellten Geraͤthſchaften und der damit gefangenen Fiſche 
verwirkt. 

Wer nach erfolgter Bekanntmachung auf den Laichſtellen Fiſcherei⸗ 
Geraͤthſchaften ausſtellt oder Fiſcherei betreibt, hat außer der Konfiskation der 
Geraͤthſchaften ($. 7.) und der damit gefangen Fiſche eine Geldſtrafe bis 
funfzig Thaler verwirkt. Wer die zur Bekanntmachung der Laichſtellen aufger 

ſtellten 


- 
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ftellten Zeichen wegnimmt oder verletzt, verfaͤllt in eine Strafe von zwanzig 
bis funfzig Thalern. 


N $. 18. 
Die Fiſcherei auf der Höhe, der Tiefe oder dem ſogenannten Boden des Sifherei auf 
Haffs kann das ganze Jahr hindurch betrieben werden, ſoweit nicht in den IR aa des 
folgenden Paragraphen Ausnahmen vorkommen.; 7 | 


B. Befondere Beſtimmungen. 


. H. 19. 

Bei der Fiſcherei im friſchen Haffe find folgende Fiſchereiarten zulaͤſſig. Eintbeilung 

1. Die Fiſcherei bei offenem Wasser ee Pr 

1) mit großem Gezeuge, wozu gehören: N Haff. 

a) die Windegarnfiſcherei, auch große Landgarn- oder Herbſtgarnfiſcherei 

genant; f 

b) die Schaar- oder Sommergarnfiſcherei; 
2) die Keitelfiſcherei; 5 
3) die Fiſcherei mit kleinem Gezeuge. 

Zu der letzteren werden gerechnet: 

a) die Braſſen-, Breſſen- oder Treibnetzfiſcherei; 

p) die Staack- oder Kaulbarsnetzfiſcherei; 

c) die Landgarnfiſcherei, auch Strandgarn-⸗, Waadegarn- oder Ziehnetz⸗ 

Fiſcherei genannt; 
ferner die Fiſcherei 

d) durch Saͤcke mit ſogenannten Streichtuͤchern, 

e) mit gewoͤhnlichen hohen und niederen Haffſaͤcken, 

1) mittelſt kleiner Aalſaͤcke, 

g) durch Lachslanken, 

h) mit Bollreuſen, 5 

i) mittelſt Neunaugen- und Aalreuſen, 

k) durch Stoͤrgarne, und 


I) mit Aalangeln. 

II. Die Winterfiſcherei. 

mit großem Gezeuge, wozu gehoͤren: 

a) die große Wintergarnfiſcherei, 

b) die kleine Wintergarnfiſcherei; 

2) mit kleinem Gezeuge, namlich: f j 
mit Breſſen- oder Treibnegen, Staacknetzen, allen Arten von Saͤcken, 
Land⸗, Strand⸗, Waadegarn- oder Ziehnetzen und Kaulbarsnetzen. 

III. Das Stechen der Fiſche. 


20. 1 3 
Das zur Windegarn- (große Landgarn- und Herbfigarn=) Fiſcherei ge⸗ 71 ten 


brauchte Garn beſteht aus zwei Fluͤgeln — wovon jeder ſechszig bis fünf und Waller. 
ochtzig Klafter lang und funf bis Sechs Klafter hoch iſt — und einem vier 2 — Bade: 
is ſechs Klafter langen und ein und eine halbe Klafter hohen Sack (Mett⸗ Winde- 


1 


— 


ritze), welcher fich in der Mitte des Garns befindet. Jeder Flügel zerfällt in ir 
(Nr. 2553,) 20* das Herbſtgarn⸗ 


Fiſcherei. 


das Weitetuch, den Pletzenzug oder das Staggertuch, das Fiſchertuch und das 
Daumentuch. 15 b 

Die Maſchen des Weitetuchs ſind drei und einen halben, die des Pletzen— 
zuges zwei und einen halben, die des Fiſchertuchs ein und ein Viertel und die 
des Daumentuchs einen Zoll im Quadrat groß; — die Mettritze hat die 
Maſchenweite des Daumentuchs bis auf das drei Ellen lange Schlußende (die 
Haͤckelung), deſſen Maſchen nur dreiviertel Zoll im Quadrat groß ſind. 

Bei dieſer Fiſcherei duͤrfen weder Ruder noch Segel gebraucht werden, 
um das ausgebreitete Garn in der Laͤnge vorwaͤrts zu ziehen. Auch darf die— 
ſelbe nur in der Tiefe des Haffes ſtattfinden und weder die Schaaren und 
flachen Strecken deſſelben, noch die Laichſtellen beruͤhren, auch nicht in den 
Bezirk der Sackfiſcherei eindringen. 

Kontraventionen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden mit einer Geld— 
buße bis zu funfzig Thaler beſtraft. 


H. 21. 
b. Schaar⸗ Die Schaar⸗ oder Sommergarnfiſcherei wird mit einem Garn betrieben, 
mergacnen welches mit dem Windegarn ($. 20.) gleiche Einrichtung und gleiche Maſchen⸗ 
Fiſcherei. weite hat, jedoch bedeutend kleiner iſt. Auch bei dieſer Fiſchereiart duͤrfen we— 
der Ruder noch Segel dazu gebraucht werden, um das ausgebreitete Garn in 
der Laͤnge vorwaͤrts zu ziehen. Dieſelbe darf nur auf den Schaaren aus— 

geuͤbt werden. e 1 i 
Kontraventionen gegen dieſe Beſtimmungen werden mit der im F. 20. 


angedrohten Strafe belegt. 


F. 22. 
2. Keitel⸗Fi⸗ Das bei Ausuͤbung der Keitelfiſcherei gebrauchte Garn — Keitel ge— 
ſcherei. nannt — beſteht aus einem fünf bis ſechs Klafter langen und ein bis zwei 


Klafter hohen, ſpitz zugehenden Sacke, welcher drei Maſchengattungen hat, 
naͤmlich den ſogenannten Heerd, zwei bis zwei und eine halbe Klafter lang, 
mit Maſchen von einem und dreiachtel Zoll im Quadrat; den Mittelrock, eine 
bis eine und eine halbe Klafter lang, mit Maſchen von einem Zoll, und das 
ſogenannte Achter- oder Aftergarn, zwei Klafter lang, mit Maſchen von drei— 
viertel Zoll. Im Innern des Sacks iſt am Ende des Mittelrocks nach dem 
Achtergarn zu eine beſondere Einkehlung am Netzwerk mit Maſchen von drei— 
viertel Zoll im Quadrat, welche Inkel genannt wird. Der Umfang der vor⸗ 
derſten Oeffnung des Keitels betraͤgt zwei bis ſechs Klafter. — Die Fiſcherei 
mit dieſem Garne geſchieht auf folgende Weiſe: Nachdem der Keitel, an 
welchem ſich an jeder Seite eine Bottleine und an dieſer wieder eine Treibleine 
von mehreren Klaftern Laͤnge befindet, auf einem Kahne ausgefaltet, ſodann 
mittelſt einer Sproſſe ausgeſpannt in die Tiefe des Haffes eingelaſſen und mit 
der Treibleine entweder am Maſtbaume, oder am Hintertheile des Kahns neben 
dem Steuerruder befeſtigt worden, wird das Segel aufgehißt und durch daſſelbe 
mit halbem Winde das Gefaͤß mit dem Keitel ſo lange fortgetrieben, bis der 
Fiſcher es angemeſſen findet, den Keitel aufzuziehen und zu leeren. Der Betrieb 
der Keitelfiſcherei mit vollem Segel oder Winde — das ſogenannte Schwuͤren — 
iſt bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler unterſagt. Bei Vermeidung W 

trafe 


— 127 — 


Strafe duͤrfen an der Treibleine außer den ſogenannten Hakenſteinen keine Steine 
oder Holzſpaͤhne befeſtigt werden. Auch muͤſſen bei gleicher Strafe die Keitel⸗ 
fiſcher bei Ausuͤbung dieſer Fiſcherei ſtets wenigſtens funfzig Klafter von ein— 
ander entfernt bleiben. N 


. | 
Die Keitelfifcherei iſt auf den Zeitraum vom erſten Juni bis zum erſten Zeitdauer der 


Oktober beſchraͤnkt. Wer die Keitelfiſcherei vor dem erſten Juni, oder nach Keitel-Fiſche 
dem erſten Oktober ausübt, verfällt in eine Geldſtrafe bis funfzig Thaler. 
N $. 24. f . 

Die Braſſen-⸗ (Breffen: oder Treibnetz-) Fiſcherei wird entweder mittelft 3. kleine Ge— 
zweier Gefäße und eines Garnes, aͤhnlich dem Keitel, oder vermittelſt mehrerer zeug 9 
zuſammeng ebundener Netze ausgeuͤbt. Die Maſchen des erſtgedachten keitel- auch Brefien- 
ähnlichen Garnes muͤſſen wenigſtens drei Zoll im Quadrat groß ſein, und es neh Biker 
duͤrfen beim Betriebe dieſer Fiſchereiart keine Segel, ſondern nur Ruder bei rei; F 

ermeidung einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler gebraucht werden. 

Bei der andern Art dieſer Fiſcherei werden hoͤchſtens zwoͤlf Treibnetze 
mit einander verbunden. Jedes derſelben beſteht aus einem dreifachen, zwoͤlf 
Klafter langen und vier Fuß breiten Netze, an welchem ſich an der obern 
Simme viel Floßwerk, an der untern kleine Steine oder Bleiſtuͤcke befinden. 
die mit einander verbundenen Treibnetze werden an jedem Ende mit einem 
hoͤlzernen Klotze (Boye) verſehen, in gerader Richtung ausgeworfen und trei⸗ 
en ungefähr eine achtel Meile mit dem Waſſer oder Strome, worauf fie aufs 
gezogen und gelichtet werden. Die Maſchen in den beiden aͤußern Netzen (die 
ſogenannte Lederung, auch das Geleite genannt) duͤrfen nicht kleiner als ſechs 
zoll und die in dem mittleren Netz (der Schlaͤnge) nicht enger als zwei und 
einen halben Zoll im Quadrat ſein. 

§. 25. f 

g Zur Staack⸗ und Kaulbars-Netzfiſcherei dienen gleiche Netze, wie zu der b. Staad-u. 
un F. 24. beſchriebenen zweiten Art der Treibnetzfiſcherei. Die Maſchen der neh Fische 
ſelben duͤrfen zwar enger als bei den Treibnegen, jedoch bei dem Staacknetze in rei. 
er Lederung nicht enger als vier und einen halben Zoll, und in der Schlaͤnge 
nicht enger als einen und einen halben Zoll im Quadrat fein. Bei dem Kaul⸗ 
arsnetze, welches ſechs und zwanzig Klafter lang und einen und einen halben 
Fuß hoch iſt, duͤrfen die Maſchen nicht enger als drei viertel Zoll im Quadrat ſein. 

Die Staack- und Kaulbarsnetze werden vermittelſt Stangen (Pricken) in 
erader Linie auf einer beſtimmten Stelle feſtgeſetzt und bleiben ſodann mehrere 
bange ſtehen, bevor fie aufgezogen und gelichtet werden. Die Pricken der Kaul⸗ 
arsnetze werden Behufs ihrer Ausſtellung, wenn ſie nicht mit Spitzen verſehen 
er mit einem an dem unterſten Ende befeftigten ſchweren Steine — Stehder — 
erſehen. Die Kaulbarsnetze duͤrfen bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler zu 
Zuͤgen nicht benutzt werden. J 


H. 26. 


Sowohl bei der Treib-, als bei der Staack- und Kaulbars-Netzfiſcherei 
Gr. 2553.) ift 
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iſt es den Fiſchern, bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thalern, verboten, ihre 
Netze, ſobald ſolche aufgeſtellt ſind, zu umrudern. 
a §. 29. 

c. Landgarn⸗ Die zu der Landgarn-(Strandgarn-, Waadegarn- oder Ziehnetz-) Fiſcherei 

dul Stand-, erforderlichen Netze beſtehen aus zwei Flügeln, von denen jeder dreißig bis 

Waadegarn- ſechszig Klafter lang und an denen ein Stuͤck Mettritze von einer und einer 

Bu ahnt halben bis zwei Klafter Länge angeheftet iſt. An jedem Flügel befinden fich 

Bannt, zwei bis drei Leinen, deren jede hoͤchſtens dreißig Klafter lang fein darf. An 

dieſen Leinen wird das Netz von Menſchen, welche ſich am Strande oder im 
Waſſer watend befinden, ans Land gezogen. 

Die Maſchenweite der Mettritze ſowohl, wie der Fluͤgel, darf nicht unter 

dreiviertel Zoll im Quadrat ſein. | 

Dieſe Fiſchereiart darf, bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis funfzig 
Thaler, nur innerhalb der Schaaren und nicht mit Segeln betrieben werden. 
Der Gebrauch von Boͤten und Rudern iſt dabei nur zulaͤſſig, um die Netze 
auszubringen, oder um dieſelben, wenn ſie irgendwo haͤngen bleiben, wieder frei 
zu machen. Jede ſonſtige Anwendung von Boͤten und Rudern bei dieſer Fiſche— 
reiart wird mit einer Geldbuße bis funfzig Thaler beſtraft. 

§. 28. 

d. Sad + Fi⸗ Die zur Sackfiſcherei mit ſogenannten Streichtuͤchern gebrauchten drei 
8 nen bis vier Klafter großen Saͤcke, welche aus vier bis fünf auf Tonnenbaͤnde 
Streihtü- gezogenen Netzen mit einer oder zwei Einkehlen im Innern, beſtehen, und an 
chern. deren zwei bis drei Klafter großen Oeffnung ſich zwei, wenigſtens drei Klafter 

große Aufhaltfluͤgel befinden, werden paarweiſe im Haffe mit Pricken ausge⸗ 
ſtellt und mit einem aufrecht ſtehenden, zehn Klafter langen Garnzaun (Tuch 
genannt) verbunden. Die Oeffnung des Sacks iſt zum Fiſchfange beſtimmt. 
Die Maſchen in den Fluͤgeln, dem Tuche und der oberen Haͤlfte des Sacks 
duͤrfen nicht enger als zwei Zoll, die der unteren Haͤlfte des Sacks nicht enger 
als einen Zoll im Quadrat ſein. 

§. 29. 

e. Fiſcherei Die Fiſcherei mit gewöhnlichen Haffſaͤcken wird entweder mit hohen Haff- 
lichen oben ſaͤcken (Braſſenſaͤcken) oder mit niederen Haffſaͤcken (Grundſaͤcken) betrieben. 
und niederen Die hohen Haffſaͤcke (Braſſenſaͤcke) beſtehen aus zwei Fluͤgeln und einem 
Haffäden. daran hängenden drei bis vierbuͤglichten Sack, worin ſich eine oder zwei Ein⸗ 

kehlen (Inkel) befinden. Jeder Fluͤgel iſt zwei und eine viertel Klafter lang 
und eine Klafter hoch. 5 5 100. 

Die niederen Haff-(Grund-) Saͤcke haben ganz die Einrichtung wie die 
hohen (Braſſen) Saͤcke, doch ſind Sack und Fluͤgel nur vier Fuß hoch und 
die Fluͤgel nur eine und eine halbe bis zwei Klafter lang. 

Die hohen und niederen Haffſaͤcke werden ſowohl innerhalb der Schaa— 
ren, als auch außerhalb derſelben, auf der Hoͤhe oder Tiefe des Haffes, jedoch 
hoͤchſtens dreißig Ruthen von den Schaaren entfernt, ausgelegt und mit Pricken 
befeſtigt. 8 

Die Maſchen der hohen und niederen Sacknetze in den Fluͤgeln — 

ni 
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nicht enger als drei Zoll im Quadrat und in den Saͤcken (Mettritzen) nicht 
enger als einen Zoll im Quadrat ſein. = 
$. 30. 

Bei der Fiſcherei mit kleinen Aalſaͤcken haben letztere die Einrichtung wie f. Fiſcherei⸗ 
die im F. 29. beſchriebenen niederen Haffſäcke; doch find ſowohl der Sack, wie Aalen 
die Fluͤgel, kleiner und niedriger. Die Maſchen der hierzu gebrauchten Saͤcke 
dürfen nicht enger als einen halben Zoll im Quadrat fein. 


§. 31. 

Die Lachslankenfiſcherei wird mit großen im Haffe in einer Linie mit e Lachslan⸗ 
Prien aufgeſtellten Saͤcken oder Netzen, wie die Staacknetzfiſcherei betrieben, ken⸗Fiſcherei. 
Dreißig ſolcher Netze, deren jedes funfzehn bis achtzehn Klafter lang iſt, bil- 
den eine Lachslanke. Die Maſchen der hierbei gebrauchten Netze oder Saͤcke 
duͤrfen nicht enger als drei Zoll im Quadrat ſein. 

H. 32. 

Die Sackfiſcher ($$. 28 — 31.) muͤſſen wie bisher die Saͤcke noch vor Zeit, Be— 
Sonnenuntergang aufſtellen, und dürfen ſolche nicht eher als nach Sonnenauf— n N 
gang oͤffnen, ſich auch in der Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang Mee Pr 
auf dem Haffe bei einer Strafe bis funfzig Thaler nicht aufhalten. 


H. 33. 

Die bei der Bollreuſenfiſcherei dienenden Bollreuſen find runde, durch u. Bollreuſen⸗ 
Tonnenbaͤnde oder Buͤgel zwei bis drei und einen halben Fuß weit ausge⸗ Fiſcherel. 
pannte Netze, deren Maſchen drei viertel Zoll groß ſind und im Innern eine 
oder zwei Einkehlen (Inkel) haben. Sie werden mit Steinen auf flachen 
Stellen des Haffes verſenkt und mit Pricken, welche im Grunde feſtgeſteckt 
werden, bezeichnet. 

§. 34. 

Bei der Neunaugen- und Aalreuſenfiſcherei beſtehen die Reuſen aus zwei . Neunau— 
und einem halben bis vier Fuß langen und dreiviertel bis einem Fuß hohen, en 
von Weiden geflochtenen Körben. Sie werden auf dem Grunde mit Steinen Fiſcherei. 
befeftigt und mit Boyen verſehen. Die einzelnen Weideflechten muͤſſen minde⸗ 
ens einen halben Zoll von einander ſtehen, bei Vermeidung einer Geldſtrafe 
is funfzehn Thaler. 

5.8 
Bei der Stoͤr-Garnfiſcherei werden große Netze von ſtarkem Bindfaden 1. Scörgarn— 
Marling) gebraucht, welche mit Pricken un der Tiefe des Haffes aufgeſtellt Sifcheren, 
Werden, und deren Maſchen nicht enger als ſechs Zoll im Quadrat fein dürfen, 
36. 

f Zur Fiſcherei mit Aalangeln bedient man ſich Leinen von duͤnnem Marz |, gifcerei 
ng oder ſtarker Flachsſchnur, an denen, zwei bis drei Fuß von einander ent- mit Aalan⸗ 
ernt, einen Fuß lange duͤnne Schnüre mit Haken ſich befinden, woran als Kö- geln. 

er Wuͤrmer befeſtigt werden. 

(Nr. 1553.) Ge⸗ 
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N Gewöhnlich wird die Aal-Angelfiſcherei mit Mullen betrieben, namlich 
mit ſechs hundert Angelhaken an einer Schnur befeſtigt. Bei Vermeidung einer 
Geldſtrafe bis zu funfzehn Thalern duͤrfen ſtatt der Wuͤrmer keine junge Fiſche 
als Koͤder und keine Haken unter ein ſechzehntel Zoll Staͤrke gebraucht werden. 

$. 37. N 

3 für Bei Ausuͤbung aller Arten der Fiſcherei mit kleinem Gezeuge (H. 24 

die Aschen bis 36.) dürfen die Schaaren nicht weiter als auf dreißig Ruthen uͤberſchritten 

Gezeuge. werden, und muͤſſen zwiſchen den ſogenannten Lanken (d. i. ein Sack, ein Tuch 
und wieder ein Sack), ſowie zwiſchen den einzelnen Staack- und Kaulbarsnetzen 
Oeffnungen von zwanzig Ruthen zum Durchgang der Fiſche und zur Schiffahrt 
offen bleiben. 

KRontraventionen gegen die Vorſchriften dieſes Paragraphen werden mit 
einer Geldbuße bis funfzig Thaler belegt. 


N $. 38. 
ame: Bei der Fiſcherei mit dem großen Wintergarne bedient man ſich des im 
1. mit gro- H. 20. beſchriebenen Winde⸗ oder Herbſtgarnes. Das Netz wird an einem 
ßem Gezenge. Reef von neunzig Klaftern in eine Wuhne unter das Eis gelaſſen und mittelſt 
großen Win einer Winde wieder aufgezogen. | 


ter⸗Garne. F. 39 
„ene 2 : Zur Ausuͤbung der kleinen Wintergarnfiſcherei wird das oben F. 21. 
ter Garne erwähnte Schaar- oder Sommergarn benutzt. 

§. 40. N 
2. mit klei⸗ Zur Winterfiſcherei mit kleinem Gezeuge bedient man ſich der oben 
nem Gezeuge. SS, 24. 25. 31. und 35. erwähnten Netze und Saͤcke unter dem Eiſe. 

$. 41. 5 
Graͤnzen für Bei der Winterfiſcherei unter dem Eiſe darf bei Vermeidung einer Geld- 


Niſcheret firafe bis funfzig Thaler, kein Fiſcher feine Netze in einen fremden Garnzug 
ſetzen, der entweder durch eine Stange, durch aufgeſetzte Eisſtuͤcke, oder mittelſt 
der ins Eis gehauenen Axt oder auf andere Weiſe kenntlich gemacht oder ihm 
ſonſt bekannt geworden iſt. 

§. 42. 

Dieſe Fiſcherei kann von den dazu Berechtigten auf der ganzen Hoͤhe 
des Haffes betrieben werden, und es findet hier keine Begraͤnzung oder Be⸗ 
ſchraͤnkung Statt. Die ſogenannten amtsfreien Züge, die ſtets bezeichnet erhals 
ten und nur fuͤr Rechnung des Fiskus befiſcht werden ſollen, duͤrfen jedoch, 
ohne ſpezielle Erlaubniß der Regierung, bei einer Strafe bis funfzig Thaler 
nicht zum Fiſchfange benutzt werden. 


Zeitdauer der N a $. 43. 

ſcherr. 6 Die Winterfiſcherei dauert ſo lange, als das Haff mit Eiſe belegt iſt. 
. $. 44. 

Gen der gſſche Das Stechen der Fiſche mit Speeren bleibt erlaubt. 


mit Speeren. $. 45. 


— 131 — 


H. 45. 
Neue und andere Arten des Fiſchfanges als die $$. 19. bis 44. erwaͤhn⸗ 
ten, duͤrfen ohne vorhergegangene Unterſuchung und ausdruͤckliche Erlaubniß 
der Regierung nicht betrieben werden. 


H. 46. 

Die nachſtehenden Arten des Fiſchfanges ſind unter allen Umſtaͤnden unerlaubte 

unſtatthaft: Fiſcherei⸗ 

1) Das Pumpen und Jagen, bei welchem mit funfzehn und mehr, wohl 
zwölf Klafter langen zuſammengehefteten und an kleine Gefäße oder 
Boͤte gebundenen, oder an beiden Enden der Netze mit Stangen auf dem 

Haffgrunde befeſtigten Netzen im Waſſer ein Halbkreis geſchloſſen und 

am * in denſelben zwiſchen den beiden aͤußerſten Punkten unter 
dem Waſſer mit einer Pumpe (einem Stuͤcke Leder oder einem Stuͤcke 
Holz, welches an einer langen Stange befeſtigt iſt) ein ſtarkes Getoͤſe 
gemacht wird. 

2) Die Klappfiſcherei, bei welcher an jeder Seite der Klappe (eines gewoͤhn⸗ 
lichen Keitelgarnes) zehn bis zwölf Klafter lange, mit Holzſpaͤhnen ver— 
ſehene Leinen befeſtigt werden, und demnaͤchſt das Garn durch an dieſe 
Leinen geſpannte Pferde mit moͤglichſter Schnelligkeit etwa funfzehn Klaf⸗ 
ter weit gezogen und an das Land gebracht wird. 

3) Das Klappern und Bullern, welches von dem Pumpen nur dadurch ſich 
unterſcheidet, daß hier das Getoͤſe durch Klappern oder Schlagen mit 
einem Stocke auf das Fahrzeug verurſacht wird. 

4) Das Aufſetzen der Quaͤſte, welches darin beſteht, daß Buͤndel Strauch, 
die an einer Pricke befeſtigt ſind, ins Haff gelegt werden. 

5) Das Fiſchen mit dem Internetze, bei welchem ein mit einem Inkel ver⸗ 
ſehenes trichterfoͤrmiges Keitelgarn, oben von zehn Klaftern im Umfange 
und von funfzehn Ellen Laͤnge durch zwei, vierzig Klafter lange Leinen 
mit angehaͤngten Steinen und Holzſpaͤhnen an zwei Gefaͤße befeſtigt 
und mittelſt dieſer Gefaͤße, welche vierzig bis funfzig Schritt von einan⸗ 
der entfernt bleiben, in gleicher Richtung durch den Wind raſch fortge— 
trieben wird. 

6) Das Streven (Streiven, Streuven oder Stroͤven), bei welchem zwei 
Fahrzeuge, nachdem die Geraͤthe ins Haff eingelaſſen und ausgebreitet 
worden, unter Segel gehen und eine Strecke des Haffes durchlaufen, 
bevor die Netze gelichtet werden. 


Arten. 


Wer ei b nid ak 101885 Verluſt 
er eine unerlaubte Fiſchereiart (H. 45. 46.) betreibt, hat den Verluſt Strafen für 
r Garnes und des Geraͤthes, — wozu jedoch die Kaͤhne und Schiffsgefaße . 
wicht zu rechnen find, — fowie die Wegnahme der etwa ſchon gefangenen Fifche 
— 8 eine Geldſtrafe bis funfzig Thaler, ei ver Te eee 
ue aber, wenn er ein Fiſchereiberechtigter ift, zugleich die Berechtigung zum 
Fiſchen G. 9.) me Sn na RER 5270 
$. 48. Gezeuge mit 
Wer nach Ablauf von fünf Jahren nach der Verkündigung dieſer Fiſcherei- manches 
Jahrgang 1843. (Nr. 2353.) 21 Ord- Maſchen. 


— ac 
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Ordnung noch mit Gezeugen fiſcht, welche engere als die in den SS. 20. bis 22., 
24. bis 25., 27. bis 31., 33. bis 35. vorgeſchriebenen Maſchen haben, verliert 
die Netze und uͤbrigen Fiſchereigeraͤthe, ſowie die damit gefangenen Fiſche, und 
hat außerdem eine Geldſtrafe bis 50 Thalern verwirkt. Im Wiederholungs⸗ 
falle tritt der vorſtehenden Strafe noch der Verluſt der Fiſchereiberechtigung 
mit den im H. 9. feſtgeſetzten Modalitaͤten hinzu. 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem Verhalten der Fiſcher beim Fiſchen und bei Benutzung 
der gewonnenen Haffprodukte. 


$. 49. 
Behandlung Die Fiſcher ſind, bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis fuͤnf Thaler, 
a 1 5 nicht nur waͤhrend des Fiſchfanges die Laichſtellen, ſobald ſie ſolche 
und des Bilde emerken, zu vermeiden, ſondern auch die gefangenen laichenden Fiſche, die 
ſaamens. gefangene Fiſchbrut und den Fiſchſaamen mit der gehoͤrigen Vorſicht ſogleich 

ins Waſſer zuruͤckzuwerfen. 0 

. 90. 

Wer Laichfiſche, Fiſchbrut oder Fiſchſaamen verkauft, zum Thrankochen, 
zur Fütterung und Maͤſtung des Federviehes und der Schweine verwendet oder 
irgendwie gebraucht, vernichtet oder verdirbt, hat eine Geldſtrafe bis funfzig 
Thaler verwirkt. Den Regierungen bleibt vorbehalten, durch die Amtsblaͤtter 
naͤher zu beſtimmen, was als Fiſchbrut zu betrachten iſt. 


$. 51. 
Verbot: Die Fiſcher muͤſſen beim Fiſchfange Alles vermeiden, wodurch der Schif— 
a. des Aus- fahrt auf dem Haffe Nachtheil erwachſen koͤnnte. Es darf daher, was auch 
Balla in ſchon im $. 11. der Schiffahrtsordnung für die Reſidenz- und Handelsſtadt 
das Haff. Königsberg und die Fahrt auf dem friſchen Haffe vom 14ten März 1822. 
(Geſetz⸗Samml. S. 90. ff.) unterſagt iſt, aus den Fiſcherkaͤhnen kein Ballaſt 
ins Waſſer geworfen werden. Kontraventionen gegen dieſes Verbot werden 
mit einer Geldbuße bis dreihundert Thaler beſtraft. 
$. 52. 
b. des Verruͤk⸗ Die Fiſcher haben ferner bei dem Fiſchfange darauf zu achten, daß die 
ee Bezeichnung der Fahrt und des Tiefs ausgelegten Tonnen, Bollen oder 
oder Bopen. Boyen durch die Netze nicht mit fortgezogen werden. Wer die Tonnen, Bollen 
oder Boyen vorſaͤtzlich verruͤckt, verfällt nach der Beſtimmung des F. 9. der 
Schiffahrtsordnung vom 14ten Maͤrz 1822. in eine Strafe von funfzig bis 
dreihundert Thaler. Geſchieht die Verruͤckung aber aus Verſehen, ſo muß 
der Fiſcher dieſes bei funfzig Thaler Strafe ſogleich dem naͤchſten Lootſen⸗ 
Kommandeur anzeigen. Ueberhaupt muͤſſen ſaͤmmtliche Fiſchereiberechtigte ſich 
alle Maßregeln, welche zur Beförderung der Schiffahrt im Haffe für noth⸗ 
wendig oder nuͤtzlich erachtet werden ſollten, ohne Anſpruch auf Entſchaͤdigung 
gefallen laſſen. 
Maßregeln AR H. 33. 
ner Die Fiſcher dürfen die zur Bezeichnung der Winterwege auf dem Haffe 
Ha auf dem aus⸗ 


= 
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ausgeſetzten Zeichen weder zerſtoͤren noch verſetzen. Jag- oder Zeßloͤcher duͤr— 
fen in einem gebahnten Winterwege nicht gehauen werden, ſondern muͤſſen von 
demſelben zu jeder Seite wenigſtens ſechs Schritt entfernt bleiben. Zur Ver— 
huͤtung von Unglück find bei der Winterfifcherei die ansgehauenen Eisſtücke 
jedesmal am Einlaſſe ſowohl wie beim Auszuge aufrecht zu ſtellen und die 
m Löcher durch Fuſen oder Strauch zu bezeichnen. In dieſer Bezie⸗ 
ung muͤſſen ſich die Fiſcher uͤberhaupt allen etwa von der Polizeibehoͤrde an— 
zuordnenden Vorkehrungen und Vorſchriften ohne Entſchaͤdigung unterwerfen. 


$. 34. 
„Zur Verhuͤtung der Beſchaͤdigung an Schiffen und Kaͤhnen ift jeder Behandlung 
Fiſcher bei fünf Thaler Strafe verpflichtet, die etwa vom Winde oder den der Pricken. 
Vellen abgebrochenen Pricken ſofort herauszuziehen. Bei gleicher Strafe muͤſſen 
die Pricken bei Aufhebung der Saͤcke nach beendigter Fiſcherei herausgezogen 
werden. Wer dieſelben anſtatt deſſen unter dem Waſſer abbricht oder abſaͤgt, 
hat zehn Thaler Strafe verwirkt. Wer Säcke mit verſenkten Pricken unter 
dem Waſſer verſteckt, verfällt in eine Geldſtrafe von zwanzig bis funfzig Thaler. 
bet f Die Pricken muͤſſen ſtets mit der Hausnummer des Eigenthuͤmers bezeich— 
et ſein. 
$. 35 
Die Fiſcher dürfen nur die zur Bong ihrer Saͤcke erforderlichen 
Pricken einſchlagen und ſich bei fuͤnf Thaler Geldſtrafe nicht unterfangen, 
eigenmaͤchtig gewiſſe Stellen im Freiwaſſer oder in den ſogenannten amtsfreien 
ugen abzufuſen und mit Pricken oder Pfaͤhlen zu begraͤnzen. 


$. 56. 5 . 
Die nach feſten Geſichtspunkten auf dem Lande, oder auf dem Waſſer Shiffäbres- 
durch Tonnen, Bollen oder Boyen bezeichneten Haupt-Schiffahrtsrichtungen Richtungen 


in dem Haffwaſſer muͤſſen in einer Breite von zwanzig Ruthen bei Vermeidung Siälnehen n 
einer Strafe bis funfzig Thaler von Stellnetzen frei bleiben. frei bleiben. 


Er 
Kein Fiſcher darf fich den Schiffen, Bordingen oder befrachteten Kähnen Verkehr der 
auf dem Haffe nähern, oder an irgend ein beladenes oder unbeladenes Gefäß lachte 
anlegen, wenn ſich daſſelbe nicht etwa in Gefahr befindet und der Huͤlfe bedarf. faͤßen. / 


$. 38. 

In einem ſolchen Nothfalle dürfen die Fiſcher an das gefaͤhrdete Fahr⸗ 
zeng zwar anlegen und aus demſelben zum Zweck einer nothwendigen Erleich⸗ 
a Waaren einnehmen. Sie find aber verbunden, fich genau nach den 

gordnungen des das Fahrzeug begleitenden Steuerbeamten oder Lootſen zu 

achten, und duͤrfen außer dem Fall der Noth nirgend anders als bei einer 

tadt anlanden, wo ſie ſich, im Fall ſie durch einen Sturm von dem durch 

1 Fahrzeuge getrennt ſind, bei dem Steueramte ſogleich zu mel— 
en. 


$. 59. 
G Kontraventionen gegen die Vorſchriften der $$. 57. 58. werden mit einer 
eldbuße von zehn Thalern geſtraft. Außerdem verfallen die Fiſcher im Fall 
(Nr. 2383.) 21* einer 
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einer wirklich begangenen oder befoͤrderten Steuerkontravention in die dafuͤr 
geſetzlich beſtimmte Strafe. 
$. 60. 


Ein an fremden Netzen oder Saͤcken oder an fremden Fiſchereigeraͤth— 
ſchaften begangener Diebſtahl wird nach den allgemeinen Strafgeſetzen geahndet. 


$. 61. 


1 zur Bei der Fiſcherei mit Böten ohne Segel darf kein Fiſcher ſich in den Zug 
tion desjenigen legen, der ſchon ſiſcht. Bei der Segelfifcherei darf kein Fiſcher in 
Sibrun en die Zuglinie eines andern, der vor ihm die Netze ausgeworfen hat, auch kein 
der Fiſcher. Fiſcher, der ſchon an irgend einer Stelle des Haffes im Fiſchen begriffen iſt, 
in die Zuglinie eines andern einbiegen. Jede Kontravention gegen dieſe Vor⸗ 
ſchrift wird, falls nicht dabei ein den allgemeinen Beſtimmungen des Straf- 
rechts unterliegendes Vergehen eintritt, mit fuͤnf Thaler Geldſtrafe belegt. 


$. 62. 


Beſchraͤnkun⸗ Diejenigen Fiſcher, welche zum Stoͤrfange nicht befugt find, muͤſſen die 
er von ihnen zufällig eingefängenen Stoͤre abliefern. Eignen fie ſich dieſelben 
widerrechtlich zu, ſo verfallen ſie in eine Strafe bis wi Thaler. Der Ort, 
wohin die Stoͤre abzuliefern ſind, ſowie die dafuͤr zu zahlende Verguͤtung, wird 

von der Regierung bekannt gemacht werden. 

$. 63. 


In allen uͤbrigen Faͤllen darf jeder Fiſchereiberechtigte, welchem nicht blos 
das Recht der Fiſcherei zum haͤuslichen Bedarf oder zur Tiſches Nothdurft 
zuſteht, über die durch die geſetzmaͤßige Ausuͤbung feiner Fiſchereigerechtigkeit 
gewonnenen Fiſche frei verfuͤgen. 

$. 64. 


Beſtimmun⸗ Der bei Gelegenheit der Fiſcherei gefundene Bernſtein muß innerhalb drei 
Hate Son Tagen dem Berechtigten abgeliefert werden. Der Finder iſt in dieſem Falle 
ernſtein. befugt, ein Zehntel des Werths als Belohnung zu fordern. Wer die Anzeige 
des Fundes uͤber drei Tage verzoͤgert, macht ſich der Belohnung verluſtig; wer 
den Fund auf Befragen des Richters ableugnet, wird außerdem als Dieb be- 
ſtraft. Die in den H. 3 — 12. des Zuſatzes 228. des Oſtpreußiſchen Provin⸗ 
zialrechts enthaltenen Strafbeſtimmungen werden in Bezug auf das friſche Haff 

hierdurch aufgehoben. 


$. 65. 


Größe und Geſchieht der Verkauf der Fiſche im Großen und tonnenweiſe, ſo duͤrfen 
Beſchaſfen dazu acht Monate nach Publikation dieſer Ordnung nur Tonnenmaaße benutzt 
nnen. werden, welche einhundert Quart enthalten und mit dem vorſchriftsmaͤßigen 
Stempel verſehen ſind. Kontraventionen gegen dieſe Vorſchrift werden mit 
einer Geldbuße bis fuͤnf Thaler und Konfiskation der unrichtigen Maaße 

beſtraft. 
Vierter 


— . 135 — 


Vierter Abſchnitt. 


Von dem Verfahren bei Beaufſichtigung des Fiſchereiweſens und 
bei Beſtrafung der Fiſchereikontraventionen. 


$. 66. 

Die Aufſicht uͤber die Fiſcherei im friſchen Haffe und in den in Dafz „geen 
felbe einmuͤndenden Fluͤſſen, ſowie insbeſondere daruͤber, daß die Vorſchriften ee 
dieſer Fiſcherordnung uberall pünktlich befolgt und Beeintraͤchtigungen der Ge⸗ 
rechtſame der Fiſchereiberechtigten vermieden werden, haben der Oberfiſchmeiſter 
und die ihm untergeordneten Beamten zu führen. Die Fiſcher find bei Ver- 
meidung einer Geldſtrafe bis fuͤnf Thaler verpflichtet, den amtlichen Anordnungen 
ee und der ihm untergeordneten Beamten unbedingt Folge 
u leiſten. 

Igſt die Widerſetzlichkeit mit ehrenruͤhrigen Aeußerungen oder Thaͤtlich⸗ 
keiten verbunden, ſo kommen die Strafen der Injurien oder der thaͤtlichen 
Widerſetzlichkeit gegen Abgeordnete der Obrigkeit bei Ausuͤbung ihres Amtes in 
Anwendung. 


§. 67. s 
Damit ſich Niemand mit Nichtkenntniß der Perſon der Aufſichtsbeamten Flagge und 

entſchuldigen könne, ſoll der Oberſiſchmeiſter eine rothe Flagge, in deren weißem Dee 
Schilde fich der Preußische Adler befindet, und an feinem Kahne einen Wimpel Auffichtsbe- 
mit dem Preußiſchen Adler führen, und die Unterbeamten follen ſtets ein me⸗ amten. 
tallenes Schild, auf welchem ihre Dienſtſtellung bezeichnet iſt, auf ihrer Bruſt 
tragen, an ihrem Kahne aber im Wimpel einen Preußiſchen Adler und außer⸗ 
dem noch eine rothe Flagge, in deren weißem Schilde ſich gleichfalls ein Preu⸗ 
Bifcher Adler befindet, führen. Jeder Fiſcher ift, fobald die Flagge eines 

iſcherei⸗Polizeibeamten aufgezogen wird, bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler 
verpflichtet, ſogleich die Segel zu ſtreichen, und darf nicht fruͤher von der Stelle 
weichen, als bis er dazu Erlaubniß erhalten hat. 


$. 68. 


uchſtaben von zwei Zoll Höhe und einem Viertel Zoll Stärke eingeſchnitten bouche 8 


ſein. Bei gleicher Strafe muß jeder Fiſcher bei Ausuͤbung der Fiſcherei auf mäßigen 


behoͤrde ertheilt worden iſt. Wer auf ſeinem Fiſcherei efaͤße die Flagge einer 
aa dar: führt, welcher er nicht angehört, verfällt in eine Geldſtrafe b funf⸗ 
aler. f 


g. 69. 
Alle Uebertretungen der in dieſer Fifchereiordnung enthaltenen Vor- Ergänzende 


r. 2553.) ſchriften, — 
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ſchriften, welche nicht mit beſonderen Strafen bedroht ſind, unterliegen einer 
Geldbuße bis fuͤnf und zwanzig Thaler. 5 


$. 70. 
Reſſort der Ueber die Kontraventionen, welche nach den Beſtimmungen dieſer Fiſche— 
— reiordnung den Verluſt der Berechtigung zur Ausuͤbung der Fiſcherei nach ſich 
barkeit. ziehen, und uͤber die Faͤlle, in welchen ein Kriminalverfahren einzuleiten iſt 
ſteht nur dem ordentlichen Gerichte die Entſcheidung zu. 
Die Unterſuchung der uͤbrigen Kontraventionen ſoll der Ober-Fiſchmeiſter 
fuͤhren und darin durch ein Reſolut entſcheiden. 


$. Az 
Haffpolizei⸗ Zum Verfahren bei Fiſchereikontraventionen follen monatlich wiederkeh— 
Gerichtstage. rende Haffpolizei⸗Gerichtstage beſtimmt und die Orte, an welchen fie zu halten 
ſind, von der Regierung bekannt gemacht werden. 


S. 2. 

Form des Die Fiſcherei-Aufſichtsbeamten, welche keinen der Haffgerichtstage ver— 
En ſaͤumen dürfen, übergeben ſpaͤteſtens vierzehn Tage vorher dem Ober-⸗Fiſchmeiſter, 
lenen Kontra» nebft den abgepfändeten Sachen, ein Verzeichniß ſämmtlicher, in den ihnen zur 
en, ſpe ziellen Verwaltung anvertrauten Fiſchereibezirken vorgefallenen Fiſchereikon— 

traventionen, welches in tabellarifcher Form und fortlaufenden Nummern die 
Anzeige: 

des Namens, Gewerbes und des Wohn- nnd Aufenthaltsorts des 
Kontravenienten, 

2) des Gegenſtandes, 

3) der naͤheren Umſtaͤnde, als der Zeit und der Stelle der Kontravention 
und Ertappung, ob die Kontravention zum erſten Mal oder wieder⸗ 
holt veruͤbt, ob ſie mit Gewalt oder Widerſetzlichkeit bei der Betreffung 
verbunden geweſen ſei, Fer 

4) der Zeugen und fonftigen etwanigen Beweismittel, Falls der Fiſcherei— 
Aufſichtsbeamte die Koͤntravention nicht ſelbſt ausgemittelt hat, und der 
etwa abgepfaͤndeten Sachen, und 

5) eine beſondere Kolonne zu dem im folgenden Paragraphen bemerkten 


wecke 
enthalten muß. 


§. 73. 
Vorladung Auf den Grund dieſes Verzeichniſſes muß der Ober - Fifchmeifter die 
9 aten Angeſchuldigten ſofort zu dem mah e Haffgerichtstage durch einen vereideten 
Rentamtsboten, einen Fiſcherei-Unterbeamten, oder durch Requiſition der 
betreffenden Ortspolizeibehoͤrde, mittelſt eines den Vorzuladenden einzuhaͤndi⸗ 

genden Auszuges aus dem tabellariſchen Werzeichniffe erfordern laſſen. 

Der inſinuirende Beamte beſcheinigt in der fuͤnften Kolonne des Ver⸗ 
zeichniſſes die gehörig geſchehene Vorladung mit Angabe der Perſon, welcher 
der Auszug des Verzeichniſſes zugeſtellt worden, und des Tages, an welchem 
es geſchehen iſt. Die Behandigung der Ladung darf nicht in den letzten acht 
Tagen vor dem Haffgerichtstage geſchehen, widrigenfalls darauf kein Kontu⸗ 

f ma⸗ 
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mazialerkenntniß ergehen kann oder dem erſcheinenden Angeſchuldigten auf deſſen 
egehren die Vertagung bis zum folgenden Gerichtstage nicht verweigert 
werden darf. 
$. 74. 
x An jedem Haffgerichtstage wird von einem vereidigten Protokollfuͤhrer Hafgerichts⸗ 
ein fortlaufendes Protokoll uͤber die vorgekommenen Kontraventionen mit Bezug Protoko 
auf die Nummer des Verzeichniſſes gefuͤhrt. 


75 


Zuvoͤrderſt werden die erſchienenen Angeſchuldigten einzeln vernommen Gang des 
und bei einem jeden wird unmittelbar nach feiner Vernehmung das Erkenntniß gung 18 


muͤndlich ausgeſprochen und zum Protokoll niedergeſchrieben. e 


$. 76. 

Alsdann wird gegen die Nichterſchienenen die Strafe u. ſ. w. in contu- Abfaſſung 
maciam feſtgeſtellt und protokollirt. Jedem derſelben wird der ihn betreffende von Keicr⸗ 
Auszug des Protokolls abſchriftlich, mit der Unterſchrift des Protokollführers kennen 
beglaubigt, auf gleiche Weiſe, wie F. 73. erwaͤhnt, behaͤndigt und daruͤber am 
Rande des Protokolls ein Vermerk gemacht. 


5 


K 77. 
Das von jedem Haffgerichtstage beſonders zu fuͤhrende Protokoll, wird 
am Schluſſe vom Ober-Fiſchmeiſter und Protokollfuͤhrer, ſo wie von den an— 
weſenden Fiſcherei-Aufſichtsbeamten unterzeichnet. 


$. 78. 

Wenn der am Haffgerichtstage anweſende Angeſchuldigte die That in 
Abrede ſtellt, ſo genügt die Angabe des gehörig beeidigten Fiſcherei-Aufſichts⸗ 
Beamten, welcher ihn aus eigener Wahrnehmung der That bezuͤchtigt, zu ſei⸗ 
ner Verurtheilung, Falls er nicht ſeine Unſchuld durch einen geſetzlich zulaͤſſigen 

egenbeweis auszuführen, oder die gegen ihn aufgeſtellten Beweiſe zu ent 
kraͤften vermag. Dies muß aber am naͤchſten Haffgerichtstage geſchehen, und 
der Angeſchuldigte zu dieſem Zwecke ſeine Vertheidigungszeugen entweder ſelbſt 
nr, oder binnen acht Tagen deren Vorladung bei dem Ober-Fiſchmeiſter 
uswirken. 


7 

Gegen die vom Ober-Fiſchmeiſter ausgeſprochenen Urtheile ſteht dem Rekurs an 
Angeſchuldigten in denjenigen Faͤllen, in welchen dies nach den betreffenden an e 
allgemeinen Vorſchriften zulaͤſſig iſt, Berufung auf rechtliches Gehoͤr, in allen fung Da: 
Faͤllen aber das Niederſchlagungs- oder Milderungsgefuch zu. Dieſes Geſuch, falihes Ge⸗ 
durch deſſen Wahl die ſonſt ſtatthafte Provokation auf rechtliches Gehör aus- * 
geſchloſſen wird, muß von den bei der . anweſenden Angeſchul⸗ 
digten ſofort am Haffgerichtstage bei Verluſt des Rechtsmittels angebracht 
werden. Dem in contumaciam Verurtheilten iſt dazu eine zehntaͤgige Friſt, 
vom Tage der Behaͤndigung des Erkenntniſſes an gerechnet, geſtattet. 

Zur Entſcheidung uͤber das Geſuch wird das Haffgerichtsprotokoll und 
(Nr. 2353.) das 


= 


das Verzeichniß an die Regierung eingefandt, welche den Beſcheid darauf ſo⸗ 
fort zu ertheilen hat. i 


§. 80. b 
Die Fiſcherei-Aufſichtsbeamten, deren Angaben die volle Beweiskraft 
(F. 78.) beiwohnen ſoll, muͤſſen auf Lebenszeit oder mit dem Anſpruche auf 
lebenslaͤngliche Verſorgung angeſtellt ſein, und duͤrfen auch an den erkannten 
Geldſtrafen und Konfiskaten keinen Antheil beziehen. 


§. 81. 

Die erkannten Strafen find auf Requiſition des Oberfiſchmeiſters durch 
das Domainenrentamt, oder, wenn die Verurtheilten nicht Domaineneinſaſſen 
ſind, durch das Landrathsamt zu vollſtrecken. 

Im Falle des Unvermoͤgens ſollen die erkannten Geldſtrafen nach den 
1 beſtehenden allgemeinen Vorſchriften in Gefaͤngnißſtrafen verwandelt 
werden. 


§. 82. 
Findet ſich in dem Verzeichniſſe $. 72. ein zur gerichtlichen Unterſuchung 
geeigneter Fall (F. 70.) aufgeführt, fo muß der Oberfiſchmeiſter hiervon ſo— 
gleich die kompetente Gerichtsbehoͤrde zur weiteren Veranlaſſung in Kennt— 


niß ſetzen. 
$. 83. 
1 Bei der Unterſuchung und Aburtheilung der Fiſcherei-Kontraventionen 
* ſollen, außer den für die Vorladungen in Polizei-Kontraventionsſachen her— 
koͤmmlich zu entrichtenden Meilengeldern, keine Sporteln ſtattfinden. 


§. 84. 

Die Vorſchriften der vorſtehenden Fiſchereiordnung finden außer dem 
friſchen Haffe ſelbſt auch auf die damit in Verbindung ſtehenden Gewaͤſſer in- 
ſoweit Anwendung, als die Fiſchereiordnung vom 22. Februar 1787. auf den⸗ 
ſelben bisher gegolten hat. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. Maͤrz 1845. 


( S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. Uhden. 


Beglaubigt: 
Bode. 


(Nr. 2554.) 
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(Nr. 2554.) Fiſchereiordnung für das kuriſche Haff. Vom 7. März 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen ꝛc. dc. 

haben in Erwägung, daß die bisherige Fiſcherordnung für das kuriſche Haff 
vom 11. Juni 1792. und die Verordnungen im 15ten Zuſatze des Oſtpreußi⸗ 
ſchen Provinzialrechts den gegenwaͤrtigen? eduͤrfniſſen nicht mehr uͤberall ent⸗ 
ſprechen, ſowie in Beruͤckſichtigung der von dem Provinzial⸗Landtage der Pro- 
vinz Preußen deshalb gemachten Antraͤge, Uns bewogen gefunden, die vorge⸗ 
dachten Beſtimmungen einer Pruͤfung zu unterwerfen, und verordnen nach An⸗ 
hoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Preußen und nach vernommenem 
Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres Staatsraths ernannten Kommiſſion, 
unter Aufhebung aller fruͤheren, die Fiſcherei im kuriſchen Haffe betreffenden 
Beſtimmungen und Verordnungen, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Befugniß zum Fiſchfange. 


8 
Die Fiſcherei auf dem kuriſchen Haffe iſt Eigenthum des Staats. 


F. 2. 5 
Die Ausübung der Fiſcherei auf dem kuriſchen Haffe iſt nur denjenigen Erforderniſſe 
geſtattet, welche ein durch landesherrliche Verleihung, Vertrag mit dem Fiskus, ber giſcherel. 
oder Verjaͤhrung begruͤndetes Recht dazu haben. 


. 5 
Wem die Fiſcherei nur zum haͤuslichen Bedarf oder nur zur Tiſches 
Nothdurft zuſteht, der darf weder mit den gefangenen Fiſchen Handel treiben, 
noch dieſelben verſchenken. Auch darf er der Regel nach von den gefangenen 
Fiſchen nichts als Lohn gegen Arbeit verabreichen. Haben jedoch zu einem 
Fiſchfange Arbeiter, die nicht zu der Familie oder dem Hausſtande des Berech⸗ 
tigten gehoͤren, zugezogen werden muͤſſen, ſo darf denſelben ſtatt des ublichen 
agelohns ſo viel an Fiſchen verabreicht werden, als nach den gewoͤhnlichen 
Verkaufspreiſen der Fiſche zur Berichtigung des Tagelohns erforderlich iſt. 
Die Verpachtung einer auf den haͤuslichen Bedarf oder die Tiſches⸗ 
Nothdurft beſchraͤnkten Fiſchereigerechtigkeit iſt nicht geſtattet. Wenn dieſelbe 
aber einem Grundſtuͤcke zuſteht, ſo kann ſie dem Paͤchter des Grundſtuͤcks mit 
letzterem zur Ausübung überlaſſen werden. 2 
KRontraventionen gegen die in dieſem H. enthaltenen Vorſchriften werden 
mit einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft. 


5 $. 4. ; 

Kein Fiſchereiberechtigter darf den Fiſchereibetrieb über feine rechtlich er⸗ Schranken 
worbenen Befugniſſe ausdehnen. Namentlich iſt weder einer Gemeinde oder der Fr Yard 
Ortſchaft, noch einem einzelnen Fiſchereiberechtigten geſtattet, zu gleicher Zeit gerechtigkeit. 
mit mehr großen Garnen, als ihnen zuſteht, zu fiſchen. 

Jahrgang 1845. (Nr. 2554.) 22 $. 5. 
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$. 5. 

Strafe fuͤr Wer die Fiſcherei auf dem Haffe treibt, oder daſſelbe mit Fiſchereigeraͤth⸗ 
unberuonen ſchaften befährt, ohne zum Fiſchfang irgend einer Art berechtigt zu fein, wird 
trieb. mit einer Geldſtrafe bis zu funfzig Thalern und Konfiskation der Fiſcherei— 

geraͤthſchaften und der damit gefangenen Fiſche geſtraft. Die Kaͤhne und 
Schiffsgefaͤße gehoͤren jedoch nicht zu den der Konfiskation unterliegenden Ge⸗ 
genſtaͤnden. 8 

Wer eine andere Fiſchereiart als diejenige, wozu er berechtigt iſt, betreibt, 
hat außer der im F. 5. beſtimmten Geldſtrafe Konfiskation derjenigen Fiſcherei⸗ 
geraͤthſchaften, zu deren Gebrauch er nicht berechtigt iſt, verwirkt. 


g. 7. 

Wer das im F. 6. gedachte Vergehen nach dreimaliger Verurtheilung 
von Neuem begeht, wird nicht nur mit der dort beſtimmten Strafe belegt, ſon⸗ 
dern geht auch der Berechtigung verluſtig. Iſt dieſelbe vererblich, ſo tritt der 
Verluſt nur auf die Lebenszeit, wenn die ase e mit dem Beſitz eines 
Grundſtuͤcks verbunden iſt, nur auf die Beſitzzeit des Schuldigen ein. 

Fiſchereipaͤchter verlieren im vierten Kontraventionsfalle das Recht, die 
gepachtete Berechtigung auszuuͤben, bleiben aber ihrem Verpaͤchter zu Allem, 
wozu fie vermöge ihres Vertrages verbunden find, für das laufende Jahr ver- 
pflichtet, muͤſſen auch den aus der Aufhebung des Pachtkontrakts entſtehenden 
Schaden erſetzen. Außerdem dürfen alle diejenigen, welche das im F. 6. ge⸗ 
dachte Vergehen nach dreimaliger Verurtheilung von Neuem begehen, fernerhin 
als Fiſchereipaͤchter nicht mehr zugelaſſen werden. 


$. 8. 
Jährliche Die Anzahl der am kuriſchen Haffe gegenwärtig vorhandenen Fiſcherei— 
der Fischer. berechtigten und Fifchereipächter darf ohne Genehmigung der Regierung nicht 
vermehrt und es ſoll jährlich ein Verzeichniß derſelben von den Fiſcherei-Auf⸗ 
ſichtsbeamten aufgenommen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den verſchiedenen Arten und Geraͤthſchaften, den Graͤnzen 
und der Zeit des Fiſchereibetriebes. g 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


1 CH 
Beſchaffen⸗ Die Gerathichaften zum Fiſchfange muͤſſen ſo eingerichtet ſein, wie es 
ER die Ruͤckſicht auf Erhaltung und des Fiſchbeſtandes erfordert. 
$ 10. N 
25 Beihrän: In der Einkehle des kuriſchen Haffes darf bei Vermeidung einer Geld- 
RER ſtrafe bis zu funfzig Thalern keine Art der Fifcherei betrieben werden. 
a. in der Ein⸗ Die Graͤnze der Einkehle erſtreckt ſich auf der Seeſeite vom ſogenannten 


Ahle des Schulzenwrack am Suderhacken an der kuriſchen Nehrung bis zum nördlichen 
Haffes. Ende 
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Ende des Dorfes Mellneraggen auf dem Norderhacken, und auf der Haffſeite 
von der Einmuͤndung des kuriſchen Haffes in die Oſtſee bis zum Dorfe Schaͤferei. 


$. 113 
Im Haff darf innerhalb einer achtel Meile von der Ausmuͤndung der! vor und in 
in daſſelbe ſich ergießenden Fluͤſſe oder Bäche keine Art von Fiſcherei ohne be⸗ Vac Fu 
ſonders erworbene Berechtigung betrieben werden. Die in dieſen Fluͤſſen und dungen. 
Baͤchen innerhalb einer achtel Meile aufwaͤrts ihrer Ausmuͤndung zur Fiſcherei 
berechtigten Perſonen find verpflichtet, nicht nur die im Intereſſe der Schif⸗ 
fahrt, ſondern auch die zur Erhaltung des Fiſchbeſtandes im Haffe von der 
Fal rung zu erlaſſenden polizeilichen Verordnungen zu befolgen. Auf keinen 
Fall duͤrfen die in das Haff einmuͤndenden Fluͤſſe oder Baͤche in einer den Zug 
er Fiſche ſtoͤrenden Weiſe verſtellt werden. 
5 Kontraventionen gegen die Vorſchriften dieſes Paragraphen werden mit 
einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft. 


H. 12. ö 
Dien Krackerortſchen Fiſchereipaͤchtern bleibt die Ausübung der Fiſcherei c-beid. Krat- 
mit erlaubten Gezeugen, ſoweit ſie ſich derſelben bisher immer bedient haben, en 
in folgenden Gränzen ausſchließlich vorbehalten: a 
a) von der Windenburger Ecke quer uͤber das ſogenannte Knauphaff (der 
Buſen des Haffes an der Seite von Minge und Stankiſchken, begraͤnzt 
u eine gerade Linie von der Kulan-Uppe nach der Windenburgſchen 


Ecke); 
b) in der Advant (dem bei der Kulan-Uppe zunaͤchſt belegenen Theile des 
Haffes), welche jedoch nur von Michaelis ab befiſcht werden darf; 
c) in dem Saurum, oder Saurims (dem Theile des Attmathſtromes zwi⸗ 
ſchen Kuwertshoff und den Werderinſeln in der Muͤndung des Attmath); 
d) in der Lanke (dem Buſen zwiſchen Tulkeragge und Krackerort); 
e) in der, den Saurum mit der Lanke verbindenden Dobe (Tiefe). 
N Sollten jedoch durch Verſandungen einige dieſer Gewaͤſſer ganz un⸗ 
befiſchbar werden, ſo bleibt vorbehalten, die Graͤnze dieſer Fiſcherei, unbeſcha— 
et der Rechte dritter Perſonen anderweit zu beſtimmen. 


$. 13. 
Denjenigen Fiſcherbauern zu Nidden, welche bisher mit allerlei Gezeus a. in Anfe- 
gen, Lachsſtellen ausgenommen, auf beiden Seiten der Linie von Lickerorth nach Nie 2 
rabſterorth zu fiſchen berechtigt geweſen, verbleibt auch ferner dieſe Befugniß. bauern zu 
Lick Keitelfiſcherei darf von denſelben jedoch nur auf dem ſuͤdlich der Linie von Nidden. 
Neuron nach Grabſterorth befindlichen Hafftheile betrieben werden. (ekr. F. 20.) 
es Anſiedler zu Nidden, ſowie alle diejenigen dortigen Einwohner, welchen 
ie vorgedachte Berechtigung nicht ſchon bisher zugeſtanden hat, bleiben auch 
erner davon ausgeſchloſſen. 
§. 14. f 
In der Nacht vor einem Sonn- oder Feſttage darf kein Fiſcher zum e an Sonn⸗ 
Fiſchfange auslaufen. An Sonn⸗ und Fefttagen iſt das Auslaufen zum Fiſch⸗ u. Seſttagen. 
fange und das Fiſchen felbft erft nach beendigtem Gottesdienſte geſtattet. Die 
ebertretung dieſer Vorſchriften wird mit einem Thaler Strafe geahndet. 
(Nr. 2554.) 22 Die⸗ 
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Dieſelbe Strafe trifft jeden Fiſcher, welcher vor dem Beginn eines Sonn⸗ 
oder Feſttages von dem Fiſchfange nicht zuruͤckkommt, er ſei denn durch Sturm 
oder widrigen Wind daran verhindert worden. 

$. 15. 
f. wäßtendder Die Fiſcherei⸗Aufſichtsbeamten haben den Anfang und das Ende der 
eichzett. Laichzeit der vorzuͤglicheren Fiſchgattungen, deren Bezeichnung der Regierung 
vorbehalten bleibt, ſowie die Laichſtellen, in einer von der Regierung zu beſtim— 
menden Weiſe den Fiſchern bekannt zu machen. Iſt dieſe Bekanntmachung 
erfolgt, ſo iſt dadurch der Fang des laichenden Fiſches und das Fiſchen auf 

den bekanntgemachten Laichſtellen verboten. 

Jeder Fiſcher, deſſen Fiſchereigeraͤthſchaften nicht binnen zwoͤlf Stunden 
nach erfolgter Bekanntmachung von den Laichſtellen entfernt find, hat den Ber: 
luſt der ausgeſtellten Geraͤthſchaften und der damit gefangenen Fiſche verwirkt. 

Wer nach erfolgter Bekanntmachung auf den Laichſtellen Fiſchereigeraͤth— 
ſchaften ausſtellt, oder Fiſcherei betreibt, hat außer der Konfiskation der Ge— 
raͤthſchaften ($. 5.) und der damit gefangenen Fiſche eine Geldſtrafe bis funf— 
zig Thalern verwirkt. Wer die zur Bekanntmachung aufgeſtellten Zeichen weg— 

nimmt oder verletzt, verfaͤllt in eine Strafe von zwanzig dis funfzig Thalern. 


B. Beſondere Beſtimmungen. 


| $. 16. 
Eintheilung Im kuriſchen Haff find folgende Fiſchereiarten zulaͤſſig: 
Hr I. Die Fiſcherei bei offenem Waſſer, 
Haffe. 1. die Segelfiſcherei, wozu gehoͤren: 


a) die Kurrenfiſcherei, 
b) die Braddenfiſcherei, und 
c) die Keitelfiſcherei; 
die Fiſcherei mit Boten ohne Segel, namlich: 
a) die Windkartelfiſcherei, und 
b) die Dobenfiſcherei; 
die Stellfiſcherei, wohin gerechnet werden: 
a) die Lachsfiſcherei, und zwar: 
mit 5 Lachswehren, 
mit kleinen Lachsſtellen, 
mit Lachsnetzen; 
b) die Staacknetzfiſcherei, \ 
c) die eigentliche Sackfiſcherei, und zwar 
mit Schnepelſaͤcken, 
mit Aalſaͤcken, 
mit gewoͤhnlichen Haffſaͤcken, 
mit Neunaugenſaͤcken; 
die kleine Fiſcherei am Rande des Haffes, wozu gehören: 
a) die Klipp⸗, (Ploͤtz- oder Kaulbars =) Fiſcherei, 
b) die Waadegarn-, oder Ziehnetzfiſcherei, 
c) die Braſſen- oder Breſſenfiſcherei, 


1 


= 
8 


— 


J) die 


= ME = 


d) die Stintgarnfiſcherei, 

e) die Aalangelfiſcherei. 

a II. Die Winterfiſcherei, 
1. mit dem Wintergarne, N 
mit kleinen Gezeugen, nämlich Staacknetzenſaͤcken, Kaulbarsnetzen, Waade⸗ 

garn- oder Ziehnetzen, und dem Stintgarn. 

III. Die Fiſcherei mit Speeren. 
17. 


1 


Auf den flachen Stellen des Haffes (den Seeken), und da, wo die Saͤcke 


aufgeſteckt ſind, darf bei einer Geldſtrafe bis zu funfzig Thalern keine Art von; 


Segelfiſcherei betrieben werden. Bei gleicher Strafe iſt in denjenigen Gegen- 
den des Haffes, wo der Lachsfang geuͤbt wird, in der Zeit vom 15. Mai bis 
zum 1. Oktober, ſo lange die Lachswehren ausgeſtellt find, jede Segelfiſcherei 
verboten, ausgenommen die Braddenfiſcherei unter den F. 19. beſtimmten Be⸗ 
ſchraͤnkungen. 


$. 18. 
Das Kurrengarn beſteht aus zwei Fluͤgeln. Jeder Fluͤgel iſt 80 bis 
90 Faden lang und einen Faden breit, ohne die Einfaſſung oder Simme. Jede 
Maſche im Kurrennetz hat anderthalb Zoll im Quadrat. Die Kurrenfiſcherei 
darf auf dem Boden des Haffes nur vom Abgange des Winters bis zum 
1. Mai und vom 21. Auguſt bis das Waſſer gefriert, in den Gegenden des 
Haffes aber, wo der Lachsfang ausgeuͤbt wird, nur vom 1. Oktober an, jedoch 
ſowohl bei Tage, als zur Nachtzeit, und auch im Gemenge, ausgeuͤbt werden. 
Wer gegen eine der obigen Beſtimmungen fehlt, verfaͤllt in eine Strafe 
bis funfzig Thalern. Dieſe Strafe trifft insbeſondere denjenigen, welcher mit 
einem Garne fiſcht, das weniger als achtzig Faden Laͤnge in jedem Fluͤgel oder 
engere oder weitere Maſchen als anderthalb Zoll im Quadrat hat. 
a Die Kurrenfahrer koͤnnen ſo weit im Haffe hinaufziehen, als ſie wollen; 
ledoch duͤrfen ſie, je nachdem ſie in einem ſuͤdlich oder noͤrdlich der Linie von 
Lickerorth auf Grabſterorth gelegenen Orte wohnen, die Kurrenfiſcherei nur 
auf der ſuͤdlichen oder nördlichen Seite dieſer Linie betreiben. Wer dieſelbe 
uͤberſchreitet, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu funfzig Thalern, wenn nicht aus 
den Umſtaͤnden erhellet, daß die W ohne Vorſatz geſchehen iſt. 
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Das Braddengarn hat in jedem Fluͤgel achtzig bis neunzig Faden Laͤnge, 
einſchließlich der Einfaſſung oder Simme, und es müffen die Fluͤgel in fchrä- 
gen Maſchen bis zur Mettritze fortlaufen. Die Maſchen duͤrfen in den Fluͤ⸗ 
geln nicht enger als anderthalb Zoll im Quadrat, und in der Mettritze nicht 
enger als dreiviertel Zoll im Quadrat ſein. Die Fluͤgel ſind am Anfang zehn 
Fuß und am Ende vier Faden breit, die Mettritze iſt ſieben Faden lang. 
Dieſe Fiſcherei beginnt erſt am 15. September und darf bis zum 1. Ok⸗ 
tober nur auf dem Boden des Haffes betrieben werden. Nur den Segel⸗ 
Fiſchern der Aemter Ruß und Pröfuls iſt es geſtattet, auch waͤhrend der 
Lachszeit mit Bradden zu fahren, jedoch dürfen ſie ſich der Litthauiſchen Seite 
nach Oſten zu nicht weiter als bis an die Esze naͤhern, und nach Norden 
05 weiter als bis an die gerade Linie von dem noͤrdlichen Ende der Esze 
Nr. 2354.) . : na 


1. Fiſcherei bei 
offenem Waſ⸗ 
er. 

1) Segel⸗Fi⸗ 
) ſcherei. 


a. Kurren⸗ 
Fiſcherei. 


b. Bradden⸗ 
Fiſcherei. 


— 14 — 


nach der Bulwyk fahren. Nach dem 1. Oktober aber, und wenn die Lachs— 
wehren aufgehoben ſind, duͤrfen die Braddengarne allenthalben ausgeworfen 
werden. Der Dorfſchaft Schwarzort iſt zu keiner Jahreszeit geſtattet, die 
Braddenfiſcherei uͤber den Negelnſchen Hacken hinaus zu treiben. 

Wer Garne mit engeren Maſchen anwendet, oder gegen eine der obigen 
Vorſchriften fehlt, hat Geldſtrafe 15 720 78 Thaler verwirkt. 


e Keitelfiſche⸗ Das Keitelgarn beſteht aus einem fuͤnf bis ſechs Faden langen und ein 
bei, bis zwei Faden hohen, ſpitz zugehenden Sack von Hanf, welcher inwendig mit 
einer Kehle verſehen iſt. Der Umfang der vorderſten Oeffnung deſſelben be— 
traͤgt zwei bis ſechs Faden. An keiner Stelle des Keitels, mit Einſchluß des 
hintern ſchmalen Theiles deſſelben (des ſogenannten After- oder Achtergarns), 

duͤrfen die Maſchen enger als dreiviertel Zoll im Quadrat ſein. 

Wer ein Keitelgarn mit engeren Maſchen zum Fiſchfange gebraucht, 
verliert das Garn und verfaͤllt in eine Strafe bis funfzig Thaler. Ausnahms⸗ 
weiſe iſt jedoch zum Stintfang der Gebrauch von Keitelgarnen mit Maſchen 
bis zu ein achtel Zoll im Quadrat: Eur 

a) vorlaͤngs der Esze in der Zeit vom 15. April bis zum 1. Mai, und 
b) in dem weſtlich der Linie von Roßitten auf Taktau befindlichen Theile 
des Haffes vom 15. Juli bis zum 15. Auguſt und vom 1. Oktober bis 
zum Eintritt des Winters, 
geſtattet. 
Der Betrieb der Keitelfiſcherei mit vollem Segel oder Winde, (das ſo— 
enannte Schwuͤren) wird bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler verboten; 
’ Bei gleicher Strafe muͤſſen die Keitelfiſcher bei Ausuͤbung dieſer Fiſcherei ſtets 
wenigſtens funfzig Faden von einander entfernt bleiben. 

Der Betrieb der Keitelfiſcherei im kuriſchen Haffe iſt nur den hierzu be⸗ 
rechtigten Einwohnern derjenigen Ortſchaften, welche ſuͤdlich der Linie von 
Lickerorth auf Grabſterorth liegen, imgleichen den Fiſcherbauern zu Nidden 
(F. 13.), bis zu dieſer Linie hin und nur auf dem Boden, nicht auf den flachen 
Stellen des Haffes geſtattet. 

Wer die Keitelfiſcherei auf den flachen Stellen des vorbezeichneten ſuͤd— 
lichen Theils des Haffes, oder vor dem 1. Juni oder nach dem 1. Oktober 
treibt, verfaͤllt in die in den HH. 5 und 6. beſtimmten Strafen. 

Im noͤrdlichen Theile des kuriſchen Haffes von der Linie von Lickerorth 
auf Grabſterorth an, bleibt die Keitelfiſcherei bei einer Geldſtrafe bis funfzig 
Thaler verboten. 

Der Betrieb der Plaſchkinnisfiſcherei, welche mit einem dem Keitel aͤhn— 
lichen, aber kleinern, gewoͤhnlich mit Buͤgeln verſehenen Netze ausgeuͤbt wird, 
iſt auf dem ganzen kuriſchen Haff bei funfzig Thaler Strafe unterſagt. 
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H. 21. 
2) Fiſcherei Die Windkartelfiſcherei wird nur an den Ufern des Haffes betrieben. 
aun, Sac. Das Netz iſt aus reinem Hanf gearbeitet und beſteht aus zwei Fluͤgeln und 
„Windfartel- einer Mettritze. Die Simme oder Einfaſſung iſt von Lindenbaſt, woran Floß⸗ 
Fiſcherei. Hölzer befeſtigt find, und die Leine des Garnes, welche den Grund des Waſſers 
beruͤhrt, iſt mit Steinen verſehen. 
Jeder 
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Jeder Flügel darf hoͤchſtens einhundert Faden in der Länge und drei 
Faden in der Breite haben. Die Maſchen in den Fluͤgeln koͤnnen mit andert⸗ 
alb Zoll im Quadrat anfangen und muͤſſen an der Mettritze mit mindeſtens 
einem Zoll im Quadrat endigen; die Mettritze darf nicht mehr als acht Faden 
enthalten; die Maſchen derſelben koͤnnen mit einem Zoll im Quadrat anfangen, 
und muͤſſen mit mindeſtens einem halben Zoll im Quadrat endigen. Der Ge⸗ 
brauch eines mit engeren Maſchen verſehenen Garns wird mit einer Geldbuße 
bis funfzig Thaler beſtraft. 

Dieſe Fiſcherei beginnt, ſobald das Haff vom Eiſe befreit iſt und die 

ewaͤſſer in die Ufer zuruͤckgetreten ſind, und dauert bis zum 1. Juni. Vom 
1. Juni bis Michaelis iſt dieſelbe bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler ver⸗ 
boten. Nach Michaelis darf ſie aber wieder betrieben und bis zum Winter 
fortgeſetzt werden. ; 


$. 22, 
Die Krackerortſchen Fiſcher, welchen ausſchließlich die Dobenfiſcherei in b. Doben- 


der ſogenannten Dobe zuſteht, bedienen ſich hierzu des Dobennetzes, welches 
aus zwei Flügeln und einer Mettritze beſteht. Bei einer Geldſtrafe bis funfzig 
Thaler dürfen die Fluͤgel nicht über einhundert und zwanzig Faden Länge und 
fünf Faden Breite haben, und die Maſchen in den Fluͤgeln nicht unter zwei 
17 15 in der Mettritze nicht unter einem und einem halben Zoll im Quadrat 
roß ſein. 

Bei dieſer Fiſcherei iſt ausnahmsweiſe das Pumpen und Jagen geſtattet. 
Dieſelbe beginnt am 15. September und dauert bis zum Eintritt des Winters. 


§. 23. 

Bei großen Lachswehren duͤrfen die Maſchen in der Netzwand (Tinklas⸗ 
ßaunamaſſis) bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler nicht enger als drei Zoll 
im Quadrat ſein. 

Die Lange und Breite der Netze ſelbſt richtet ſich nach der jedesmaligen 
Breite und Tiefe des Stromes, welcher queruͤber mit der Lachswehre (Takiſch 
oder Takisza) verſtellt wird. 

Diefe dürfen zwar die ganze Breite des Stromes einnehmen, muͤſſen 
aber ſo eingerichtet ſein, daß an der einen Uferſeite ein Theil des Netzes ohne 
Schwierigkeit geſenkt oder weggenommen und ſo die zur Durchfahrt der Kaͤhne 
und Holzfloße erforderliche Oeffnung gewonnen werden kann. Um den Lachs⸗ 
fang nicht zu fiören, dürfen Kaͤhne nur bei Tage und nur mit öden 
Segeln durchgehen. Den Holzfloͤßern iſt der Durchgang nur in den beiden 
etzten Tagesſtunden vor Sonnenuntergang geſtattet. Das Oeffnen und Wieder⸗ 
verſchließen des Durchgangs liegt den Paͤchtern der Lachswehre ob. 

Den Pächtern der großen Lachswehre bei Skirwieck und Schieſche bleibt 
es nachgelaſſen, vor ihren Lachswehren, ſo oft die Witterung es zulaͤßt, eine 
Fiſcherei mit Kaͤhnen anzuordnen. Zu dem Ende koͤnnen fie ein Zugnetz (Leido⸗ 
maſſis oder Tinklas⸗Leidzamaßis), und ein Vorſtellnetz (Metomage, oder Tinklas⸗ 

ettomaßis) zu Huͤlfe nehmen und ſolche zur Befoͤrderung des Lachsfanges, 
nach Art der kleinen Fiſcherei, mit Boten durchziehen. Die Maſchen in dieſen 
etzen dürfen aber durchgängig nicht enger, als drei Zoll im Quadrat fein, 
(Nr. 2554.) wi: 


Fiſcherei. 


3) Stellfiſche⸗ 
rei. 

a. Lachsfiſche⸗ 
reien. 

aa. mit großen 

Lachswehren. 
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widrigenfalls die Lachswehrpaͤchter in eine Geldſtrafe bis funfzig Thaler ver⸗ 


bb. mit klei⸗ 
nen Lach 


. 


ſtellen. 


cc. mit Lachs⸗ 
netzen. 


b. Staacknetz⸗ 
Fiſcherei. 


fallen. Bei gleicher Strafe muͤſſen ſie gleich nach beendigtem Zuge das Vor— 
ſtellnetz wiederum herausnehmen oder ſenken. 

Vor den Lachswehren koͤnnen auch Saͤcke (Wenter) und Kullen ange— 
bracht werden, um den Lachs, wenn er von der Netzwand zuruͤckkehrt, einzu— 
fangen, und es iſt den Paͤchtern geſtattet, ſo viel Wenter und Kullen, als ſie 
zutraͤglich und da, wo ſie es am angemeſſenſten finden, anzuſetzen. 

Die Paͤchter der großen Lachswehre ſind bei einer Strafe bis funfzig 
Thaler verbunden, uͤber den Fang und den Abſatz der Lachſe genaue Regiſter 
zu fuͤhren und ſolche erforderlichenfalls zu beſchwoͤren. 

Die Lachswehre duͤrfen nicht vor dem 15. Mai geſchlagen und muͤſſen 
ſpaͤteſtens am 30. September ausgehoben werden. 

§. 24. 
Die kleinen Lachsſtellen werden nicht in den Stroͤmen, ſondern im Haffe 


ſelbſt aufgeſtellt. Sie duͤrfen bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler nicht 


nach Art der vorerwaͤhnten großen Lachswehren eingerichtet werden, vielmehr 
ſind hiezu blos Saͤcke (Wenter) und Panten verſtattet. Letztere beſtehen aus 
zwei mit einem Leidings oder Laͤdings (einer Netzwand) verbundenen Saͤcken 
(Wenter), deren einer die gewoͤhnliche Groͤße eines Haffſackes von ſieben Faden, 
der andere aber bei einer Geldſtrafe bis zu funfzig Thaler nicht mehr als vier 
Faden in der Laͤnge haben darf. Die Laͤnge des Laͤdings darf nicht mehr als 
ſechzig Faden betragen. fi 

Wer ſich eines längeren Laͤdings bedient, hat fünf Thaler Strafe und 
im Wiederholungsfalle außerdem die Konfiskation des Netzes verwirkt. In 
gleiche Strafe verfällt der Inhaber einer kleinen Lachsſtelle, welcher mit der: 
ſelben weiter als er berechtigt iſt, in die Tiefe des Haffes geht. 

Die alten Graͤnzen ſaͤmmtlicher Lachsſtellen werden zwar beibehalten, 
jedoch muß von den Inhabern der Lachsſtellen alles das beobachtet werden, 
wozu nach den nachfolgenden HH. 27. bis 31. dieſer Ordnung die Sackfiſcher 
verpflichtet find, widrigenfalls fie die in jenen Paragraphen angedrohten Stra— 
fen verwirken. Was bisher in Anſehung der ſ. g. großen und kleinen Päch- 
ter und der Privilegirten Rechtens geweſen iſt, bleibt in Kraft. Uebrigens darf 
bei fuͤnf Thaler Geldſtrafe Keiner eine neue Lachsſtelle ſo einrichten, daß eine 
aͤltere durch ſolche gedeckt und ihre Rinne geſperrt werde. 

H. 25. 

Außer den großen Lachswehren und den kleinen Lachsſtellen duͤrfen an 
Orten, wo die Aufſichtsbehoͤrde es als unſchaͤdlich geſtattet, Lachsnetze ausge— 
ſtellt werden, welche aber nur aus einem Fluͤgel von nicht mehr als dreißig 
Faden Laͤnge und nicht mehr als einem und einem halben Faden Breite mit 
Maſchen zu mindeſtens drei Zoll im Quadrat beſtehen dürfen. 

Wer dieſes Maß nicht beobachtet, verfällt in fünf Thaler Geldſtrafe. 


§. 26. 

Zur Ausuͤbung der Staacknetzfiſcherei bedient man ſich dreifacher, zwölf 
Faden langer und zwei Faden breiter Netze, deren Maſchen im mittleren Netz 
(der ſogenannten Schlaͤnge) bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler nicht nr 

a 
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als anderthalb Zoll im Quadrat ſein duͤrfen. Bei dieſer Fiſcherei darf der 
Fiſcher ſeine Netze, ſobald ſolche aufgeſtellt find, bei Verluſt der Geraͤthſchaf⸗ 
ten und des Garnes, der Konsfiskation der gefangenen Fiſche und einer Geld- 
ſtrafe bis funfzig Thaler, nicht umrudern. 


H. 27. 


Die Fiſchſaͤcke (Wenter), welche vermittelſt Stangen (Pricken) von drei 
bis vier Faden Laͤnge auf dem Grunde des Haffes befeſtigt werden, ſind aus 
reinem Hanf verfertigt und beſtehen aus vier Bügeln und drei Hauptſtuͤcken. 
Das Stuͤck zwiſchen den beiden erſten Buͤgeln heißt der Vorderbauch, das Stuͤck 
zwiſchen dem zweiten und dritten Buͤgel der Mittelbauch, und das Stuͤck zwi⸗ 
ſchen dem dritten und vierten Buͤgel die Stagge oder Staggin; außerdem iſt 
leder Sack mit inneren Kehlen (Inkeln) verſehen. An der Oeffnung eines jeden 
Sackes befinden ſich zwei Fluͤgel, einer an jeder Seite, welche man Sparnay 
nennt und welche ebenfalls angeprickt werden. 

Die Maſchen in den Fluͤgeln und dem Vorderbauche ſind gleich groß 
und duͤrfen nicht enger als zwei Zoll, im Mittelbauche muͤſſen ſie wenigſtens 
anderthalb und in der Stagge wenigſtens einen Zoll im Quadrat weit ſein, bei 
einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler. f 

Nur bei den Aal⸗ und Neunaugenſaͤcken wird ein engeres, und zwar bei 
den erfteren das halbe Maaß der vorgedachten Maſchen geſtattet; bei den Neun⸗ 
augenſaͤcken koͤnnen im Vorderbauche die Maſchen einen Zoll, im Mittelbauche 
und nach der Stagge zu einen viertel Zoll breit ſein. 

Jeder Sack hat im Innern zwei mit Hanffaͤden feſt angeſpannte Ein⸗ 
kehlen (Inkeln), wovon die erſtere und groͤßere im Mittelbauche, die zweite und 
kleinere in der Stagge befeſtigt iſt, und deren Oeffnungen in gerader Linie hin⸗ 
ter einander angebracht ſind. Die Saͤcke werden gewöhnlich paarweife im Haffe 
dufgeſtellt und mit einem aufrecht ſtehenden Garne verbunden, welches letztere 
Leidings oder Laͤdings genannt wird. Die Oeffnung des Sackes zwiſchen den 

ricken, deren ſechs bis ſieben zu einem Sacke gebraucht werden, bleibt allein 
zum Fiſchfange beſtimmt. 

Die Laͤnge der Leidings muß bei den gewöhnlichen Saͤcken oder Panten — 
wenn nämlich nur zwei Saͤcke verbunden mit einem Leidings aufgeſtellt find — 
nicht mehr als zehn Faden und die Breite nicht mehr als drei Faden betragen. 

Bei den doppelten Saͤcken — wo vier Saͤcke mit Leidings verbunden auf- 
Biel ſind — darf der Leidings hoͤchſtens dreißig Faden Laͤnge und die ganze 

reite deſſelben nur ſiebenzehn Maſchen halten. 


c. Sackfiſche⸗ 
rei. 


Die Rinnbahn bei den einfachen Saͤcken wird auf einen Faden, bei den 


doppelten aber auf hoͤchſtens fünf Faden beſtimmt. Be 
Wer dieſen Vorſchriften entgegenhandelt, hat außer der Konſiskation der 
Saͤcke fünf Thaler Geldſtrafe zu gewärtigen. 
Bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler darf kein Sad- 
ſiſcher der Tiefe zu nahe kommen. Bei gleicher 2 2 muͤſſen die nach feſten 
eſichtspunkten auf dem Lande oder durch Tonnen, Bollen oder Boyen be— 
zeichneten Hauptſchiffahrtsrichtungen in dem flachen Haffwaſſer in einer Breite 
von zwanzig Ruthen von Saͤcken jeder Art frei bleiben. 
Jahrgang 4845, (Nr. 2554.) 23 Die 
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Die Sackfiſcher muͤſſen wie bisher die Saͤcke noch vor Sonnenuntergan 
aufſtellen und duͤrfen ſolche nicht eher als nach Sonnenaufgang öffnen, au 
in der Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang bei fünf Thaler Geld- 
ſtrafe auf dem Haffe ſich nicht aufhalten. 

2 


N $ 8. 1 
| aa. mit Schne⸗ Zu einer Schnepelpante 3 vier Saͤcke mit einem Leidings von dreißig 
pelfäden; Faden. Sie werden in einem Bogen mit der konveren Seite gegen die Einkehle 


des Haffes hin ausgeſtellt. Die Oeffnung der Schnepelſaͤcke enthalt ungefähr 
zwei Faden in der Laͤnge, und der Leidings iſt mit einer Simme oder Ein⸗ 
faſſung von Lindenbaſt verſehen. Die Schnepelpanten muͤſſen in Reihen auf 
gefiel werden und die Rinnen zwiſchen den Reihen mindeſtens dreißig Faden 
reit bleiben; der Raum zwiſchen den Panten einer jeden Reihe wird auf min⸗ 
deſtens dreißig Faden beſtimmt. Wer hiegegen fehlt, hat fünf Thaler Geld» 
ſtrafe verwirkt. Die Schnepelpanten duͤrfen zu jeder Jahreszeit, mit Aus ſchluß 
der Zeit vom 15. Mai bis zum 1. Oktober, ausgeſtellt werden. Wer in der 
Zeit vom 15. Mai bis zum 1. Oktober Schnepelſaͤcke ausſtellt, hat eine Geld- 
ſtrafe bis funfzig Thaler verwirkt. 


bb. mit Aal⸗ Die Aalſaͤcke werden paarweiſe ausgeftellt und ebenfalls mit einem Lei⸗ 
ſackn; dings eingefaßt. Die Oeffnung zwiſchen den fünf Pricken, womit dieſe beiden 
Saͤcke befeſtigt ſind, enthaͤlt wenigſtens drei Faden in der Laͤnge. Hinſichtlich 
der Beſchaffenheit der Saͤcke und der Größe der Maſchen findet der $. 27. 
Anwendung. f 
Der Aalfang darf zwar im Gemenge betrieben werden, jedoch duͤrfen 
an den Schwarzorthſchen Ufern nur die Ortſchaften Schwenzeln, Drawehnen 
und Gaitzen, gemeinſchaftlich mit der Dorfſchaft Schwarzorth, Aalpanten aus⸗ 
ſtellen und den Aalfang betreiben. Zur Verhuͤtung von Streitigkeiten zwiſchen 
den berechtigten Ortſchaften ſoll bei fuͤnf Thaler Geldſtrafe zwiſchen den Stellen, 
wo die Aalpanten aufgeſtellt werden, jederzeit ein Zwiſchenraum von dreihundert 
und funfzig Faden zum Durchzuge anderer Fiſche frei bleiben, und eine jede 
der genannten Ortſchaften ihre Panten in einer beſonderen Reihe aufſtellen, 
auch ſollen jaͤhrlich die Reihen unter ihnen gewechſelt werden; dergeſtalt, daß, 
wenn z. B. die Dorfſchaft Schwenzeln ein Jahr die erſte Reihe inne gehabt, 
ſelbige im folgenden Jahre ihre Panten auf die letzte Reihe bringen muß. 
Der Aalfang mit Saͤcken und Panten iſt nur vom 15. Auguſt bis zum 
8. Oktober geſtattet. Wer ihn außer dieſer Zeit betreibt, wird mit einer Geld- 
buße bis funfzig Thaler beſtraft. 


ce. mit ge⸗ Die gewohnlichen Haffſäcke, welche die $. 27. angegebene Einrichtung 
Bani. und Maſchenweite haben, werden mit fuͤnf bis ſieben Pricken in der dort be— 
ſchriebenen Art neben einander aufgeſtellt und mit Leidings verbunden. 
Von der Zeit ihrer Aufſtellung gilt daſſelbe, was H. 28. in Betreff der 
Schnepelſaͤcke angeordnet iſt. 


* 31. 
ad. mit Neun⸗ Die Neunaugen werden in Saͤcken von der Beſchaffenheit der gewoͤhn⸗ 
8 lichen Haffſaͤcke gefangen. Jedoch beduͤrfen die Neunaugenſaͤcke keiner Lb 
5 ie 
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fie werden nur mit drei Pricken befeſtigt und haben kleinere Maſchen. (F. 27.) 
Um Michaelis wird mit Ausſtellen der Neunaugenſaͤcke der Anfang 3 
und es darf damit, bis zur Mitte des Monats Januar fortgefahren, bei einer 
Geldſtrafe bis funfzig Thaler aber der Neunaugenfang weder fruͤher noch ſpaͤter 
betrieben werden. Bei Stellung dieſer Saͤcke muß daſſelbe beobachtet werden, 
was im H. 24. bei den kleinen Lachsſtellen feſtgeſetzt worden, bei Vermeidung 
der daſelbſt erwaͤhnten Strafe. 


32. 

Die Klippe iſt ein aus reinem Hanf geknittetes Garn, beſtehend aus A. Kleine 
zwei Fluͤgeln und einer Mettritze, welches von zwei Menſchen am Ufer herum⸗ — 
gezogen wird, waͤhrend ein Dritter nebenher mit einem Bote fahrt, um das Haffes: 
Netz, wenn es irgendwo haͤngen bleibt, wieder frei zu machen. ER 

Jeder Flügel darf nicht mehr als dreißig und die Mettrige nicht mehr Kaulbars- 
als zwei Faden in der Länge, und Flügel wie Mektritze duͤrfen nicht mehr als einen there; 
und einen halben Fuß in der Breite haben. Die Maſchen in den Fluͤgeln ſind 
am Anfange mindeſtens einen Zoll im Quadrat weit, gegen die Mettritze zu 
dürfen dieſelben aber bis zu einem halben Zoll und in der Mettritze ſelbſt zu⸗ 
etzt ganz enge zuſammenlaufen. Wer ein Garn anwendet, deffen Einrichtung 
dieſen Beſtimmungen zuwider iſt, hat fünf Thaler Geldſtrafe zu gewaͤrtigen. 

Mit dieſem Gezeuge iſt erlaubt, zu jeder Jahreszeit in dem Haffe zu fiſchen. 


$. 33. 

Das Waadegarn darf in jedem Fluͤgel nicht mehr als neunzig und in b. Waade⸗ 
der Mettritze nicht mehr als drei Faden Länge, desgleichen oben drei, unten gebt. 
aber vier Faden Breite haben. In den Fluͤgeln fangen die Maſchen mit zwei ſcherel. 
Zoll im Quadrat an und laufen mit einem Zoll gegen die Mettritze, in dieſer 
aber zuletzt ganz dicht zu. Das Tauwerk darf an jedem Fluͤgel nicht uͤber 
dreihundert und funfzig Faden lang ſein. Wer ſeine Gezeuge mit kleineren 
cen verſieht oder laͤngeres Tauwerk anbringt, hat fuͤnf Thaler Geldſtrafe 

irkt. 
Dieſe Fiſcherei darf zu jeder Jahreszeit ausgeuͤbt werden. 


$. 34. 

Dias zum Breſſen- oder Braſſenfange beſonders eingerichtete Netz iſt e Brafien- 
dreißig Faden lang und acht Fuß tief und mit Maſchen von zwei und ein ober c 
achtel Zoll im Quadrat verſehen. N Gunz . 
ER Dieſe Fiſcherei wird mit Handkaͤhnen vom 15. Mai bis zum 30. Juni 
etrieben. Wer dieſelbe zu einer anderen Zeit betreibt, oder dabei Netze mit 
ener geringern als der vorerwaͤhnten Maſchenweite anwendet, verfällt in eine 
Geldſtrafe bis fünfzig Thaler. 5 

3 


Das zum Stintfange beſonders gefertigte Netz beſteht aus zwei Flügeln 4, Stintgarn⸗ 
und emer Mettritze. Jeder Flügel darf nicht mehr als funfzig und die Mettritze Siſcherei 
nur drei Faden in der Laͤnge und einen Faden in der Breite haben. Die 
aſchen in den Fluͤgeln ſind am Anfange ein und einen halben Zoll im Qua⸗ 
rat weit; dieſelben verkleinern ſich bis zur Mitte der Mettritze bis auf einen 
halben Zoll und haben von da bis zum Ende derſelben einen achtel Zoll im 
Gr. 2554.) 23% Qua: 
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Quadrat. Mit dieſem Netze wird wie mit der Klippe gefiſcht, es darf jedoch 
mit demſelben nur bis zum 1. Juni und im Winter unter dem Eiſe gefiſcht 
werden. 

Wer außer dieſer Zeit oder mit einem vorſchriftswidrigen Stintgarn 
fiſcht, verfaͤllt in eine Geldſtrafe bis zu funfzig Thalern. 

F. 36. a 

ä Zu der Aal-Angelfiſcherei gebraucht man Leinen von duͤnnem Hanf oder 
ſtarker Flachsſchnur von fuͤnf und zwanzig bis vierhundert und achtzig Faden 
Laͤnge, an welchen ſich haufenweiſe einen Fuß lange duͤnne weiße Schnüre mit 
Haken (Meßkern) befinden, woran als Koͤder Wuͤrmer befeſtigt ſind. Die⸗ 
ſelben werden auf den Grund des Haffes hinabgeſenkt und am andern Mor⸗ 

en wieder aufgehoben, um die Aale abzuloͤſen und die Angeln mit neuer An⸗ 

oͤrnung zu verſehen. Bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler 
durfen ſtatt der Wuͤrmer nicht junge Fiſche als Köder und keine Haken (Meß⸗ 
kern) unter einem ſechs zehntel Zoll Staͤrke gebraucht werden. 

Den Einſaſſen in Sarkau iſt nach wie vor das Auslegen ihrer Aal⸗ 
Angeln nur laͤngs der Nehrung oder der Weſtſeite des Haffes mit Ausſchluß 
der im F. 10. dieſer Ordnung bezeichneten Einkehle des Haffes geſtattet. Die⸗ 
ſelben duͤrfen zum Betriebe diefer Fiſcherei ausnahmsweiſe (F. 14.) einige Wochen 
nach einander auf dem Haffe bleiben. 5 


375 
. Die Winterfiſchereien ſind nicht auf die Ufergraͤnzen beſchraͤnkt, es ſoll 
vielmehr jeder Dorfſchaft frei bleiben, zu ihren Zügen die ſchicklichſten Stellen 
auszuwählen; nur dürfen diejenigen, welche in einem ſuͤdlich oder noͤrdlich der 
Linie von Lickerorth auf Grabſterorth gelegenen Ort wohnen, die Winterfiſcherei 
nur auf der ſuͤdlichen oder noͤrdlichen Seite dieſer Linie betreiben. Auch darf 
kein Winterzug uͤber eintauſend Faden im Umfange haben. 

Wer hiergegen fehlt, verfällt in fünf Thaler Geldſtrafe. 

Jede Art von Winterfiſcherei iſt ſowohl bei Tage als zur Nachtzeit 
und ſo lange das Haff mit Eiſe belegt iſt, geſtattet. 


$. 38. 

Wenn ein Fiſcher, welcher Zeichen zum Ausſtellen ſeiner Winternetze 
emacht hat, dieſelben nicht waͤhrend der naͤchſtfolgenden vier und zwanzig 
Chamber benutzt, fo darf jeder andere Fiſcher ſich der bezeichneten Stelle 
bedienen. 

$. 39. 

Kein Fiſcher darf feine Netze in einen fremden Garnzug ſetzen, der ent⸗ 
weder durch eine Stange, durch aufgeſetzte Eisſtuͤcke oder mittelſt der ins Eis 
gehauenen Axt oder auf andere Weiſe kenntlich gemacht oder ihm ſonſt bekannt 
geworden iſt. 


$. 40. 
1. Fiſchen mit Das Wintergarn beſteht aus zwei Fluͤgeln, deren jeder nicht laͤnger als 
dem Winter einhundert Faden und aus einer Mettritze, welche nicht länger als fuͤnf Faden 


garne. 


ſein darf. In dem Vordertheil der Flügel muͤſſen die Maſchen nicht unter 
zwei und einen halben Zoll, gegen die Mettritze zu nicht unter einem Zoll, und 
in 


* 
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in der Mettritze ſelbſt nicht unter drei Viertel Zoll im Quadrat weit ſein, bei 
Vermeidung einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler. 


$. 41. 

Zur Winterfiſcherei mit kleinem Gezeuge bedient man ſich der oben 2. Winter. 
$$. 26. bis 31. erwähnten Netze und Saͤcke unter dem Eiſe, ſowie der Stint⸗ Fele mit 
garne, bei welchen letzteren auch die ſonſt verbotenen Haͤkel gebraucht werden zeuge. 
oͤnnen (H. 46.). 

5 Findet ſich der Stintfiſch in einem oder dem andern Winter nur auf 
einer Stelle des Haffes vor, ſo ſoll jeder zu dieſer Fiſcherei Berechtigte an 
dieſem Orte einen Zug zu thun befugt ſein. 

42 


6 Der Gebrauch zu eng gemaſchter Netze wird in allen Faͤllen, außer den Netze mit 
in den H. 18. bis 41. beſtimmten Geldbußen, mit Konfiskation der vorſchrifts⸗ wicht 
widrigen Gezeuge und der damit gefangenen Fiſche geſtraft. Maschen 


$. 43. 

Das Stechen der Fiſche mit Speeren bleibt erlaubt. Gender iche 

§. 44 mit Speeren. 

Neue und andere Arten der Fiſcherei, als die HH. 17. bis 43. erwähnten, ane 

durfen ohne vorhergegangene Unterſuchung und ausdrückliche Erlaubniß der Faber r 
Regierung nicht betrieben werden. 


§. 45. 
Die nachſtehend beſchriebenen Arten des Fiſchfanges ſind unter allen 
Umſtaͤnden unſtatthaft: 

1) Das Pumpen (Spurkti) und das Jagen, wobei eine lange Stange, an 
welcher eine Art von N: Traube oder ein Leder befeſtigt iſt, unter 
dem Waſſer auf- und abgeſtoßen, und dadurch ein ſtarkes Getoͤſe ver- 
urſacht wird. Nur bei der Dobenfiſcherei ($. 22.) iſt ausnahmsweiſe das 
Pumpen und Jagen geſtattet. 

2) Das Klappern und Bullern, welches von dem Pumpen nur dadurch ſich 
unterſcheidet, daß hier das Getoͤſe durch Klappern oder Schlagen mit 
einem Stocke auf das Fahrzeug verurſacht wird. 

3) Das Steiern, bei welchem zwei Kaͤhne, gewoͤhnlich Peha nachdem 
ein Keitelgarn durch zwei, zwanzig bis vierzig Faden lange Leinen an 
denſelben befeſtigt, ins Haff eingelaſſen und ausgebreitet worden, unter 
Segel gehen und in gleicher Richtun ungefähr drei bis fünf Faden von 
einander entfernt, eine Strecke des Haffes durchlaufen, bevor die Netze 
gelichtet werden. N 

4) Das Aufſetzen der Quaͤſte, welches darin beſteht, daß Buͤndel Strauch, 

die an einer Pricke befeſtigt ſind, ins Haff gelegt werden. 

5) Die ſogenannte Plaſchkinnisfiſcherei ($. 20.). 


. 46. ö 
Der Gebrauch des Haͤkels 8 des letzten oder hinterſten Theils 
der Mettritze bei den Stintnetzen und den bei der Winterfiſcherei gebrauchten 
Netzen — iſt bei allen Sommerfiſchereien verboten. g f 
(Nr. 2554.) $. 47. 
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§. 47. 
Strafen fuͤr Wer eine unerlaubte Fiſchereiart ($$. 44. bis 46.) betreibt, hat den Ver⸗ 
zur luſt des Geraͤthes und Garnes, ſowie die Wegnahme der etwa ſchon gefan⸗ 
8 genen Fiſche und außerdem eine Geldſtrafe bis funfzig Thaler ($$. 5. und 6.), 
im vierten Kontraventionsfalle aber, wenn er ein Fiſchereiberechtigter iſt, zu⸗ 
gleich die Berechtigung zum Fiſchen (F. 7.) verwirkt. 


Dritter Abſchnitt. 


Verhalten der Fiſcher bei dem Fiſchen und der Benutzung des 
gewonnenen Fiſchfanges. 


§. 48. 
Behandlung Die Fiſcher find, bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis fünf Thaler, ge⸗ 
75 galch halten, nicht nur waͤhrend des Fiſchfanges die Laichſtellen, ſobald ſie ſolche 
ſiſche und des bemerken, zu vermeiden, ſondern auch die gefangenen laichenden Fiſche, die ge⸗ 
Fiſchſaamens fangene Fiſchbrut und den Fiſchſaamen mit der gehoͤrigen Vorſicht ſogleich 


ins Waſſer zuruͤck zu werfen. 


§. 4% 

Wer Laichfiſche, Fiſchbrut oder Fiſchſaamen verkauft, zum Thrankochen, 
zur Fuͤtterung und Maͤſtung des Federviehes und der Schweine verwendet oder 
irgendwie gebraucht, vernichtet oder verdirbt, hat eine Geldſtrafe bis funfzig 
Thaler verwirkt. Den Regierungen bleibt vorbehalten, durch die Amtsblaͤtter 
naͤher zu beſtimmen, was als Fiſchbrut zu betrachten iſt. 

; $. 50. 

Verbot: Die Fiſcher muͤſſen beim Fiſchfange Alles vermeiden, wodurch der Schif— 
a. des Aus, fahrt auf dem Haffe Nachtheil erwachſen koͤnnte. Es darf daher aus den 
Salak in das Fiſcherkaͤhnen kein Ballaſt in das Haff geworfen werden. 

Haff; 


$. 51. 

b. des Ver⸗ Die Fiſcher haben ferner bei dem Fiſchfange darauf zu achten, daß die 
ni der zur Bezeichnung der Fahrt ausgelegten Tonnen, Bollen oder Boyen durch die 
Bollen od. Netze nicht fortgezogen werden. er die Tonnen, Bollen oder Boyen vor⸗ 
Boyen. ſätzlich verrückt, verfällt in eine Geldſtrafe bis funfzig Thaler. Geſchieht die 

Verruͤckung aber aus Verſehen, fo muß der Fiſcher dieſes bei gleicher Strafe 

ſogleich dem betreffenden Fiſchereibeamten anzeigen. Ueberhaupt muͤſſen ſaͤmmt⸗ 

liche Fiſchereiberechtigte ſich alle Maßregeln, welche zur Befoͤrderung der Schif— 
fahrt im Haffe fuͤr nothwendig oder nuͤtzlich erachtet werden ſollten, ohne 

Anſpruch auf Entſchaͤdigung gefallen laſſen. 


§. 32. 
Maaßregeln Die Fiſcher duͤrfen die zur ber der Winterwege auf dem Haffe 
ber Säaube ausgeſetzten Zeichen weder ua oͤren noch verſetzen. Jag-⸗ oder Zeßloͤcher Dürfen 
Die auf dem in einen ſchon gebahnten Winterweg nicht gehauen werden, ſondern muͤſſen 
Haffe. von demſelben zu jeder Seite wenigſtens ſechs Schritt entfernt bleiben. Zur 
Verhuͤtung von Ungluͤck ſind bei der Winterfiſcherei die ausgehauenen Eisſtuͤcke 

jedesmal am Einlaſſe ſowohl, wie beim Auszuge aufrecht zu ſtellen und auch 

die 


— 153 — 


die gemachten Loͤcher durch Fuſen oder Strauch zu bezeichnen. In dieſer Be⸗ 

ziehung muͤſſen die une ſich überhaupt allen etwa von der Polizeibehoͤrde 

anzuordnenden Vorkehrungen und Vorſchriften ohne Entſchaͤdigung unterwerfen. 
53 


38. 

Bei allen Sackfiſchereien muͤſſen die Stellen mit hohen, mit der Haus- Behandlung 
nummer des Eigenthuͤmers verſehenen Pricken bezeichnet, und dieſe nach been- der Pricken. 
digter Fiſcherei wieder ganz herausgezogen werden, bei Vermeidung von fuͤnf 
Thaler Geldſtrafe. 

Wer die vom Winde oder von den Wellen abgebrochenen Pricken nicht 
ſofort herauszieht, verfaͤllt in dieſelbe Strafe; wer Pricken unter dem Waſſer 
abbricht oder abſaͤgt, hat zehn Thaler Geldſtrafe verwirkt. Wer Saͤcke mit 
verſengten Pricken unter dem Waſſer verſteckt, verfaͤllt in eine Geldſtrafe von 
zwanzig bis funfzig Thaler. 


54 1 
294. en, 

5 Wer fremde Saͤcke aus der wafferrechten Lage bringt oder aufhebt, ver: Bar Rate 
fallt in fünf Thaler Geldſtrafe. heben. 


§. 35. 
Ein an fremden Netzen oder Saͤcken begangener Diebſtahl wird nach 
den allgemeinen Strafgeſetzen geahndet. 


$. 36. 

Sollte durch auseinandergeriſſene Holzflöße den Sackfiſchern ein Schaden Entfhäbi- 
‚zugefügt werden, fo können letztere nur dann eine Entſchaͤdigung fordern, wenn Fackſſcher 
die Mannſchaft des Floſſes durch ſchlechtes Zuſammenheften der Hölzer, unter- für den durch 
bliebenes Rudern, nicht gehörig wahrgenommenes Segelſtreichen oder andere 1 
grobe Fahrlaͤſſigkeiten, die Zertruͤmmerung des Floſſes verſchuldet hat. In flöße entitan- 
ſolchen Fällen muͤſſen die Unternehmer der Holzflößereien ſelbſt, mit Vorbehalt denen Scha⸗ 


des Regreſſes an ihre Leute, fuͤr den desfallſigen Schadenerſatz aufkommen. 


§. 57. 
| Bei der Fifcherei mit Boͤten ohne Segel darf kein Fiſcher ſich in den 3 zur 
Zug desjenigen legen, der ſchon fiſcht. Bei der Segelfiſcherei darf kein Fiſcher — 
in die Zuglinie eines andern, der vor ihm die Netze ausgeworfen hat, auch Störungen 
kein Fiſcher, der ſchon an irgend einer Stelle des Haffes im Fiſchen begriffen der Siiher. 
iſt, in die Zuglinie eines andern einbiegen. Jede Kontravention gegen dieſe 
Vorſchrift wird, Falls nicht dabei ein den allgemeinen Beſtimmungen des 
Strafrechts unterliegendes Vergehen eintritt, mit fuͤnf Thaler Geldſtrafe belegt. 

58, 


Jeder Fiſchereiberechtigte, welchem nicht blos das Recht der Fiſcherei 
zum haͤuslichen Bedarf oder zur Tiſches Nothdurft zuſteht, darf uͤber die 
durch die geſetzmaͤßige Ausübung feiner Fiſchereigerechtigkeit gewonnenen Fiſche 
frei verfügen. - 

3 

Der bei Gelegenheit der Fiſcherei gefundene Bernſtein muß innerhalb Befiimmun- 
drei Tagen dem Berechtigten abgeliefert werden. nnd on 

Der Finder it in dieſem Falle befugt, ein Zehntel des Werths als Be- Bernſtein. 
lohnung zu fordern. Wer die Anzeige des Fundes uͤber drei Tage verzoͤgert, 
Gr. 2554.) macht 


- mi —- 


macht ſich der Belohnung verluſtig; wer den Fund auf Befragen des Richters 
ableugnet, wird außerdem als Dieb beſtraft. 

Die in den $$. 3 bis 12. des Zuſatzes 228. des Oſtpreußiſchen Pro⸗ 
vinzialrechts enthaltenen Strafbeſtimmungen, werden in Bezug auf das kuriſche 
Haff hierdurch aufgehoben. 6 

60. 


$ 
Große und Geſchieht der Verkauf der Fiſche im Großen und tonnenweiſe, ſo duͤrfen 
deeſckafne dazu acht Monat nach Publikation dieſer Ordnung nur Tonnenmaaße benutzt 
werden, welche einhundert Quart enthalten und mit dem vorſchriftsmaͤßigen 
Stempel verſehen ſind. Kontraventionen gegen dieſe Vorſchrift werden mit einer 
Geldbuße bis fünf Thaler und Konſiskation der unrichtigen Maaße beſtraft. 


Vierter Abſchnitt. 


Von dem Verfahren bei Beaufſichtigung des Fiſchereiweſens und 
bei Beſtrafung der Fiſcherei-Kontraventionen. 


§. 61. 

Allgemeine Die Aufſicht uͤber die Fiſcherei im kuriſchen Haffe und in den in daſſelbe 
5 einmuͤndenden Fluͤſſen, ſo wie insbeſondere daruͤber, daß die Vorſchriften dieſer 
* Fiſcherordnung uͤberall puͤnktlich befolgt und Beeintraͤchtigungen der Gerecht— 

ſame der Fiſchereiberechtigten vermieden werden, haben der Ober-Fiſchmeiſter 
und die ihm untergeordneten Beamten zu fuͤhren. Die Fiſcher ſind bei Ver⸗ 
meidung einer Geldſtrafe bis einen Thaler verpflichtet, den amtlichen Anord— 
2 705 des Ober-Fiſchmeiſters und der ihm untergeordneten Beamten unbedingt 
jolge zu leiſten. 

Iſt die Widerſetzlichkeit mit ehrenruͤhrigen Aeußerungen oder Thaͤtlich— 
keiten verbunden, ſo kommen die Strafen der Injurien oder der thaͤtlichen 
Widerſetzlichkeit gegen Abgeordnete der Obrigkeit bei Ausuͤbung ihres Amts in 
Anwendung. 

$. 62. 5 


Flagge und Damit ſich Niemand mit Nichtkenntniß der Perſon der Aufſichtsbeamten 
ab —— . — entſchuldigen kann, ſoll der Ober⸗Fiſchmeiſter eine rothe Flagge, in deren weißem 
scher Bean Schilde ſich der Preußiſche Adler befindet und an feinem Kahne einen Wimpel 
ten. mit dem Preußiſchen Adler fuͤhren und die Unterbeamten ſollen ſtets ein metallnes 

Schild, auf welchem ihre Dienſtſtellung bezeichnet iſt, auf ihrer Bruſt tragen, 
an ihrem Kahne aber im Wimpel einen Preußiſchen Adler und außerdem noch 
eine rothe Flagge, in deren Mitte ſich gleichfalls ein Preußiſcher Adler befindet, 
führen. Jeder Fiſcher iſt, ſobald die Flagge eines Fiſcherei⸗Polizeibeamten auf- 
gezogen wird, bei einer Geldſtrafe bis funfzig Thaler verpflichtet, ſogleich die 
Segel zu ſtreichen und darf nicht fruͤher von der Stelle weichen, als bis er 
dazu Erlaubniß erhalten hat. 


ſchriftsmaͤßi⸗ ten 
gen Flagge. 
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ten ſein. Bei gleicher Strafe muß jeder Fiſcher bei Ausuͤbung der Fiſcherei 
auf der Spitze des Maſtes ſeines Gefaͤßes eine wenigſtens zwei Fuß lange und 
einen Fuß breite Flagge von derjenigen Farbe fuͤhren, welche der Ortſchaft, 
woſelbſt er ſeinen Wohnſitz hat, von 15 betreffenden Provinzialbehoͤrde ertheilt 
worden iſt. Wer auf ſeinem Fiſchereigefaͤße die Flagge einer Ortſchaft fuͤhrt, 
welcher er nicht angehört, verfällt in eine Geldſtrafe bis funfz g Thaler. 


F. 64. | 
Alle Uebertretungen der in dieſer Fiſchereiordnung enthaltenen Vorſchrif— Ergänjende 
ten, welche nicht mit beſonderen Strafen bedrohet find, unterliegen einer Geld- ge Fe 
buße bis fuͤnfundzwanzig Thaler. 
F. 65. 

Ueber die Kontraventionen, welche nach den Beſtimmungen dieſer Fiſche-Reſort der 
reiordnung den Verluſt der Berechtigung zur Ausuͤbung der Fiſcherei nach ſich ne 
ziehen und über die Falle, in welchen ein Kriminal- Verfahren einzuleiten iſt, barkeit. 
ſteht nur dem ordentlichen Gerichte die Entſcheidung zu. 

Die Unterſuchung der uͤbrigen Kontraventionen ſoll der Ober-⸗Fiſchmeiſter 
führen und darin durch ein Reſolut entſcheiden. 


$. 66. 
Zum Verfahren bei Fiſchereikontraventionen follen monatlich wiederkeh⸗ _Saffpolizei- 
rende Haff⸗Polizeigerichtstage beſtimmt und die Orte, an welchen fie zu halten Gerichtstäge. 
ſind, von der Regierung bekannt gemacht werden. 


% 67. 
£ Die Fischerei - Auffichtsbeamten, welche keinen der Haffgerichtstage ver- Form des 
fäumen duͤrfen, uͤbergeben ſpaͤteſtens vierzehn Tage vorher dem Ober⸗Fiſchmeiſter, erzengel 
nebſt den abgepfaͤndeten Sachen, ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher, in den ihnen zur lenen Kontra⸗ 
ſpeziellen Verwaltung anvertrauten Fiſchereibezirken vorgefallenen Fiſchereikon- ventionen. 
traventionen, welches in tabellariſcher Form und fortlaufenden Nummern die 
nzeige: 
1) des Namens, Gewerbes und des Wohn- und Aufenthaltsorts des Kon— 
travenienten, 
2) des Gegenſtandes, 
3) der näheren Umſtaͤnde, als der Zeit und der Stelle der Kontravention 
und Ertappung, ob die Kontravention zum erſten Mal oder wiederholt 
veruͤbt, ob ſie mit Gewalt oder Widerſetzlichkeit bei der Betreffung ver— 
bunden geweſen ſei; 
A) der Zeugen und ſonſtigen etwanigen Beweismittel, falls der Fifcherei- 
Aufſichtsbeamte die Kontravention nicht ſelbſt ausgemittelt hat, und der 
etwa abgepfaͤndeten Sachen, und 
5) eine befondere Kolonne zu dem im folgenden Paragraphen bemerkten 


Zwecke, 
enthalten muß. 
H. 68. 
Auf den Grund dieſes Verzeichniſſes muß der Ober⸗Fiſchermeiſter die Vorladung 
Angeſchuldigten ſofort zu dem naͤchſten Haffgerichtstag durch einen vereideten N 
Jahrgang 4845, (Nr. 2534.) 24 Rent⸗ e 
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Rentamtsboten, einen Fiſcherei-Unterbeamten, oder durch Requiſition der be— 
treffenden Orts-Polizeibehoͤrde, mittelſt eines den Vorzuladenden einzuhaͤndigen— 
den Auszuges aus dem tabellarifchen Verzeichniſſe vorfordern laſſen. 

Der inſinuirende Beamte beſcheinigt in der fuͤnften Kolonne des Ver— 
zeichniſſes die gehoͤrig geſchehene Vorladung mit Angabe der Perſon, welcher 
der Auszug des Verzeichniſſes zugeſtellt worden, und des Tages, an welchem 
es geſchehen iſt. Die Behaͤndigung der Ladung darf nicht in den letzten acht 
Tagen vor dem Haffgerichtstage geſchehen, widrigenfalls darauf kein Kontu— 
mazialerkenntntß ergehen kann oder dem erſcheinenden Angeſchuldigten auf deſſen 
8 die Vertagung bis zum folgenden Gerichtstage nicht verweigert wer— 

en darf. 


ö | §. 69. 

Haffgerichts⸗ An jedem Haffgerichtstage wird von einem vereidigten Protokollfuͤhrer 

Protokoll. ein fortlaufendes Protokoll uͤber die vorgekommenen Kontraventionen mit Be— 
zug auf die Nummer des Verzeichniſſes gefuͤhrt. 


$. 70. 
Gang des Zuvoͤrderſt werden die erſchienenen Angeſchuldigten einzeln vernommen 
chungl⸗ Ver- und bei einem jeden wird unmittelbar nach feiner Vernehmung das Erkennt⸗ 
fahrens. niß muͤndlich ausgeſprochen und zum Protokoll niedergeſchrieben. 


N. 

Abfaſſung Alsdann wird gegen die Nichterſchienenen die Strafe u. ſ. w. in con- 
a ee tumaciam feftgeftellt und protokollirt. Jedem derſelben wird der ihn be- 
kenntniſſen. treffende Auszug des Protokolls abſchriftlich, mit der Unterſchrift des Proto⸗ 

kollfuͤhrers beglaubigt, auf gleiche Weiſe, wie $. 68. erwähnt, behaͤndigt und 
daruͤber am Rande des Protokolls ein Vermerk gemacht. 
TE 
Das von jedem Haffgerichtstage beſonders zu führende Protokoll wird 
am Schluſſe vom Ober-Fiſchmeiſter und Protokollfuͤhrer, fo wie von den an— 
weſenden Fiſcherei-Aufſichtsbeamten unterzeichnet. 


$. 73. 

Wenn der am Haffgerichtstage anweſende Angeſchuldigte die That in 
Abrede ſtellt, fo genügt die Angabe des gehörig beeidigten Fiſcherei-Aufſichts⸗ 
Beamten, welcher ihn aus eigener Wahrnehmung der That bezuuͤchtigt, zu ſei⸗ 
ner Verurtheilung, falls er nicht feine Unſchuld durch einen geſetzlich zulaffigen 
Gegenbeweis auszuführen, oder die gegen ihn aufgeſtellten Beweiſe zu entkraͤften 
vermag. Dies muß aber am naͤchſten Haffgerichtstage geſchehen, und der An⸗ 
geſchuldigte zu dieſem Zwecke ſeine Vertheidigungszeugen entweder ſelbſt ge— 
w oder binnen acht Tagen deren Vorladung bei dem Ober-Fiſchmeiſter 
auswirken. 


$. 74. 

Rekurs an Gegen die vom Ober-Fiſchmeiſter ausgeſprochenen Urtheile ſteht dem An— 
een geſchuldigten in denjenigen Fallen, in welchen dies nach den betreffenden au 
5 Bu meinen Vorſchriften zulaͤſſig iſt, Berufung auf rechtliches Gehör, in = 

es Gehör, en 


Fa 
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Faͤllen aber das Niederſchlagungs⸗ oder Milderungsgeſuch zu. Dieſes Geſuch, 
durch deſſen Wahl die ſonſt ſtatthafte Provokation auf rechtliches Gehoͤr aus⸗ 
geſchloſſen wird, muß von den bei der Verurtheilung anweſenden Angeſchul⸗ 
digten ſofort am Haffgerichtstage bei Verluſt des Rechtsmittels angebracht 
werden. Dem in contumaciam Verurtheilten iſt dazu eine zehntaͤgige Friſt, 
vom Tage der Behaͤndigung des Erkenntniſſes an gerechnet, geſtattet. 

Zur Entſcheidung uͤber das Geſuch wird das Haffgerichtsprotokoll und 
das Verzeichniß an die Regierung eingeſandt, welche den Beſcheid darauf fo- 
fort zu ertheilen hat. 


$. 75. 
Die Fiſcherei-Aufſichtsbeamten, deren Angaben die volle Beweiskraft 
($. 73.) beiwohnen ſoll, muͤſſen auf Lebenszeit oder mit dem Anſpruche auf 
lebenslaͤngliche Verſorgung angeſtellt ſein und duͤrfen auch an den erkannten 
eldſtrafen und Konfiskationen keinen Antheil beziehen. 


$. 76. 

Die erkannten Strafen ſind auf Requiſition des Ober-⸗Fiſchmeiſters durch 
das Domainen⸗Rentamt, oder wenn die Verurtheilten nicht Domainen⸗Einſaſſen 
find, durch das Landraths⸗Amt zu vollſirecken. 

Im Falle des Unvermoͤgens ſollen die erkannten Geldſtrafen nach den 
alle beftehenden allgemeinen Vorſchriften in Gefaͤngnißſtrafen verwandelt 

erden. 
a 

Findet ſich in dem Verzeichniſſe $. 67. ein zur gerichtlichen Unterfuchung 
geeigneter Fall ($. 65.) aufgeführt, fo muß der Oberfiſchmeiſter hiervon ſogleich 
die kompetente Gerichtsbehoͤrde zur weiteren Veranlaſſung in Kenntniß ſetzen. 


$. 78. 
Bei der Unterſuchung und Aburtheilung der Fiſchereikontraventionen ſollen, Svortel⸗ 
außer den fuͤr die Vorladungen in Polizei⸗Kontraventionsſachen herkömmlich Sreibeit. 
zu entrichtenden Meilengeldern, keine Sporteln ſtattfinden. 


5379; 

Die Vorſchriften der Fiſchereiordnung finden außer dem kuriſchen Haff 
ſelbſt auch auf die damit in Verbindung ſtehenden Gewaͤſſer in ſo weit An— 
25 A die Fiſchereiordnung vom 11. Juni 1792. auf denſelben bisher 
egolten hat. 

Arkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Berlin, den 


Gegeben 7. März 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Rochow. o. Savigny. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arn im. Uhden. 
Beglaubigt: 
Bode. 


(Nr. 2554 — 2338.) (Nr. 2555.) 
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Ar. 2555.) Geſetz uͤber die Verpflichtung des Fiskus zur Zahlung von Zoͤgerungszinſen. 
As. * 792 Vom 7. Maͤrz 1845. N 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Um den von den getreuen Staͤnden mehrerer Provinzen vorgetragenen Wuͤn⸗ 
ſchen wegen Aufhebung des fiskaliſchen Vorrechts hinſichtlich der Zoͤgerungs— 
zinſen moͤglichſt zu entſprechen, verordnen Wir, unter Abänderung des H. 3. 
des Geſetzes vom 7. Juli 1833., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 
und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths fuͤr den ganzen Um— 
fang der Monarchie was folgt: 

Der Fiskus ſoll fortan auch in Anſehung der Verbindlichkeit, Zoͤge— 
a 2 zu zahlen, in Friedenszeiten den Privatperſonen voͤllig gleich— 
geſtellt ſein. x 

Dagegen ſoll derfelbe wahrend der Dauer eines Krieges von den bis 
zu deſſen Ausbruch gegen ihn noch nicht rechtskraͤftig feſtgeſtellten oder waͤhrend 
des Krieges faͤllig werdenden Forderungen Zoͤgerungszinſen erſt von dem Tage 
an zu entrichten verbunden ſein, an welchem das Erkenntniß uͤber die Forderung 
rechtskraͤftig wird. 2 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. Maͤrz 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. Flottwell. Uhden. 
Beglaubigt: 
Bode. 


